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Gesetz zu dem Staatsvertrag zur 
Modernisierung der Medienordnung  

in Deutschland

Vom 30. Juni 2020

Der Landtag hat am 25. Juni 2020 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zu dem Staatsvertrag zur Modernisierung der 
Medienordnung in Deutschland

Dem zwischen dem 14. und 28. April 2020 unterzeich-
neten Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienord-
nung in Deutschland zwischen dem Land Baden-Würt-

temberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem 
Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der 
Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem 
Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersach-
sen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rhein-
land-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem 
Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein 
und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der 
Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

Inkrafttreten, Bekanntmachungen

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.
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Artikel 1

Medienstaatsvertrag (MStV)

INHALTSÜBERSICHT

Präambel

I .  ABSCHNITT

Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen

§  1 Anwendungsbereich

§  2 Begriffsbestimmungen

II .  ABSCHNITT

Allgemeine Bestimmungen

1.  Unterabschni t t

Rundfunk

§  3 Allgemeine Grundsätze

§  4 Informationspflichten, Verbraucherschutz

§  5 Auskunftsrechte

§  6 Sorgfaltspflichten

§  7 Barrierefreiheit

§  8 Werbegrundsätze, Kennzeichnungspflichten

§  9 Einfügung von Rundfunkwerbung und Teleshopping

§ 10 Sponsoring

§ 11 Gewinnspiele

§ 12 Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, Medienprivileg

§ 13 Übertragung von Großereignissen

§ 14 Kurzberichterstattung

§ 15 Europäische Produktionen, Eigen-, Auftrags- und 
 Gemeinschaftsproduktionen

§ 16 Auskunftspflicht und zuständige Behörden nach  
dem Europäischen Übereinkommen über das 
 grenzüberschreitende Fernsehen

2.  Unterabschni t t

Telemedien

§ 17 Allgemeine Grundsätze, Zulassungs- und Anmeldefreiheit

§ 18 Informationspflichten und Auskunftsrechte

§ 19 Sorgfaltspflichten

§ 20 Gegendarstellung

§ 21 Barrierefreiheit

§ 22 Werbung, Sponsoring, Gewinnspiele

§ 23 Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, Medienprivileg

§ 24 Telemediengesetz, Öffentliche Stellen

§ 25 Notifizierung

III .  ABSCHNITT

Besondere Bestimmungen  
für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk

§ 26 Auftrag

§ 27 Angebote

§ 28 Fernsehprogramme

§ 29 Hörfunkprogramme

§ 30 Telemedienangebote

§ 31 Satzungen, Richtlinien, Berichtspflichten

§ 32 Telemedienkonzepte

§ 33 Jugendangebot

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag zur Modernisie-
rung der Medienordnung in Deutschland nach seinem 
Artikel 9 Absatz 2 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Gesetzblatt 
bekannt zu geben. Für den Fall, dass der Staatsvertrag 
nach seinem Artikel 9 Absatz 2 Satz 2 gegenstandslos 
wird, ist dies im Gesetzblatt bekannt zu geben. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 30. Juni 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Dr. Eisenmann Bauer

 Untersteller Lucha

 Hauk Wolf

  Hermann

Staatsvertrag zur Modernisierung  
der Medienordnung  

in Deutschland1

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2018/1808 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. November 2018 zur Änderung der Richtlinie 
2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie 
über audiovisuelle Mediendienste) im Hinblick auf sich 
verändernde Marktgegebenheiten, nachstehenden Staats-
vertrag:

1  Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europä i­
schen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein 
Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschrif­
ten und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesell­
schaft (ABl. L 241 vom 17. September 2015, S. 1).
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V. ABSCHNITT

Besondere Bestimmungen für einzelne Telemedien

1.  Unterabschni t t

Rundfunkähnliche Telemedien

§ 74 Werbung, Gewinnspiele

§ 75 Kurzberichterstattung

§ 76 Barrierefreiheit

§ 77 Europäische Produktionen

2.  Unterabschni t t

Medienplattformen und Benutzeroberflächen

§ 78 Anwendungsbereich

§ 79 Allgemeine Bestimmungen

§ 80 Signalintegrität, Überlagerungen und Skalierungen

§ 81 Belegung von Medienplattformen

§ 82 Zugang zu Medienplattformen

§ 83 Zugangsbedingungen zu Medienplattformen

§ 84 Auffindbarkeit in Benutzeroberflächen

§ 85 Transparenz

§ 86 Vorlage von Unterlagen, Zusammenarbeit mit der 
 Regulierungsbehörde für Telekommunikation

§ 87 Bestätigung der Unbedenklichkeit

§ 88 Satzungen, Richtlinien

§ 89 Überprüfungsklausel

§ 90 Bestehende Zulassungen, Zuordnungen, Zuweisungen,  Anzeige 
von bestehenden Medienplattformen oder Benutzeroberflächen

3.  Unterabschni t t

Medienintermediäre

§ 91 Anwendungsbereich

§ 92 Inländischer Zustellungsbevollmächtigter

§ 93 Transparenz

§ 94 Diskriminierungsfreiheit

§ 95 Vorlage von Unterlagen

§ 96 Satzungen und Richtlinien

4.  Unterabschni t t

Video-Sharing-Dienste

§ 97 Anwendungsbereich

§ 98 Werbung

§ 99 Schlichtungsstelle

VI.  ABSCHNITT

Übertragungskapazitäten, Weiterverbreitung

§ 100 Grundsatz

§ 101 Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapazitäten

§ 102 Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten an private 
Anbieter durch die zuständige Landesmedienanstalt

§ 103 Weiterverbreitung

VII .  ABSCHNITT

Medienaufsicht

§ 104 Organisation

§ 105 Aufgaben

§ 106 Zuständige Landesmedienanstalt

§ 34 Funktionsgerechte Finanzausstattung,  
Grundsatz des Finanzausgleichs

§ 35 Finanzierung

§ 36 Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

§ 37 Berichterstattung der Rechnungshöfe

§ 38 Zulässige Produktplatzierung

§ 39 Dauer der Rundfunkwerbung, Sponsoring

§ 40 Kommerzielle Tätigkeiten

§ 41 Beteiligung an Unternehmen

§ 42 Kontrolle der Beteiligung an Unternehmen

§ 43 Kontrolle der kommerziellen Tätigkeiten

§ 44 Haftung für kommerziell tätige Beteiligungsunternehmen

§ 45 Richtlinien

§ 46 Änderung der Werbung

§ 47 Ausschluss von Teleshopping

§ 48 Versorgungsauftrag

§ 49 Veröffentlichung von Beanstandungen

IV.  ABSCHNITT

Besondere Bestimmungen 
für den privaten Rundfunk

1.  Unterabschni t t

Anwendungsbereich, Programmgrundsätze

§ 50 Anwendungsbereich

§ 51 Programmgrundsätze

2.  Unterabschni t t

Zulassung

§ 52 Grundsatz

§ 53 Erteilung einer Zulassung für Veranstalter von bundesweit 
 ausgerichtetem Rundfunk

§ 54 Zulassungsfreie Rundfunkprogramme

§ 55 Grundsätze für das Zulassungsverfahren

§ 56 Auskunftsrechte und Ermittlungsbefugnisse

§ 57 Publizitätspflicht und sonstige Vorlagepflichten

§ 58 Vertraulichkeit

3 .  Unterabschni t t

Sicherung der Meinungsvielfalt

§ 59 Meinungsvielfalt, regionale Fenster

§ 60 Sicherung der Meinungsvielfalt im Fernsehen

§ 61 Bestimmung der Zuschaueranteile

§ 62 Zurechnung von Programmen

§ 63 Veränderung von Beteiligungsverhältnissen

§ 64 Vielfaltssichernde Maßnahmen

§ 65 Sendezeit für unabhängige Dritte

§ 66 Programmbeirat

§ 67 Richtlinien

§ 68 Sendezeit für Dritte

4.  Unterabschni t t

Finanzierung, Werbung

§ 69 Finanzierung

§ 70 Dauer der Fernsehwerbung

§ 71 Teleshopping-Fenster und Eigenwerbekanäle

§ 72 Satzungen und Richtlinien

§ 73 Ausnahmen für regionale und lokale Fernsehprogramme
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vielfalt und das kulturelle Angebot auch im deutschspra-
chigen Raum. Gleichzeitig bedarf es auch und gerade in 
einer zunehmend durch das Internet geprägten Medien-
welt staatsvertraglicher Leitplanken, die journalistische 
Standards sichern und kommunikative Chancengleich-
heit fördern. Für die Angebote des dualen Rundfunksys-
tems sowie der Presse bedarf es hierbei auch Regeln, die 
den Zugang zu Verbreitungswegen und eine diskriminie-
rungsfreie Auffindbarkeit sicherstellen.

Dieser Staatsvertrag dient, neben weiteren Regelungen 
und Förderungsvorhaben in Deutschland, der nachhalti-
gen Unterstützung neuer europäischer Film- und Fern-
sehproduktionen.

Den Landesmedienanstalten obliegt es, unter dem Ge-
sichtspunkt der Gleichbehandlung privater Veranstalter 
und Anbieter und der besseren Durchsetzbarkeit von 
Entscheidungen verstärkt zusammenzuarbeiten. 

I .  A B S C H N I T T

Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für die Veranstaltung und 
das Angebot, die Verbreitung und die Zugänglich- 
machung von Rundfunk und Telemedien in Deutschland.

(2) Soweit dieser Staatsvertrag keine anderweitigen 
 Regelungen für die Veranstaltung und Verbreitung von 
Rundfunk enthält oder solche Regelungen zulässt, sind 
die für die jeweilige Rundfunkanstalt oder den jeweili-
gen privaten Veranstalter geltenden landesrechtlichen 
Vorschriften anzuwenden.

(3) Für Fernsehveranstalter gelten dieser Staatsvertrag 
und die landesrechtlichen Vorschriften, wenn sie in 
Deutschland niedergelassen sind. Ein Fernsehveranstal-
ter gilt als in Deutschland niedergelassen, wenn

1. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die re-
daktionellen Entscheidungen über das Programm dort 
getroffen werden,

2. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die re-
daktionellen Entscheidungen über das Programm in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
getroffen werden, jedoch

a) ein wesentlicher Teil des mit der Durchführung 
programmbezogener Tätigkeiten betrauten Perso-
nals in Deutschland tätig ist oder

b) ein wesentlicher Teil des mit der Ausübung sen-
dungsbezogener Tätigkeiten betrauten Personals 
sowohl in Deutschland als auch dem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union tätig ist oder

c) ein wesentlicher Teil des mit sendungsbezogenen 
Tätigkeiten betrauten Personals weder in Deutsch-
land noch dem anderen Mitgliedstaat der Europäi-

§ 107 Verfahren bei Zulassung, Zuweisung und Anzeige

§ 108 Rücknahme, Widerruf von Zulassungen und Zuweisungen

§ 109 Maßnahmen bei Rechtsverstößen

§ 110 Vorverfahren

§ 111 Zusammenarbeit mit anderen Behörden

§ 112 Finanzierung besonderer Aufgaben

§ 113 Datenschutzaufsicht bei Telemedien

VIII .  ABSCHNITT

Revision, Ordnungswidrigkeiten

§ 114 Revision zum Bundesverwaltungsgericht

§ 115 Ordnungswidrigkeiten

IX.  ABSCHNITT

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 116 Kündigung

§ 117 Übergangsbestimmung für Produktplatzierungen

§ 118 Übergangsbestimmung für Telemedienkonzepte

§ 119 Übergangsbestimmung für Zulassungen und Anzeigen

§ 120 Übergangsbestimmung zur Bestimmung der Zuschaueranteile

§ 121 Übergangsbestimmung für Benutzeroberflächen

§ 122 Regelung für Bayern

Präambel

Dieser Staatsvertrag der Länder enthält grundlegende 
Regelungen für die Veranstaltung und das Angebot, die 
Verbreitung und die Zugänglichmachung von Rundfunk 
und Telemedien in Deutschland. Er trägt der europäi-
schen und technischen Entwicklung der Medien Rech-
nung.

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk und privater Rundfunk 
sind der freien individuellen und öffentlichen Meinungs-
bildung sowie der Meinungsvielfalt verpflichtet. Beide 
Säulen des dualen Rundfunksystems müssen in der Lage 
sein, den Anforderungen des nationalen und des interna-
tionalen Wettbewerbs zu entsprechen.

Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk sind Bestand 
und Entwicklung zu gewährleisten. Dazu gehört seine 
Teilhabe an allen neuen technischen Möglichkeiten in 
der Herstellung und zur Verbreitung sowie die Möglich-
keit der Veranstaltung neuer Angebotsformen und Nut-
zung neuer Verbreitungswege. Seine finanziellen Grund-
lagen einschließlich des dazugehörigen Finanzausgleichs 
sind zu erhalten und zu sichern.

Den privaten Veranstaltern werden Ausbau und Fortent-
wicklung eines privaten Rundfunksystems, vor allem in 
technischer und programmlicher Hinsicht, ermöglicht. 
Dazu sollen ihnen ausreichende Sendekapazitäten zur 
Verfügung gestellt und angemessene Einnahmequellen 
erschlossen werden.

Die Vermehrung der Medienangebote (Rundfunk und 
Telemedien) in Europa durch die Möglichkeiten der fort-
schreitenden Digitalisierung stärkt die Informations-
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oder Benutzeroberflächen sind dann als zur Nutzung in 
Deutschland bestimmt anzusehen, wenn sie sich in der 
Gesamtschau, insbesondere durch die verwendete Spra-
che, die angebotenen Inhalte oder Marketingaktivitäten, 
an Nutzer in Deutschland richten oder in Deutschland 
einen nicht unwesentlichen Teil ihrer Refinanzierung er-
zielen. Für die Zwecke der §§ 97 bis 99 gilt dieser Staats-
vertrag für Video-Sharing-Dienste im Anwendungs-
bereich der Richtlinie 2010/13/EU, wenn sie nach den 
Vorschriften des Telemediengesetzes in Deutschland nie-
dergelassen sind; im Übrigen gilt Satz 1.

(9) Fernsehveranstalter sind verpflichtet, die nach Lan-
desrecht zuständige Stelle über alle Änderungen zu in-
formieren, die die Feststellung der Rechtshoheit nach 
den Absätzen 3 und 4 berühren könnten. Die Landesme-
dienanstalten erstellen eine Liste der der Rechtshoheit 
Deutschlands unterworfenen privaten Fernsehveranstal-
ter, halten die Liste auf dem neuesten Stand und geben 
an, auf welchen der in den Absätzen 3 und 4 genannten 
Kriterien die Rechtshoheit beruht. Die Liste und alle Ak-
tualisierungen dieser Liste werden der Europäischen 
Kommission mitsamt der Liste der öffentlich-rechtlichen 
Fernsehveranstalter übermittelt.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Rundfunk ist ein linearer Informations- und Kommu-
nikationsdienst; er ist die für die Allgemeinheit und zum 
zeitgleichen Empfang bestimmte Veranstaltung und Ver-
breitung von journalistisch-redaktionell gestalteten An-
geboten in Bewegtbild oder Ton entlang eines Sende-
plans mittels Telekommunikation. Der Begriff schließt 
Angebote ein, die verschlüsselt verbreitet werden oder 
gegen besonderes Entgelt empfangbar sind. Telemedien 
sind alle elektronischen Informations- und Kommuni-
kationsdienste, soweit sie nicht Telekommunikations-
dienste nach § 3 Nr. 24 des Telekommunikationsgesetzes 
sind, die ganz in der Übertragung von Signalen über Te-
lekommunikationsnetze bestehen, oder telekommunika-
tionsgestützte Dienste nach § 3 Nr. 25 des Telekommuni-
kationsgesetzes oder Rundfunk nach Satz 1 und 2 sind. 

(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages ist

 1. Rundfunkprogramm eine nach einem Sendeplan 
zeitlich geordnete Folge von Inhalten,

 2. Sendeplan die auf Dauer angelegte, vom Veranstalter 
bestimmte und vom Nutzer nicht veränderbare Fest-
legung der inhaltlichen und zeitlichen Abfolge von 
Sendungen,

 3. Sendung ein unabhängig von seiner Länge inhaltlich 
zusammenhängender, geschlossener, zeitlich be-
grenzter Einzelbestandteil eines Sendeplans oder Ka-
talogs,

 4. Vollprogramm ein Rundfunkprogramm mit vielfäl-
tigen Inhalten, in welchem Information, Bildung, 

schen Union tätig ist, aber der Fernsehveranstalter 
in Deutschland zuerst seine Tätigkeit begonnen hat 
und eine dauerhafte und tatsächliche Verbindung 
mit der Wirtschaft Deutschlands fortbesteht, oder

3. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die 
 redaktionellen Entscheidungen über das Programm in 
einem Drittstaat getroffen werden oder umgekehrt und 
vorausgesetzt, ein wesentlicher Teil des mit der Durch-
führung programmbezogener Tätigkeiten betrauten 
Personals ist in Deutschland tätig.

(4) Für Fernsehveranstalter, sofern sie nicht bereits auf-
grund der Niederlassung der Rechtshoheit Deutschlands 
oder eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen 
Union unterliegen, gelten dieser Staatsvertrag und die 
landesrechtlichen Vorschriften auch, wenn sie

1. eine in Deutschland gelegene Satelliten-Bodenstation 
für die Aufwärtsstrecke nutzen oder

2. zwar keine in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union gelegene Satelliten-Bodenstation für die Auf-
wärtsstrecke nutzen, aber eine Deutschland zugewie-
sene Übertragungskapazität eines Satelliten nutzen. 
Liegt keines dieser beiden Kriterien vor, gelten dieser 
Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vorschriften 
auch für Fernsehveranstalter, wenn sie in Deutschland 
gemäß den Artikeln 49 bis 55 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. C 202 
vom 7. Juni 2016, S. 47), niedergelassen sind.

(5) Dieser Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vor-
schriften gelten nicht für Programme von Fernsehveran-
staltern, die

1. ausschließlich zum Empfang in Drittländern bestimmt 
sind und

2. nicht unmittelbar oder mittelbar von der Allgemein-
heit mit handelsüblichen Verbraucherendgeräten in 
 einem Staat innerhalb des Geltungsbereichs der Richt-
linie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung be-
stimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller 
Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Medien-
dienste) (ABl. L 95 vom 15. April 2010, S. 1), die 
durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 (ABl. L 303 vom 
28. November 2018, S. 69) geändert worden ist, emp-
fangen werden.

(6) Die Bestimmungen des II. und IV. Abschnitts gelten 
für Teleshoppingkanäle nur, sofern dies ausdrücklich be-
stimmt ist.

(7) Für Anbieter von Telemedien gilt dieser Staatsver-
trag, wenn sie nach den Vorschriften des Telemedienge-
setzes in Deutschland niedergelassen sind.

(8) Abweichend von Absatz 7 gilt dieser Staatsvertrag 
für Medienintermediäre, Medienplattformen und Benut-
zeroberflächen, soweit sie zur Nutzung in Deutschland 
bestimmt sind. Medienintermediäre, Medienplattformen 
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11. Teleshopping die Sendung direkter Angebote an die 
Öffentlichkeit für den Absatz von Waren oder die 
 Erbringung von Dienstleistungen, einschließlich un-
beweglicher Sachen, Rechte und Verpflichtungen, 
gegen Entgelt in Form von Teleshoppingkanälen, 
-fenstern und -spots,

12. Produktplatzierung jede Form der Werbung, die da-
rin besteht, gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegen-
leistung ein Produkt, eine Dienstleistung oder die 
entsprechende Marke einzubeziehen oder darauf Be-
zug zu nehmen, sodass diese innerhalb einer Sen-
dung oder eines nutzergenerierten Videos erschei-
nen. Die kostenlose Bereitstellung von Waren oder 
Dienstleistungen ist Produktplatzierung, sofern die 
betreffende Ware oder Dienstleistung von bedeuten-
dem Wert ist,

13. rundfunkähnliches Telemedium ein Telemedium mit 
Inhalten, die nach Form und Gestaltung hörfunk- 
oder fernsehähnlich sind und die aus einem von 
 einem Anbieter festgelegten Katalog zum individuel-
len Abruf zu einem vom Nutzer gewählten Zeitpunkt 
bereitgestellt werden (Audio- und audiovisuelle 
 Mediendienste auf Abruf); Inhalte sind insbeson-
dere Hörspiele, Spielfilme, Serien, Reportagen, Do-
kumentationen, Unterhaltungs-, Informations- oder 
Kindersendungen,

14. Medienplattform jedes Telemedium, soweit es Rund-
funk, rundfunkähnliche Telemedien oder Telemedien 
nach § 19 Abs. 1 zu einem vom Anbieter bestimmten 
Gesamtangebot zusammenfasst. Die Zusammenfas-
sung von Rundfunk, rundfunkähnlichen Telemedien 
oder Telemedien nach § 19 Abs. 1 ist auch die 
 Zusammenfassung von softwarebasierten Anwen-
dungen, welche im Wesentlichen der unmittelbaren 
 Ansteuerung von Rundfunk, rundfunkähnlichen 
 Telemedien, Telemedien nach § 19 Abs. 1 oder Tele-
medien im Sinne des Satz 1 dienen. Keine Medien-
plattformen in diesem Sinne sind

a)  Angebote, die analog über eine Kabelanlage ver-
breitet werden,

b)  das Gesamtangebot von Rundfunk, rundfunkähn-
lichen Telemedien oder Telemedien nach § 19 
Abs. 1, welches ausschließlich in der inhaltlichen 
Verantwortung einer oder mehrerer öffentlich-
rechtlicher Rundfunkanstalten oder eines privaten 
Anbieters von Rundfunk, rundfunkähnlichen Te-
lemedien oder Telemedien nach § 19 Abs. 1 oder 
von Unternehmen, deren Programme ihm nach 
§ 62 zuzurechnen sind, stehen; Inhalte aus nach 
§ 59 Abs. 4 aufgenommenen Fensterprogrammen 
oder Drittsendezeiten im Sinne des § 65 sind un-
schädlich,

15. Benutzeroberfläche die textlich, bildlich oder akus-
tisch vermittelte Übersicht über Angebote oder In-
halte einzelner oder mehrerer Medienplattformen, 
die der Orientierung dient und unmittelbar die Aus-

Beratung und Unterhaltung einen wesentlichen Teil 
des Gesamtprogramms bilden,

 5. Spartenprogramm ein Rundfunkprogramm mit im 
wesentlichen gleichartigen Inhalten,

 6. Regionalfensterprogramm ein zeitlich und räumlich 
begrenztes Rundfunkprogramm mit im wesentlichen 
regionalen Inhalten im Rahmen eines Hauptpro-
gramms,

 7. Werbung jede Äußerung, die der unmittelbaren oder 
mittelbaren Förderung des Absatzes von Waren und 
Dienstleistungen, einschließlich unbeweglicher Sa-
chen, Rechte und Verpflichtungen, oder des Erschei-
nungsbilds natürlicher oder juristischer Personen, die 
einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen, dient und 
gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung oder 
als Eigenwerbung im Rundfunk oder in einem Tele-
medium aufgenommen ist. Werbung ist insbesondere 
Rundfunkwerbung, Sponsoring, Teleshopping und 
Produktplatzierung; § 8 Abs. 9 und § 22 Abs. 1 Satz 3 
bleiben unberührt,

 8. Rundfunkwerbung jede Äußerung bei der Ausübung 
eines Handels, Gewerbes, Handwerks oder freien 
Berufs, die im Rundfunk von einem öffentlich-recht-
lichen oder einem privaten Veranstalter oder einer 
natürlichen Person entweder gegen Entgelt oder eine 
ähnliche Gegenleistung oder als Eigenwerbung ge-
sendet wird, mit dem Ziel, den Absatz von Waren 
oder die Erbringung von Dienstleistungen, ein-
schließlich unbeweglicher Sachen, Rechte und Ver-
pflichtungen, gegen Entgelt zu fördern,

 9. Schleichwerbung die Erwähnung oder Darstellung 
von Waren, Dienstleistungen, Namen, Marken oder 
Tätigkeiten eines Herstellers von Waren oder eines 
Erbringers von Dienstleistungen in Sendungen, wenn 
sie vom Veranstalter absichtlich zu Werbezwecken 
vorgesehen ist und mangels Kennzeichnung die All-
gemeinheit hinsichtlich des eigentlichen Zweckes 
dieser Erwähnung oder Darstellung irreführen kann. 
Eine Erwähnung oder Darstellung gilt insbesondere 
dann als zu Werbezwecken beabsichtigt, wenn sie 
gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung er-
folgt,

10. Sponsoring jeder Beitrag einer natürlichen oder ju-
ristischen Person oder einer Personenvereinigung, 
die an Rundfunktätigkeiten, der Bereitstellung von 
rundfunkähnlichen Telemedien oder Video-Sharing-
Diensten oder an der Produktion audiovisueller 
Werke nicht beteiligt ist, zur direkten oder indirekten 
Finanzierung von Rundfunkprogrammen, rundfunk-
ähnlichen Telemedien, Video-Sharing-Diensten, nut-
zergenerierten Videos oder einer Sendung, um den 
Namen, die Marke, das Erscheinungsbild der Person 
oder Personenvereinigung, ihre Tätigkeit oder ihre 
Leistungen zu fördern,
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26. unter Bildung insbesondere Folgendes zu verstehen: 
Wissenschaft und Technik, Alltag und Ratgeber, 
Theologie und Ethik, Tiere und Natur, Gesellschaft, 
Kinder und Jugend, Erziehung, Geschichte und an-
dere Länder,

27. unter Kultur insbesondere Folgendes zu verstehen: 
Bühnenstücke, Musik, Fernsehspiele, Fernsehfilme 
und Hörspiele, bildende Kunst, Architektur, Philoso-
phie und Religion, Literatur und Kino,

28. unter Unterhaltung insbesondere Folgendes zu ver-
stehen: Kabarett und Comedy, Filme, Serien, Shows, 
Talk-Shows, Spiele, Musik,

29. unter öffentlich-rechtlichen Telemedienangeboten zu 
verstehen: von den in der Arbeitsgemeinschaft der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bun-
desrepublik Deutschland (ARD) zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, dem Zweiten Deut-
schen Fernsehen (ZDF) und dem Deutschlandradio 
jeweils nach Maßgabe eines nach § 32 Abs. 4 durch-
geführten Verfahrens angebotene Telemedien, die 
journalistisch-redaktionell veranlasst und journalis-
tisch-redaktionell gestaltet sind, Bild, Ton, Bewegt-
bild, Text und internetspezifische Gestaltungsmittel 
enthalten können und diese miteinander verbinden.

(3) Kein Rundfunk sind Angebote, die aus Sendungen 
bestehen, die jeweils gegen Einzelentgelt freigeschaltet 
werden.

I I .  A B S C H N I T T

Allgemeine Bestimmungen

1 .  U n t e r a b s c h n i t t

Rundfunk

§ 3

Allgemeine Grundsätze

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, das ZDF, das Deutschlandradio und alle 
Veranstalter bundesweit ausgerichteter privater Rund-
funkprogramme haben in ihren Angeboten die Würde 
des Menschen zu achten und zu schützen; die sittlichen 
und religiösen Überzeugungen der Bevölkerung sind zu 
achten. Die Angebote sollen dazu beitragen, die Achtung 
vor Leben, Freiheit und körperlicher Unversehrtheit, vor 
Glauben und Meinungen anderer zu stärken. Weiterge-
hende landesrechtliche Anforderungen an die Gestaltung 
der Angebote sowie § 51 bleiben unberührt.

§ 4

Informationspflichten, Verbraucherschutz

(1) Rundfunkveranstalter haben folgende Informationen 
im Rahmen ihres Gesamtangebots leicht, unmittelbar 
und ständig zugänglich zu machen:

wahl von Angeboten, Inhalten oder softwarebasier-
ten Anwendungen, welche im Wesentlichen der un-
mittelbaren Ansteuerung von Rundfunk, rundfunk-
ähnlichen Telemedien oder Telemedien nach § 19 
Abs. 1 dienen, ermöglicht. Benutzeroberflächen sind 
insbesondere

a)  Angebots- oder Programmübersichten einer Me-
dienplattform,

b)  Angebots- oder Programmübersichten, die nicht 
zugleich Teil einer Medienplattform sind,

c)  visuelle oder akustische Präsentationen auch ge-
rätegebundener Medienplattformen, sofern sie die 
Funktion nach Satz 1 erfüllen,

16. Medienintermediär jedes Telemedium, das auch 
journalistisch-redaktionelle Angebote Dritter aggre-
giert, selektiert und allgemein zugänglich präsentiert, 
ohne diese zu einem Gesamtangebot zusammenzu-
fassen,

17. Rundfunkveranstalter, wer ein Rundfunkprogramm 
unter eigener inhaltlicher Verantwortung anbietet,

18. Anbieter rundfunkähnlicher Telemedien, wer über 
die Auswahl der Inhalte entscheidet und die inhaltli-
che Verantwortung trägt,

19. Anbieter einer Medienplattform, wer die Verantwor-
tung für die Auswahl der Angebote einer Medien-
plattform trägt,

20. Anbieter einer Benutzeroberfläche, wer über die Ge-
staltung der Übersicht abschließend entscheidet,

21. Anbieter eines Medienintermediärs, wer die Verant-
wortung für die Aggregation, Selektion und allge-
mein zugängliche Präsentation von Inhalten trägt,

22. Video-Sharing-Dienst ein Telemedium, bei dem der 
Hauptzweck des Dienstes oder eines trennbaren Teils 
des Dienstes oder eine wesentliche Funktion des 
Dienstes darin besteht, Sendungen mit bewegten Bil-
dern oder nutzergenerierte Videos, für die der Dien-
steanbieter keine redaktionelle Verantwortung trägt, 
der Allgemeinheit bereitzustellen, wobei der Dien-
steanbieter die Organisation der Sendungen oder der 
nutzergenerierten Videos, auch mit automatischen 
Mitteln oder Algorithmen, bestimmt,

23. Video-Sharing-Diensteanbieter, wer einen Video-
Sharing-Dienst betreibt, 

24. nutzergeneriertes Video eine von einem Nutzer er-
stellte Abfolge von bewegten Bildern mit oder ohne 
Ton, die unabhängig von ihrer Länge einen Einzelbe-
standteil darstellt und die von diesem oder einem an-
deren Nutzer auf einen Video-Sharing-Dienst hoch-
geladen wird,

25. unter Information insbesondere Folgendes zu ver-
stehen: Nachrichten und Zeitgeschehen, politische 
Information, Wirtschaft, Auslandsberichte, Religiö-
ses, Sport, Regionales, Gesellschaftliches, Service 
und Zeitgeschichtliches,
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trennen und unter Nennung des Verfassers als solche zu 
kennzeichnen.

(2) Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die von 
Rundfunkveranstaltern durchgeführt werden, ist aus-
drücklich anzugeben, ob sie repräsentativ sind.

§ 7

Barrierefreiheit

(1) Die Veranstalter nach § 3 Satz 1 sollen über ihr be-
reits bestehendes Engagement hinaus im Rahmen der 
technischen und ihrer finanziellen Möglichkeiten barrie-
refreie Angebote aufnehmen und den Umfang solcher 
Angebote stetig und schrittweise ausweiten.

(2) Die Veranstalter bundesweit ausgerichteter privater 
Fernsehprogramme erstatten der jeweils zuständigen 
Landesmedienanstalt, die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF sowie 
das Deutschlandradio ihren jeweiligen Aufsichtsgremien 
mindestens alle drei Jahre Bericht über die getroffenen 
Maßnahmen nach Absatz 1. Die Berichte werden an-
schließend der Europäischen Kommission übermittelt.

§ 8

Werbegrundsätze, Kennzeichnungspflichten

(1) Werbung darf nicht

1.  die Menschenwürde verletzen,

2.  Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht, Rasse 
oder ethnischer Herkunft, Staatsangehörigkeit, Reli-
gion oder Glauben, Behinderung, Alter oder sexueller 
Orientierung beinhalten oder fördern,

3.  irreführen oder den Interessen der Verbraucher scha-
den oder

4.  Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit oder  
Sicherheit sowie in hohem Maße den Schutz der Um-
welt gefährden.

(2) Rundfunkwerbung ist Teil des Programms. Rund-
funkwerbung oder Werbetreibende dürfen das übrige 
Programm inhaltlich und redaktionell nicht beeinflussen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten für Teleshopping-Spots, Tele-
shopping-Fenster und deren Anbieter entsprechend. 

(3) Werbung muss als solche leicht erkennbar und vom 
redaktionellen Inhalt unterscheidbar sein. In der Wer-
bung dürfen keine Techniken der unterschwelligen Be-
einflussung eingesetzt werden. Auch bei Einsatz neuer 
Werbetechniken müssen Rundfunkwerbung und Tele-
shopping dem Medium angemessen durch optische oder 
akustische Mittel oder räumlich eindeutig von anderen 
Sendungsteilen abgesetzt sein. 

(4) Eine Teilbelegung des ausgestrahlten Bildes mit 
Rundfunkwerbung ist zulässig, wenn die Rundfunkwer-
bung vom übrigen Programm eindeutig optisch getrennt 

1.  Name und geografische Anschrift,

2.  Angaben, die eine schnelle und unmittelbare Kontakt-
aufnahme und eine effiziente Kommunikation ermög-
lichen, einschließlich ihrer E-Mail-Adresse oder ihrer 
Webseite,

3.  die zuständige Aufsicht und

4.  den Mitgliedstaat, deren Rechtshoheit sie unterworfen 
sind.

(2) Mit Ausnahme seiner §§ 2, 9 und 12 gelten die Rege-
lungen des EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes 
hinsichtlich der Bestimmungen dieses Staatsvertrages 
zur Umsetzung der Artikel 9, 10, 11 und Artikel 19 bis 26 
der Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung be-
stimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Me-
diendienste (Richtlinie über audiovisuelle Medien-
dienste) (ABl. L 95 vom 15. April 2010, S. 1), bei inner-
gemeinschaftlichen Verstößen entsprechend. Satz 1 gilt 
auch für Teleshoppingkanäle.

§ 5

Auskunftsrechte

(1) Rundfunkveranstalter haben gegenüber Behörden ein 
Recht auf Auskunft. Auskünfte können verweigert wer-
den, soweit

1.  durch die Auskunftserteilung die sachgemäße Durch-
führung eines schwebenden Verfahrens vereitelt, er-
schwert, verzögert oder gefährdet werden könnte oder

2.  Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen 
oder

3.  ein überwiegendes öffentliches oder schutzwürdiges 
privates Interesse verletzt würde oder

4.  ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet.

(2) Allgemeine Anordnungen, die einer Behörde Aus-
künfte an Rundfunkveranstalter verbieten, sind unzuläs-
sig.

(3) Rundfunkveranstalter können von Behörden verlan-
gen, dass sie bei der Weitergabe von amtlichen Bekannt-
machungen im Verhältnis zu anderen Bewerbern gleich-
behandelt werden.

§ 6

Sorgfaltspflichten

(1) Berichterstattung und Informationssendungen haben 
den anerkannten journalistischen Grundsätzen, auch 
beim Einsatz virtueller Elemente, zu entsprechen. Sie 
müssen unabhängig und sachlich sein. Nachrichten sind 
vor ihrer Verbreitung mit der nach den Umständen gebo-
tenen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft zu prüfen. 
Kommentare sind von der Berichterstattung deutlich zu 
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(9) Werbung politischer, weltanschaulicher oder religiö-
ser Art ist unzulässig. Unentgeltliche Beiträge im Dienst 
der Öffentlichkeit einschließlich von Spendenaufrufen 
zu Wohlfahrtszwecken gelten nicht als Werbung im 
Sinne von Satz 1. § 68 bleibt unberührt. 

(10) Werbung für alkoholische Getränke darf den über-
mäßigen Genuss solcher Getränke nicht fördern. 

(11) Die nichtbundesweite Verbreitung von Rundfunk-
werbung oder anderen Inhalten in einem bundesweit aus-
gerichteten oder zur bundesweiten Verbreitung beauf-
tragten oder zugelassenen Programm ist nur zulässig, 
wenn und soweit das Recht des Landes, in dem die nicht-
bundesweite Verbreitung erfolgt, dies gestattet. Die 
nichtbundesweit verbreitete Rundfunkwerbung oder an-
dere Inhalte privater Veranstalter bedürfen einer geson-
derten landesrechtlichen Zulassung; diese kann von ge-
setzlich zu bestimmenden inhaltlichen Voraussetzungen 
abhängig gemacht werden. 

(12) Die Absätze 1 bis 11 gelten auch für Teleshopping-
kanäle.

§ 9

Einfügung von Rundfunkwerbung und Teleshopping

(1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie Sendungen 
für Kinder dürfen nicht durch Rundfunkwerbung oder 
Teleshopping unterbrochen werden.

(2) Einzeln gesendete Werbe- und Teleshopping-Spots 
im Fernsehen müssen die Ausnahme bleiben; dies gilt 
nicht bei der Übertragung von Sportveranstaltungen. Die 
Einfügung von Werbe- oder Teleshopping-Spots im 
Fernsehen darf den Zusammenhang von Sendungen un-
ter Berücksichtigung der natürlichen Sendeunterbre-
chungen sowie der Dauer und der Art der Sendung nicht 
beeinträchtigen noch die Rechte von Rechteinhabern 
verletzen. 

(3) Filme mit Ausnahme von Serien, Reihen und Doku-
mentarfilmen sowie Kinofilme und Nachrichtensendun-
gen dürfen für jeden programmierten Zeitraum von min-
destens 30 Minuten einmal für Fernsehwerbung oder 
Teleshopping unterbrochen werden. 

(4) Richten sich Rundfunkwerbung oder Teleshopping in 
einem Fernsehprogramm eigens und häufig an Zuschauer 
eines anderen Staates, der das Europäische Übereinkom-
men über das grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert 
hat und nicht Mitglied der Europäischen Union ist, dür-
fen die für die Fernsehwerbung oder das Teleshopping 
dort geltenden Vorschriften nicht umgangen werden. 
Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften dieses Staatsver-
trages über die Rundfunkwerbung oder das Teleshopping 
strenger sind als jene Vorschriften, die in dem betreffen-
den Staat gelten, ferner nicht, wenn mit dem betroffenen 
Staat Übereinkünfte auf diesem Gebiet geschlossen wur-
den.

und als solche gekennzeichnet ist. Diese Rundfunk-
werbung wird auf die Dauer der Spotwerbung nach den 
§§ 39 und 70 angerechnet. § 9 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(5) Dauerwerbesendungen sind zulässig, wenn der Wer-
becharakter erkennbar im Vordergrund steht und die 
Werbung einen wesentlichen Bestandteil der Sendung 
darstellt. Sie müssen zu Beginn als Dauerwerbesendung 
angekündigt und während ihres gesamten Verlaufs als 
solche gekennzeichnet werden.

(6) Die Einfügung virtueller Werbung in Sendungen ist 
zulässig, wenn 

1.  am Anfang und am Ende der betreffenden Sendung 
darauf hingewiesen wird und 

2.  durch sie eine am Ort der Übertragung ohnehin beste-
hende Werbung ersetzt wird. 

Andere Rechte bleiben unberührt.

(7) Schleichwerbung und Themenplatzierung sowie ent-
sprechende Praktiken sind unzulässig. Produktplatzie-
rung ist gestattet, außer in Nachrichtensendungen und 
Sendungen zur politischen Information, Verbrauchersen-
dungen, Regionalfensterprogrammen nach § 59 Abs. 4, 
Fensterprogrammen nach § 65, Sendungen religiösen In-
halts und Kindersendungen. Sendungen, die Produkt-
platzierung enthalten, müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllen:

1.  die redaktionelle Verantwortung und Unabhängigkeit 
hinsichtlich Inhalt und Platzierung im Sendeplan müs-
sen unbeeinträchtigt bleiben, 

2.  die Produktplatzierung darf nicht unmittelbar zu Kauf, 
Miete oder Pacht von Waren oder Dienstleistungen an-
regen, insbesondere nicht durch spezielle verkaufsför-
dernde Hinweise auf diese Waren oder Dienstleistun-
gen, und 

3.  das Produkt darf nicht zu stark herausgestellt werden; 
dies gilt auch für kostenlos zur Verfügung gestellte ge-
ringwertige Güter. 

Auf eine Produktplatzierung ist eindeutig hinzuweisen. 
Sie ist zu Beginn und zum Ende einer Sendung sowie bei 
deren Fortsetzung nach einer Werbeunterbrechung oder 
im Hörfunk durch einen gleichwertigen Hinweis ange-
messen zu kennzeichnen. Die Kennzeichnungspflicht 
entfällt für Sendungen, die nicht vom Veranstalter selbst 
oder von einem mit dem Veranstalter verbundenen Un-
ternehmen produziert oder in Auftrag gegeben worden 
sind, wenn nicht mit zumutbarem Aufwand ermittelbar 
ist, ob Produktplatzierung enthalten ist; hierauf ist hinzu-
weisen. Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF und die Landesmedien-
anstalten legen eine einheitliche Kennzeichnung fest.

(8) In der Fernsehwerbung und beim Teleshopping im 
Fernsehen dürfen keine Personen auftreten, die regelmä-
ßig Nachrichtensendungen oder Sendungen zum politi-
schen Zeitgeschehen vorstellen.



438 GBl. vom 7. Juli 2020 Nr. 22

§ 12

Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, 
 Medienprivileg

(1) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen 
 Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschland-
radio oder private Rundfunkveranstalter personenbezo-
gene Daten zu journalistischen Zwecken verarbeiten, ist 
es den hiermit befassten Personen untersagt, diese perso-
nenbezogenen Daten zu anderen Zwecken zu verarbeiten 
(Datengeheimnis). Diese Personen sind bei der Auf-
nahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu ver-
pflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Been-
digung ihrer Tätigkeit fort. Im Übrigen finden für die 
Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken von der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
 natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundver-
ordnung) (ABl. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1; L 314 vom 
22. November 2016, S. 72; L 127 vom 23. Mai 2018, 
S. 2) außer den Kapiteln I, VIII, X und XI nur die Arti-
kel 5 Abs. 1 Buchst. f in Verbindung mit Abs. 2, Arti- 
kel 24 und Artikel 32 Anwendung. Artikel 82 und 83 der 
Verordnung (EU) 2016/679 gelten mit der Maßgabe, 
dass nur für eine Verletzung des Datengeheimnisses ge-
mäß den Sätzen 1 bis 3 sowie für unzureichende Maß-
nahmen nach Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f, Artikel 24 und 
32 der Verordnung (EU) 2016/679 gehaftet wird. Die 
Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die zu den in Satz 1 
genannten Stellen gehörenden Hilfs- und Beteiligungs-
unternehmen. Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschland-
radio und andere Rundfunkveranstalter sowie ihre Ver-
bände und Vereinigungen können sich Verhaltenskodizes 
geben, die in einem transparenten Verfahren erlassen und 
veröffentlicht werden. Den betroffenen Personen stehen 
nur die in den Absätzen 2 und 3 genannten Rechte zu.

(2) Führt die journalistische Verarbeitung personenbezo-
gener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellungen der 
betroffenen Person oder zu Verpflichtungserklärungen, 
Beschlüssen oder Urteilen über die Unterlassung der 
Verbreitung oder über den Widerruf des Inhalts der Da-
ten, so sind diese Gegendarstellungen, Verpflichtungs-
erklärungen und Widerrufe zu den gespeicherten Daten 
zu nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewah-
ren wie die Daten selbst sowie bei einer Übermittlung 
der Daten gemeinsam mit diesen zu übermitteln.

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem 
Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, kann die betroffene 
Person Auskunft über die der Berichterstattung zugrunde 
liegenden, zu ihrer Person gespeicherten Daten ver-
langen. Die Auskunft kann nach Abwägung der schutz-
würdigen Interessen der Beteiligten verweigert werden, 
soweit

§ 10

Sponsoring

(1) Auf das Bestehen einer Sponsoring-Vereinbarung 
muss eindeutig hingewiesen werden; bei Sendungen, die 
ganz oder teilweise gesponsert werden, muss zu Beginn 
oder am Ende auf die Finanzierung durch den Sponsor in 
vertretbarer Kürze und in angemessener Weise deutlich 
hingewiesen werden; der Hinweis ist in diesem Rahmen 
auch durch Bewegtbild möglich. Neben oder anstelle des 
Namens des Sponsors kann auch dessen Firmenemblem 
oder eine Marke, ein anderes Symbol des Sponsors, ein 
Hinweis auf seine Produkte oder Dienstleistungen oder 
ein entsprechendes unterscheidungskräftiges Zeichen 
eingeblendet werden.

(2) Der Inhalt eines gesponserten Rundfunkprogramms 
oder einer gesponserten Sendung und der Programm-
platz einer Sendung dürfen vom Sponsor nicht in der 
Weise beeinflusst werden, dass die redaktionelle Verant-
wortung und Unabhängigkeit des Rundfunkveranstalters 
beeinträchtigt werden.

(3) Gesponserte Sendungen dürfen nicht zum Verkauf, 
zum Kauf oder zur Miete oder Pacht von Erzeugnissen 
oder Dienstleistungen des Sponsors oder eines Dritten, 
vor allem durch entsprechende besondere Hinweise, 
 anregen.

(4) Nachrichtensendungen und Sendungen zur politi-
schen Information dürfen nicht gesponsert werden. In 
Kindersendungen und Sendungen religiösen Inhalts ist 
das Zeigen von Sponsorenlogos untersagt.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Teleshopping-
kanäle.

(6) § 8 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 8 bis 10 gilt entsprechend.

§ 11

Gewinnspiele

(1) Gewinnspielsendungen und Gewinnspiele sind zuläs-
sig. Sie unterliegen dem Gebot der Transparenz und des 
Teilnehmerschutzes. Sie dürfen nicht irreführen und den 
Interessen der Teilnehmer nicht schaden. Insbesondere 
ist im Programm über die Kosten der Teilnahme, die 
Teilnahmeberechtigung, die Spielgestaltung sowie über 
die Auflösung der gestellten Aufgabe zu informieren. 
Die Belange des Jugendschutzes sind zu wahren. Für die 
Teilnahme darf nur ein Entgelt bis zu 0,50 Euro verlangt 
werden; § 35 Satz 3 bleibt unberührt.

(2) Der Veranstalter hat der für die Aufsicht zuständigen 
Stelle auf Verlangen alle Unterlagen vorzulegen und 
Auskünfte zu erteilen, die zur Überprüfung der ord-
nungsgemäßen Durchführung der Gewinnspielsendun-
gen und Gewinnspiele erforderlich sind.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Teleshopping-
kanäle.
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2.  bei Fußball-Europa- und -Weltmeisterschaften alle 
Spiele mit deutscher Beteiligung sowie unabhängig 
von einer deutschen Beteiligung das Eröffnungsspiel, 
die Halbfinalspiele und das Endspiel,

3.  die Halbfinalspiele und das Endspiel um den Vereins-
pokal des Deutschen Fußball-Bundes,

4.  Heim- und Auswärtsspiele der deutschen Fußball-
nationalmannschaft,

5.  Endspiele der europäischen Vereinsmeisterschaften im 
Fußball (Champions League, Europa League) bei 
deutscher Beteiligung.

Bei Großereignissen, die aus mehreren Einzelereignissen 
bestehen, gilt jedes Einzelereignis als Großereignis. Die 
Aufnahme oder Herausnahme von Ereignissen in diese 
Bestimmung ist nur durch Staatsvertrag aller Länder 
 zulässig.

(3) Teilt ein Mitgliedstaat der Europäischen Union seine 
Bestimmungen über die Ausstrahlung von Großereignis-
sen nach Artikel 14 Abs. 2 der Richtlinie 2010/13/EU der 
Europäischen Kommission mit und erhebt die Kommis-
sion nicht binnen drei Monaten seit der Mitteilung Ein-
wände und werden die Bestimmungen des betreffenden 
Mitgliedstaates im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht, ist die Ausstrahlung von Großereignissen 
verschlüsselt und gegen Entgelt für diesen Mitgliedstaat 
nur zulässig, wenn der Fernsehveranstalter nach den im 
Amtsblatt veröffentlichten Bestimmungen des betreffen-
den Mitgliedstaates eine Übertragung in einem frei zu-
gänglichen Programm ermöglicht. 

(4) Sind Bestimmungen eines Staates, der das Europä-
ische Übereinkommen über das grenzüberschreitende 
Fernsehen in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 
9. September 1998 ratifiziert hat, nach dem Verfahren 
nach Artikel 9a Abs. 3 des Übereinkommens veröffent-
licht, gilt diese Regelung für Veranstalter in Deutschland 
nach Maßgabe des Satzes 4, es sei denn, die Regierungs-
chefinnen und Regierungschefs der Länder versagen der 
Regelung innerhalb einer Frist von sechs Monaten durch 
einstimmigen Beschluss die Anerkennung. Die Anerken-
nung kann nur versagt werden, wenn die Bestimmungen 
des betreffenden Staates gegen das Grundgesetz oder die 
Europäische Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten verstoßen. Die für Veranstal-
ter in Deutschland nach dem vorbezeichneten Verfahren 
geltenden Bestimmungen sind in den amtlichen Veröf-
fentlichungsblättern der Länder bekannt zu machen. Mit 
dem Tag der letzten Bekanntmachung in den Veröffentli-
chungsblättern der Länder ist die Ausstrahlung von Gro-
ßereignissen verschlüsselt und gegen Entgelt für diesen 
betreffenden Staat nur zulässig, wenn der Fernsehveran-
stalter nach den veröffentlichten Bestimmungen des be-
treffenden Staates eine Übertragung dort in einem frei 
zugänglichen Programm ermöglicht.

(5) Verstößt ein Veranstalter gegen die Bestimmungen 
der Absätze 3 und 4, kann die Zulassung widerrufen wer-
den. Statt des Widerrufs kann die Zulassung mit Neben-

1.  aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, 
Herstellung oder Verbreitung von Rundfunksendun-
gen mitwirken oder mitgewirkt haben, geschlossen 
werden kann,

2.  aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des 
Gewährsträgers von Beiträgen, Unterlagen und Mit-
teilungen für den redaktionellen Teil geschlossen wer-
den kann oder

3.  durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst er-
langten Daten die journalistische Aufgabe durch Aus-
forschung des Informationsbestandes beeinträchtigt 
würde.

Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichti-
gung unrichtiger personenbezogener Daten im Datensatz 
oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung von an-
gemessenem Umfang verlangen. Die weitere Speiche-
rung der personenbezogenen Daten ist rechtmäßig, wenn 
dies für die Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäu-
ßerung und Information oder zur Wahrnehmung berech-
tigter Interessen erforderlich ist.

(4) Für die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschlandradio und 
private Rundfunkveranstalter sowie zu diesen gehörende 
Beteiligungs- und Hilfsunternehmen wird die Aufsicht 
über die Einhaltung der geltenden datenschutzrecht- 
lichen Bestimmungen durch Landesrecht bestimmt. Re-
gelungen dieses Staatsvertrages bleiben unberührt.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Teleshopping-
kanäle.

§ 13

Übertragung von Großereignissen

(1) Die Ausstrahlung im Fernsehen von Ereignissen von 
erheblicher gesellschaftlicher Bedeutung (Großereig-
nisse) in Deutschland verschlüsselt und gegen besonde-
res Entgelt ist nur zulässig, wenn der Fernsehveranstalter 
selbst oder ein Dritter zu angemessenen Bedingungen 
ermöglicht, dass das Ereignis zumindest in einem frei 
empfangbaren und allgemein zugänglichen Fernsehpro-
gramm in Deutschland zeitgleich oder, sofern wegen pa-
rallel laufender Einzelereignisse nicht möglich, gering-
fügig zeitversetzt ausgestrahlt werden kann. Besteht 
keine Einigkeit über die Angemessenheit der Bedingun-
gen, sollen die Parteien rechtzeitig vor dem Ereignis ein 
schiedsrichterliches Verfahren nach den §§ 1025 ff. der 
Zivilprozessordnung vereinbaren; kommt die Vereinba-
rung eines schiedsrichterlichen Verfahrens aus Gründen, 
die der Fernsehveranstalter oder der Dritte zu vertreten 
haben, nicht zustande, gilt die Übertragung nach Satz 1 
als nicht zu angemessenen Bedingungen ermöglicht. Als 
allgemein zugängliches Fernsehprogramm gilt nur ein 
Programm, das in mehr als zwei Drittel der Haushalte 
tatsächlich empfangbar ist.

(2) Großereignisse im Sinne dieser Bestimmung sind:

1.  Olympische Sommer- und Winterspiele,
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erstattung entsprechendes billiges Entgelt verlangen. 
Wird über die Höhe des Entgelts keine Einigkeit erzielt, 
soll ein schiedsrichterliches Verfahren nach den 
§§ 1025 ff. der Zivilprozessordnung vereinbart werden. 
Das Fehlen einer Vereinbarung über die Höhe des Ent-
gelts oder über die Durchführung eines schiedsrichter-
lichen Verfahrens steht der Ausübung des Rechts auf 
Kurzberichterstattung nicht entgegen; dasselbe gilt für 
einen bereits anhängigen Rechtsstreit über die Höhe des 
Entgelts.

(8) Die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung 
setzt eine Anmeldung des Fernsehveranstalters bis spä-
testens zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung beim 
Veranstalter voraus. Dieser hat spätestens fünf Tage vor 
dem Beginn der Veranstaltung den anmeldenden Fern-
sehveranstaltern mitzuteilen, ob genügend räumliche 
und technische Möglichkeiten für eine Übertragung oder 
Aufzeichnung bestehen. Bei kurzfristigen Veranstaltun-
gen und bei Ereignissen haben die Anmeldungen zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu erfolgen.

(9) Reichen die räumlichen und technischen Gegebenhei-
ten für eine Berücksichtigung aller Anmeldungen nicht 
aus, haben zunächst die Fernsehveranstalter Vorrang, die 
vertragliche Vereinbarungen mit dem Veranstalter oder 
dem Träger des Ereignisses geschlossen haben. Darüber 
hinaus steht dem Veranstalter oder dem Träger des Ereig-
nisses ein Auswahlrecht zu. Dabei sind zunächst solche 
Fernsehveranstalter zu berücksichtigen, die eine umfas-
sende Versorgung des Landes sicher stellen, in dem die 
Veranstaltung oder das Ereignis stattfindet.

(10) Fernsehveranstalter, die die Kurzberichterstattung 
wahrnehmen, sind verpflichtet, das Signal und die Auf-
zeichnung unmittelbar denjenigen Fernsehveranstaltern 
gegen Ersatz der angemessenen Aufwendungen zur Ver-
fügung zu stellen, die nicht zugelassen werden konnten.

(11) Trifft der Veranstalter oder der Träger eines Ereignis-
ses eine vertragliche Vereinbarung mit einem Fernsehver-
anstalter über eine Berichterstattung, hat er dafür Sorge zu 
tragen, dass mindestens ein anderer Fernsehveranstalter 
eine Kurzberichterstattung wahrnehmen kann.

(12) Die für die Kurzberichterstattung nicht verwerteten 
Teile sind spätestens drei Monate nach Beendigung der 
Veranstaltung oder des Ereignisses zu vernichten; die 
Vernichtung ist dem betreffenden Veranstalter oder 
 Träger des Ereignisses schriftlich mitzuteilen. Die Frist 
wird durch die Ausübung berechtigter Interessen Dritter 
unterbrochen.

§ 15

Europäische Produktionen, Eigen-, Auftrags- und 
 Gemeinschaftsproduktionen

(1) Die Fernsehveranstalter tragen zur Sicherung von 
deutschen und europäischen Film- und Fernsehproduk-
tionen als Kulturgut sowie als Teil des audiovisuellen 
Erbes bei.

bestimmungen versehen werden, soweit dies ausreicht, 
den Verstoß zu beseitigen.

§ 14

Kurzberichterstattung

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurzberichterstattung 
über Veranstaltungen und Ereignisse, die öffentlich 
 zugänglich und von allgemeinem Informationsinteresse 
sind, steht jedem in Europa zugelassenen Fernsehver-
anstalter zu eigenen Sendezwecken zu. Dieses Recht 
schließt die Befugnis zum Zugang, zur kurzzeitigen Di-
rektübertragung, zur Aufzeichnung, zu deren Auswer-
tung zu einem einzigen Beitrag und zur Weitergabe unter 
den Voraussetzungen der Absätze 2 bis 12 ein.

(2) Anderweitige gesetzliche Bestimmungen, insbeson-
dere solche des Urheberrechts und des Persönlichkeits-
schutzes, bleiben unberührt.

(3) Auf die Kirchen und auf andere Religionsgemein-
schaften sowie deren Einrichtungen mit entsprechender 
Aufgabenstellung findet Absatz 1 keine Anwendung.

(4) Die unentgeltliche Kurzberichterstattung ist auf eine 
dem Anlass entsprechende nachrichtenmäßige Kurzbe-
richterstattung beschränkt. Die zulässige Dauer bemisst 
sich nach der Länge der Zeit, die notwendig ist, um den 
nachrichtenmäßigen Informationsgehalt der Veranstal-
tung oder des Ereignisses zu vermitteln. Bei kurzfristig 
und regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen ver-
gleichbarer Art beträgt die Obergrenze der Dauer in der 
Regel eineinhalb Minuten. Werden Kurzberichte über 
Veranstaltungen vergleichbarer Art zusammengefasst, 
muss auch in dieser Zusammenfassung der nachrichten-
mäßige Charakter gewahrt bleiben.

(5) Das Recht auf Kurzberichterstattung muss so ausge-
übt werden, dass vermeidbare Störungen der Veranstal-
tung oder des Ereignisses unterbleiben. Der Veranstalter 
kann die Übertragung oder die Aufzeichnung einschrän-
ken oder ausschließen, wenn anzunehmen ist, dass sonst 
die Durchführung der Veranstaltung infrage gestellt oder 
das sittliche Empfinden der Veranstaltungsteilnehmer 
gröblich verletzt würde. Das Recht auf Kurzberichter-
stattung ist ausgeschlossen, wenn Gründe der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung entgegenstehen und diese 
das öffentliche Interesse an der Information überwiegen. 
Unberührt bleibt im Übrigen das Recht des Veranstalters, 
die Übertragung oder die Aufzeichnung der Veranstal-
tung insgesamt auszuschließen.

(6) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstat-
tung kann der Veranstalter das allgemein vorgesehene 
Eintrittsgeld verlangen; im Übrigen ist ihm Ersatz seiner 
notwendigen Aufwendungen zu leisten, die durch die 
Ausübung des Rechts entstehen.

(7) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstat-
tung über berufsmäßig durchgeführte Veranstaltungen 
kann der Veranstalter ein dem Charakter der Kurzbericht-
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2 .  U n t e r a b s c h n i t t

Telemedien

§ 17

Allgemeine Grundsätze, Zulassungs-  
und Anmeldefreiheit

Telemedien sind im Rahmen der Gesetze zulassungs- 
und anmeldefrei. Für die Angebote gilt die verfassungs-
mäßige Ordnung. Die Vorschriften der allgemeinen Ge-
setze und die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz 
der persönlichen Ehre sind einzuhalten. 

§ 18

Informationspflichten und Auskunftsrechte

(1) Anbieter von Telemedien, die nicht ausschließlich 
persönlichen oder familiären Zwecken dienen, haben 
 folgende Informationen leicht erkennbar, unmittelbar er-
reichbar und ständig verfügbar zu halten:

1.  Name und Anschrift sowie

2.  bei juristischen Personen auch Name und Anschrift 
des Vertretungsberechtigten.

(2) Anbieter von Telemedien mit journalistisch-redak-
tionell gestalteten Angeboten, in denen insbesondere 
vollständig oder teilweise Inhalte periodischer Drucker-
zeugnisse in Text oder Bild wiedergegeben werden, ha-
ben zusätzlich zu den Angaben nach den §§ 5 und 6 des 
Telemediengesetzes einen Verantwortlichen mit Angabe 
des Namens und der Anschrift zu benennen. Werden 
mehrere Verantwortliche benannt, ist kenntlich zu ma-
chen, für welchen Teil des Dienstes der jeweils Benannte 
verantwortlich ist. Als Verantwortlicher darf nur benannt 
werden, wer

1.  seinen ständigen Aufenthalt im Inland hat,

2.  die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, nicht 
durch Richterspruch verloren hat,

3.  unbeschränkt geschäftsfähig ist und

4.  unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden kann.

Satz 3 Nr. 3 und 4 gilt nicht für Jugendliche, die Teleme-
dien verantworten, die für Jugendliche bestimmt sind.

(3) Anbieter von Telemedien in sozialen Netzwerken 
sind verpflichtet, bei mittels eines Computerprogramms 
automatisiert erstellten Inhalten oder Mitteilungen den 
Umstand der Automatisierung kenntlich zu machen, so-
fern das hierfür verwandte Nutzerkonto seinem äußeren 
Erscheinungsbild nach für die Nutzung durch natürliche 
Personen bereitgestellt wurde. Dem Inhalt oder der Mit-
teilung ist der Hinweis gut lesbar bei- oder voranzustel-
len, dass dieser oder diese unter Einsatz eines das Nut-
zerkonto steuernden Computerprogrammes automatisiert 
erstellt und versandt wurde. Ein Erstellen im Sinne die-
ser Vorschrift liegt nicht nur vor, wenn Inhalte und Mit-

(2) Zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachigen 
und europäischen Raum und zur Förderung von euro- 
päischen Film- und Fernsehproduktionen sollen die 
Fernsehveranstalter den Hauptteil ihrer insgesamt für 
Spielfilme, Fernsehspiele, Serien, Dokumentarsendun-
gen und vergleichbare Produktionen vorgesehenen Sen-
dezeit europäischen Werken entsprechend dem europäi-
schen Recht vorbehalten.

(3) Fernsehvollprogramme sollen einen wesentlichen 
Anteil an Eigenproduktionen sowie Auftrags- und Ge-
meinschaftsproduktionen aus dem deutschsprachigen 
und europäischen Raum enthalten. Das gleiche gilt für 
Fernsehspartenprogramme, soweit dies nach ihren in-
haltlichen Schwerpunkten möglich ist.

(4) Im Rahmen seines Programmauftrages und unter Be-
rücksichtigung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
zur qualitativen und quantitativen Sicherung seiner Pro-
grammbeschaffung berechtigt, sich an Filmförderungen 
zu beteiligen, ohne dass unmittelbar eine Gegenleistung 
erfolgen muss. Weitere landesrechtliche Regelungen 
bleiben unberührt.

§ 16

Auskunftspflicht und zuständige Behörden  
nach dem Europäischen Übereinkommen über  

das grenzüberschreitende Fernsehen

(1) Die Rundfunkanstalten des Landesrechts sind ver-
pflichtet, der nach Landesrecht zuständigen Behörde ge-
mäß Artikel 6 Abs. 2 des Europäischen Übereinkommens 
über das grenzüberschreitende Fernsehen die dort aufge-
führten Informationen auf Verlangen zur Verfügung zu 
stellen. Gleiches gilt für private Fernsehveranstalter, die 
auf Verlangen die Informationen der Landesmedienan-
stalt des Landes zur Verfügung zu stellen haben, in dem 
die Zulassung erteilt wurde oder in dem der Fernsehver-
anstalter im Sinne des § 54 seinen Sitz, Wohnsitz oder in 
Ermangelung dessen seinen ständigen Aufenthalt hat. 
Diese leitet die Informationen an ihre rechtsaufsichts-
führende Behörde weiter.

(2) Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder bestimmen durch Beschluss eine oder mehrere 
der in Absatz 1 genannten Behörden, welche die Aufga-
ben nach Artikel 19 Abs. 2 und 3 des Europäischen Über-
einkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen 
wahrnehmen. Diesen Behörden sind zur Durchführung 
ihrer Aufgaben alle erforderlichen Informationen durch 
die zuständigen Behörden der einzelnen Länder zu über-
mitteln.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit 
rechtsverbindliche Berichtspflichten der Länder zum 
Rundfunk gegenüber zwischenstaatlichen Einrichtungen 
oder internationalen Organisationen bestehen. Satz 1 gilt 
auch für Teleshoppingkanäle.
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schriftlich begründet und den Beteiligten mitgeteilt 
wird, 

6.  eine Beschwerdestelle eingerichtet ist und

7.  die Einrichtung für den Beitritt weiterer Anbieter 
 offensteht.

(5) Die Entscheidung über die Anerkennung trifft die 
 zuständige Landesmedienanstalt.

(6) Die Anerkennung kann ganz oder teilweise widerru-
fen oder mit Nebenbestimmungen versehen werden, 
wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung nach-
träglich entfallen sind oder die Spruchpraxis der Einrich-
tung nicht mit den Bestimmungen dieses Staatsvertrages 
übereinstimmt. Eine Entschädigung für Vermögensnach-
teile durch den Widerruf der Anerkennung wird nicht ge-
währt.

(7) Die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen 
Selbstkontrolle sollen sich über die Anwendung der 
 Absätze 1 und 2 abstimmen.

(8) Die zuständige Landesmedienanstalt kann Entschei-
dungen einer anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle, die die Grenzen des Beurteilungsspiel-
raums überschreiten, beanstanden und ihre Aufhebung 
verlangen. Kommt eine anerkannte Einrichtung der Frei-
willigen Selbstkontrolle ihren Aufgaben und Pflichten 
nicht nach, kann die zuständige Landesmedienanstalt 
verlangen, dass sie diese erfüllt. Eine Entschädigung für 
hierdurch entstehende Vermögensnachteile wird nicht 
gewährt.

§ 20

Gegendarstellung

(1) Anbieter von Telemedien mit journalistisch-redaktio-
nell gestalteten Angeboten, in denen insbesondere voll-
ständig oder teilweise Inhalte periodischer Druckerzeug-
nisse in Text oder Bild wiedergegeben werden, sind ver-
pflichtet, unverzüglich eine Gegendarstellung der Person 
oder Stelle, die durch eine in ihrem Angebot aufgestellte 
Tatsachenbehauptung betroffen ist, ohne Kosten für den 
Betroffenen in ihr Angebot ohne zusätzliches Abrufent-
gelt aufzunehmen. Die Gegendarstellung ist ohne Ein-
schaltungen und Weglassungen in gleicher Aufmachung 
wie die Tatsachenbehauptung anzubieten. Die Gegen-
darstellung ist so lange wie die Tatsachenbehauptung in 
unmittelbarer Verknüpfung mit ihr anzubieten. Wird die 
Tatsachenbehauptung nicht mehr angeboten oder endet 
das Angebot vor Aufnahme der Gegendarstellung, ist  
die Gegendarstellung an vergleichbarer Stelle so lange 
anzubieten, wie die ursprünglich angebotene Tatsachen-
behauptung. Eine Erwiderung auf die Gegendarstellung 
muss sich auf tatsächliche Angaben beschränken und 
darf nicht unmittelbar mit der Gegendarstellung ver-
knüpft werden.

(2) Eine Verpflichtung zur Aufnahme der Gegendarstel-
lung gemäß Absatz 1 besteht nicht, wenn

teilungen unmittelbar vor dem Versenden automatisiert 
generiert werden, sondern auch, wenn bei dem Versand 
automatisiert auf einen vorgefertigten Inhalt oder eine 
vorprogrammierte Mitteilung zurückgegriffen wird.

(4) Für Anbieter von Telemedien nach Absatz 2 Satz 1 
gilt § 5 entsprechend.

§ 19

Sorgfaltspflichten

(1) Telemedien mit journalistisch-redaktionell gestalte-
ten Angeboten, in denen insbesondere vollständig oder 
teilweise Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in Text 
oder Bild wiedergegeben werden, haben den anerkann-
ten journalistischen Grundsätzen zu entsprechen. Glei-
ches gilt für andere geschäftsmäßig angebotene, jour-
nalistisch-redaktionell gestaltete Telemedien, in denen 
regelmäßig Nachrichten oder politische Informationen 
enthalten sind und die nicht unter Satz 1 fallen. Nach-
richten sind vom Anbieter vor ihrer Verbreitung mit der 
nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf Inhalt, Her-
kunft und Wahrheit zu prüfen. 

(2) Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die von 
Anbietern von Telemedien durchgeführt werden, ist aus-
drücklich anzugeben, ob sie repräsentativ sind.

(3) Anbieter nach Absatz 1 Satz 2, die nicht der Selbst-
regulierung durch den Pressekodex und der Beschwerde-
ordnung des Deutschen Presserates unterliegen, können 
sich einer nach den Absätzen 4 bis 8 anerkannten Ein-
richtung der Freiwilligen Selbstkontrolle anschließen. 
Anerkannte Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkont-
rolle überprüfen die Einhaltung der Pflichten nach den 
Absätzen 1 und 2 bei den ihnen angeschlossenen Anbie-
tern. Sie sind verpflichtet, gemäß ihrer Verfahrensord-
nung nach Absatz 4 Nr. 4 Beschwerden über die ihnen 
angeschlossenen Anbieter unverzüglich nachzugehen.

(4) Eine Einrichtung ist als Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle im Sinne des Absatzes 3 anzuerkennen, 
wenn

1.  die Unabhängigkeit und Sachkunde ihrer benannten 
Prüfer gewährleistet ist und dabei auch Vertreter aus 
gesellschaftlichen Gruppen berücksichtigt sind, die 
sich in besonderer Weise mit Fragen des Journalismus 
befassen,

2.  eine sachgerechte Ausstattung sichergestellt ist,

3.  Vorgaben für die Entscheidungen der Prüfer bestehen, 
die in der Spruchpraxis die Einhaltung der Vorgaben 
der Absätze 1 und 2 zu gewährleisten geeignet sind,

4.  eine Verfahrensordnung besteht, die den Umfang und 
Ablauf der Prüfung sowie mögliche Sanktionen regelt 
und die Möglichkeit der Überprüfung von Entschei-
dungen vorsieht,

5.  gewährleistet ist, dass die betroffenen Anbieter vor 
 einer Entscheidung gehört werden, die Entscheidung 
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§ 23

Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken,  
Medienprivileg

(1) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschlandradio, 
private Rundfunkveranstalter oder Unternehmen und 
Hilfsunternehmen der Presse als Anbieter von Tele-
medien personenbezogene Daten zu journalistischen 
Zwecken verarbeiten, ist es den hiermit befassten Perso-
nen untersagt, diese personenbezogenen Daten zu ande-
ren Zwecken zu verarbeiten (Datengeheimnis). Diese 
Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das 
Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis 
besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im 
Übrigen finden für die Datenverarbeitung zu journalisti-
schen Zwecken außer den Kapiteln I, VIII, X und XI der 
Verordnung (EU) 2016/679 nur die Artikel 5 Abs. 1 
Buchst. f in Verbindung mit Abs. 2, Artikel 24 und Arti-
kel 32 der Verordnung (EU) 2016/679 Anwendung. Arti-
kel 82 und 83 der Verordnung (EU) 2016/679 gelten mit 
der Maßgabe, dass nur für eine Verletzung des Daten-
geheimnisses gemäß den Sätzen 1 bis 3 sowie für unzu-
reichende Maßnahmen nach Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f, 
Artikel 24 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 gehaf-
tet wird. Kapitel VIII der Verordnung (EU) 2016/679 fin-
det keine Anwendung, soweit Unternehmen, Hilfs- und 
Beteiligungsunternehmen der Presse der Selbstregulie-
rung durch den Pressekodex und der Beschwerdeord-
nung des Deutschen Presserates unterliegen. Die Sätze 1 
bis 6 gelten entsprechend für die zu den in Satz 1 ge-
nannten Stellen gehörenden Hilfs- und Beteiligungsun-
ternehmen. Den betroffenen Personen stehen nur die in 
den Absätzen 2 und 3 genannten Rechte zu.

(2) Werden personenbezogene Daten von einem Anbieter 
von Telemedien zu journalistischen Zwecken gespei-
chert, verändert, übermittelt, gesperrt oder gelöscht und 
wird die betroffene Person dadurch in ihrem Persönlich-
keitsrecht beeinträchtigt, kann sie Auskunft über die zu-
grunde liegenden, zu ihrer Person gespeicherten Daten 
verlangen. Die Auskunft kann nach Abwägung der 
schutzwürdigen Interessen der Beteiligten verweigert 
werden, soweit

1.  aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, 
Herstellung oder Verbreitung mitgewirkt haben, ge-
schlossen werden kann,

2.  aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des 
Gewährsträgers von Beiträgen, Unterlagen und Mit-
teilungen für den redaktionellen Teil geschlossen wer-
den kann oder

3.  durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst er-
langten Daten die journalistische Aufgabe des Anbie-
ters durch Ausforschung des Informationsbestandes 
beeinträchtigt würde.

1.  der Betroffene kein berechtigtes Interesse an der 
 Gegendarstellung hat,

2.  der Umfang der Gegendarstellung unangemessen über 
den der beanstandeten Tatsachenbehauptung hinaus-
geht,

3.  die Gegendarstellung sich nicht auf tatsächliche Anga-
ben beschränkt oder einen strafbaren Inhalt hat oder

4.  die Gegendarstellung nicht unverzüglich, spätestens 
sechs Wochen nach dem letzten Tage des Angebots 
des beanstandeten Textes, jedenfalls jedoch drei Mo-
nate nach der erstmaligen Einstellung des Angebots, 
dem in Anspruch genommenen Anbieter schriftlich 
und von dem Betroffenen oder seinem gesetzlichen 
Vertreter unterzeichnet zugeht.

(3) Für die Durchsetzung des vergeblich geltend ge-
machten Gegendarstellungsanspruchs ist der ordentliche 
Rechtsweg gegeben. Auf dieses Verfahren sind die Vor-
schriften der Zivilprozessordnung über das Verfahren auf 
Erlass einer einstweiligen Verfügung entsprechend anzu-
wenden. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht nicht 
glaubhaft gemacht zu werden. Ein Verfahren zur Haupt-
sache findet nicht statt.

(4) Eine Verpflichtung zur Gegendarstellung besteht 
nicht für wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche Sit-
zungen der übernationalen parlamentarischen Organe, 
der gesetzgebenden Organe des Bundes und der Länder 
sowie derjenigen Organe und Stellen, bei denen das 
 jeweilige Landespressegesetz eine presserechtliche 
 Gegendarstellung ausschließt.

§ 21

Barrierefreiheit

Anbieter von Telemedien sollen im Rahmen der techni-
schen und ihrer finanziellen Möglichkeiten den barriere-
freien Zugang zu Fernsehprogrammen und fernsehähnli-
chen Telemedien unterstützen.

§ 22

Werbung, Sponsoring, Gewinnspiele

(1) Werbung muss als solche klar erkennbar und vom 
 übrigen Inhalt der Angebote eindeutig getrennt sein. In 
der Werbung dürfen keine unterschwelligen Techniken 
eingesetzt werden. Bei Werbung politischer, weltan-
schaulicher oder religiöser Art muss auf den Werbetrei-
benden oder Auftraggeber in angemessener Weise deut-
lich hingewiesen werden; § 10 Abs. 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(2) Für Sponsoring bei Fernsehtext gilt § 10 entspre-
chend.

(3) Für Gewinnspiele in Telemedien nach § 19 Abs. 1 gilt 
§ 11 entsprechend.
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I I I .  A B S C H N I T T

Besondere Bestimmungen 
für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk

§ 26

Auftrag

(1) Auftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
ist, durch die Herstellung und Verbreitung ihrer Ange-
bote als Medium und Faktor des Prozesses freier indivi-
dueller und öffentlicher Meinungsbildung zu wirken und 
dadurch die demokratischen, sozialen und kulturellen 
Bedürfnisse der Gesellschaft zu erfüllen. Die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten haben in ihren Angeboten 
einen umfassenden Überblick über das internationale, 
europäische, nationale und regionale Geschehen in allen 
wesentlichen Lebensbereichen zu geben. Sie sollen hier-
durch die internationale Verständigung, die europäische 
Integration und den gesellschaftlichen Zusammenhalt  
in Bund und Ländern fördern. Ihre Angebote haben der 
Bildung, Information, Beratung und Unterhaltung zu 
dienen. Sie haben Beiträge insbesondere zur Kultur an-
zubieten. Auch Unterhaltung soll einem öffentlich-recht-
lichen Angebotsprofil entsprechen.

(2) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben 
bei der Erfüllung ihres Auftrags die Grundsätze der 
 Objektivität und Unparteilichkeit der Berichterstattung, 
die Meinungsvielfalt sowie die Ausgewogenheit ihrer 
Angebote zu berücksichtigen.

(3) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten arbei-
ten zur Erfüllung ihres Auftrages zusammen; die Zusam-
menarbeit regeln sie in öffentlich-rechtlichen Verträgen.

(4) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind 
mit der Erbringung von Dienstleistungen von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne des Arti-
kels 106 Abs. 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auch betraut, soweit sie zur Erfül-
lung ihres Auftrags gemäß Absatz 1 bei der Herstellung 
und Verbreitung von Angeboten im Sinne des § 27 zu-
sammenarbeiten. Die Betrauung gilt insbesondere für die 
Bereiche Produktion, Produktionsstandards, Programm-
rechteerwerb, Programmaustausch, Verbreitung und 
Weiterverbreitung von Angeboten, Beschaffungswesen, 
Sendernetzbetrieb, informationstechnische und sonstige 
Infrastrukturen, Vereinheitlichung von Geschäftsprozes-
sen, Beitragsservice und allgemeine Verwaltung. Von der 
Betrauung nicht umfasst sind kommerzielle Tätigkeiten 
nach § 40 Abs. 1 Satz 2.

§ 27

Angebote

(1) Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks  
sind Rundfunkprogramme (Hörfunk- und Fernsehpro-
gramme) und Telemedienangebote nach Maßgabe dieses 
Staatsvertrages und der jeweiligen landesrechtlichen 

Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichti-
gung unrichtiger personenbezogener Daten im Datensatz 
oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung von an-
gemessenem Umfang verlangen. Die weitere Speiche-
rung der personenbezogenen Daten ist rechtmäßig, wenn 
dies für die Ausübung des Rechts auf freie Meinungs-
äußerung und Information oder zur Wahrnehmung be-
rechtigter Interessen erforderlich ist. Die Sätze 1 bis 3 
gelten nicht für Angebote von Unternehmen, Hilfs- und 
Beteiligungsunternehmen der Presse, soweit diese der 
Selbstregulierung durch den Pressekodex und der Be-
schwerdeordnung des Deutschen Presserates unterliegen.

(3) Führt die journalistische Verarbeitung personenbezo-
gener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellungen der 
betroffenen Person oder zu Verpflichtungserklärungen, 
Beschlüssen oder Urteilen über die Unterlassung der 
Verbreitung oder über den Widerruf des Inhalts der Da-
ten, sind diese Gegendarstellungen, Verpflichtungserklä-
rungen und Widerrufe zu den gespeicherten Daten zu 
nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren 
wie die Daten selbst sowie bei einer Übermittlung der 
Daten gemeinsam mit diesen zu übermitteln.

§ 24

Telemediengesetz, Öffentliche Stellen

(1) Für Telemedien, die den Bestimmungen dieses 
Staatsvertrages oder den Bestimmungen der übrigen 
 medienrechtlichen Staatsverträge der Länder unterfallen, 
gelten im Übrigen die Bestimmungen des Telemedien-
gesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung. Absatz 2 
bleibt unberührt.

(2) Für die öffentlichen Stellen der Länder gelten neben 
den vorstehenden Bestimmungen die Bestimmungen des 
Telemediengesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung 
entsprechend.

(3) Die Aufsicht über die Einhaltung der Bestimmungen 
des Telemediengesetzes richtet sich nach Landesrecht.

§ 25

Notifizierung

Änderungen dieses Unterabschnitts sowie des V. Ab-
schnitts unterliegen der Notifizierungspflicht gemäß der 
Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informa-
tionsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vor-
schriften und der Vorschriften für die Dienste der Infor-
mationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17. September 
2015, S. 1).
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2.  das Vollprogramm »arte – Der Europäische Kultur-
kanal« unter Beteiligung öffentlich-rechtlicher euro-
päischer Veranstalter,

3.  das Spartenprogramm »PHOENIX – Der Ereignis- 
und Dokumentationskanal« und

4.  das Spartenprogramm »KI.KA – Der Kinderkanal«.

(5) Die analoge Verbreitung eines bislang ausschließlich 
digital verbreiteten Programms ist unzulässig.

§ 29

Hörfunkprogramme

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten veranstalten Hörfunkprogramme ein-
zeln oder zu mehreren für ihr jeweiliges Versorgungsge-
biet auf Grundlage des jeweiligen Landesrechts; bundes-
weit ausgerichtete Hörfunkprogramme finden nicht statt. 
Ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunkpro-
gramme sind nur nach Maßgabe eines nach § 32 durch-
geführten Verfahrens zulässig.

(2) Die Gesamtzahl der terrestrisch verbreiteten Hör-
funkprogramme der in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten darf die Zahl der zum  
1. April 2004 terrestrisch verbreiteten Hörfunkpro-
gramme nicht übersteigen. Das Landesrecht kann vorse-
hen, dass die jeweilige Landesrundfunkanstalt zusätzlich 
so viele digitale terrestrische Hörfunkprogramme veran-
staltet, wie sie Länder versorgt. Das jeweilige Landes-
recht kann vorsehen, dass terrestrisch verbreitete Hör-
funkprogramme gegen andere terrestrisch verbreitete 
Hörfunkprogramme, auch gegen ein Kooperationspro-
gramm, ausgetauscht werden, wenn dadurch insgesamt 
keine Mehrkosten entstehen und sich die Gesamtzahl der 
Programme nicht erhöht. Kooperationsprogramme wer-
den jeweils als ein Programm der beteiligten Anstalten 
gerechnet. Regionale Auseinanderschaltungen von Pro-
grammen bleiben unberührt. Der Austausch eines in digi-
taler Technik verbreiteten Programms gegen ein in ana-
loger Technik verbreitetes Programm ist nicht zulässig.

(3) Das Deutschlandradio veranstaltet folgende Hörfunk-
programme mit den Schwerpunkten in den Bereichen 
Information, Bildung und Kultur:

1.  das Programm »Deutschlandfunk«,

2.  das Programm »Deutschlandfunk Kultur«,

3.  das in digitaler Technik verbreitete Programm 
»Deutschlandfunk Nova« nach Maßgabe des als 
 Anlage beigefügten Konzepts, insbesondere unter 
Rückgriff auf die Möglichkeiten nach § 5 Abs. 2 des 
Deutschlandradio-Staatsvertrages; die in der ARD 
 zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten 
kooperieren hierzu mit dem Deutschlandradio,

4.  ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunkpro-
gramme mit Inhalten aus den in den Nummern 1 bis 3 
aufgeführten Programmen nach Maßgabe eines nach 
§ 32 durchgeführten Verfahrens.

 Regelungen. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk kann 
programmbegleitend Druckwerke mit programmbezoge-
nem Inhalt anbieten.

(2) Rundfunkprogramme, die über unterschiedliche 
Übertragungswege zeitgleich verbreitet werden, gelten 
zahlenmäßig als ein Angebot.

§ 28

Fernsehprogramme

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten veranstalten gemeinsam folgende 
Fernsehprogramme:

1.  das Vollprogramm »Erstes Deutsches Fernsehen (Das 
Erste)«,

2.  zwei Programme als Zusatzangebote nach Maßgabe 
der als Anlage beigefügten Konzepte, und zwar die 
Programme

a)  »tagesschau24« und

b)  »EinsFestival«.

(2) Folgende Fernsehprogramme von einzelnen oder 
mehreren in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten werden nach Maßgabe ihres jeweili-
gen Landesrechts veranstaltet:

1.  die Dritten Fernsehprogramme einschließlich regiona-
ler Auseinanderschaltungen, und zwar jeweils

a)  des Bayerischen Rundfunks (BR),

b)  des Hessischen Rundfunks (HR),

c)  des Mitteldeutschen Rundfunks (MDR),

d)  des Norddeutschen Rundfunks (NDR),

e)  von Radio Bremen (RB),

f)  vom Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB),

g)  des Südwestrundfunks (SWR),

h)  des Saarländischen Rundfunks (SR) und

i) des Westdeutschen Rundfunks (WDR),

2.  das Spartenprogramm »ARD-alpha« mit dem Schwer-
punkt Bildung vom BR.

(3) Das ZDF veranstaltet folgende Fernsehprogramme:

1.  das Vollprogramm »Zweites Deutsches Fernsehen 
(ZDF)«,

2.  zwei Programme als Zusatzangebote nach Maßgabe 
der als Anlage beigefügten Konzepte, und zwar die 
Programme

a)  »ZDFinfo« und

b)  »ZDFneo«.

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und das ZDF veranstalten gemeinsam 
folgende Fernsehprogramme:

1.  das Vollprogramm »3sat« mit kulturellem Schwer-
punkt unter Beteiligung öffentlich-rechtlicher euro-
päischer Veranstalter,
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eignet sind, miteinander vernetzen, insbesondere durch 
Verlinkung. Sie sollen auch auf Inhalte verlinken, die 
Einrichtungen der Wissenschaft und Kultur anbieten und 
die aus journalistisch-redaktionellen Gründen für die 
 Telemedienangebote geeignet sind.

(5) Nicht zulässig sind in Telemedienangeboten:

1.  Werbung mit Ausnahme von Produktplatzierung,

2.  das Angebot auf Abruf von angekauften Spielfilmen 
und angekauften Folgen von Fernsehserien, die keine 
Auftragsproduktionen sind mit Ausnahme der in Ab-
satz 2 Satz 1 Nr. 2 genannten europäischen Werke,

3.  eine flächendeckende lokale Berichterstattung,

4.  die in der Anlage zu diesem Staatsvertrag aufgeführ-
ten Angebotsformen.

Für Produktplatzierung nach Satz 1 Nr. 1 gelten § 8 
Abs. 7 und § 38 entsprechend.

(6) Werden Telemedien von den in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten, dem ZDF oder 
dem Deutschlandradio außerhalb des von ihnen jeweils 
eingerichteten eigenen Portals verbreitet, sollen sie für 
die Einhaltung des Absatzes 5 Satz 1 Nr. 1 Sorge tragen. 
Durch die Nutzung dieses Verbreitungswegs dürfen sie 
keine Einnahmen durch Werbung und Sponsoring erzie-
len.

(7) Die Telemedienangebote dürfen nicht presseähnlich 
sein. Sie sind im Schwerpunkt mittels Bewegtbild oder 
Ton zu gestalten, wobei Text nicht im Vordergrund ste-
hen darf. Angebotsübersichten, Schlagzeilen, Sendungs-
transkripte, Informationen über die jeweilige Rundfunk-
anstalt und Maßnahmen zum Zweck der Barrierefreiheit 
bleiben unberührt. Unberührt bleiben ferner Telemedien, 
die der Aufbereitung von Inhalten aus einer konkreten 
Sendung einschließlich Hintergrundinformationen die-
nen, soweit auf für die jeweilige Sendung genutzte Mate-
rialien und Quellen zurückgegriffen wird und diese An-
gebote thematisch und inhaltlich die Sendung unterstüt-
zen, begleiten und aktualisieren, wobei der zeitliche und 
inhaltliche Bezug zu einer bestimmten Sendung im je-
weiligen Telemedienangebot ausgewiesen werden muss. 
Auch bei Telemedien nach Satz 4 soll nach Möglichkeit 
eine Einbindung von Bewegtbild oder Ton erfolgen. Zur 
Anwendung der Sätze 1 bis 5 soll von den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten und den Spitzenverbän-
den der Presse eine Schlichtungsstelle eingerichtet wer-
den.

§ 31

Satzungen, Richtlinien, Berichtspflichten

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
erlassen jeweils Satzungen oder Richtlinien zur näheren 
Durchführung ihres jeweiligen Auftrags sowie für das 
Verfahren zur Erstellung von Konzepten für Telemedien-
angebote und das Verfahren für neue Telemedienange-

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und das Deutschlandradio veröffentli-
chen in den amtlichen Verkündungsblättern der Länder 
jährlich zum 1. Januar eine Auflistung der von allen An-
stalten insgesamt veranstalteten Hörfunkprogramme.

§ 30

Telemedienangebote

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
bieten Telemedienangebote nach Maßgabe des § 2 Abs. 2 
Nr. 29 an.

(2) Der Auftrag nach Absatz 1 umfasst insbesondere

1.  Sendungen ihrer Programme auf Abruf vor und nach 
deren Ausstrahlung sowie eigenständige audiovisuelle 
Inhalte,

2.  Sendungen ihrer Programme auf Abruf von europä-
ischen Werken angekaufter Spielfilme und angekauf-
ter Folgen von Fernsehserien, die keine Auftragspro-
duktionen sind, bis zu dreißig Tage nach deren Aus-
strahlung, wobei die Abrufmöglichkeit grundsätzlich 
auf Deutschland zu beschränken ist,

3.  Sendungen ihrer Programme auf Abruf von Großer-
eignissen gemäß § 13 Abs. 2 sowie von Spielen der  
1. und 2. Fußball-Bundesliga bis zu sieben Tage da-
nach,

4.  zeit- und kulturgeschichtliche Archive mit informie-
renden, bildenden und kulturellen Telemedien.

Im Übrigen bleiben Angebote nach Maßgabe der §§ 40 
bis 44 unberührt.

(3) Durch die zeitgemäße Gestaltung der Telemedienan-
gebote soll allen Bevölkerungsgruppen die Teilhabe an 
der Informationsgesellschaft ermöglicht, Orientierungs-
hilfe geboten, Möglichkeiten der interaktiven Kommuni-
kation angeboten sowie die technische und inhaltliche 
Medienkompetenz aller Generationen und von Minder-
heiten gefördert werden. Diese Gestaltung der Tele me-
dienangebote soll die Belange von Menschen mit Be-
hinderungen besonders berücksichtigen, insbesondere in 
Form von Audiodeskription, Bereitstellung von Manu-
skripten oder Telemedien in leichter Sprache.

(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
bieten ihre Angebote in möglichst barrierefrei zugängli-
chen elektronischen Portalen an und fassen ihre Pro-
gramme unter elektronischen Programmführern zusam-
men. Soweit dies zur Erreichung der Zielgruppe aus 
journalistisch-redaktionellen Gründen geboten ist, kön-
nen sie Telemedien auch außerhalb des dafür jeweils ein-
gerichteten eigenen Portals anbieten. Die in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das 
ZDF und das Deutschlandradio sollen ihre Telemedien, 
die aus journalistisch-redaktionellen Gründen dafür ge-
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Zielgruppe verändert wird. Das Verfahren der Absätze 4 
bis 7 bezieht sich bei wesentlichen Änderungen allein 
auf die Abweichungen von den bisher veröffentlichten 
Telemedienkonzepten.

(4) Ist ein neues Telemedienangebot nach Absatz 1 oder 
die wesentliche Änderung eines bestehenden Teleme-
dienangebots nach Absatz 3 geplant, hat die Rundfunk-
anstalt gegenüber ihrem zuständigen Gremium darzule-
gen, dass das geplante, neue Telemedienangebot oder die 
wesentliche Änderung vom Auftrag umfasst ist. Es sind 
Aussagen darüber zu treffen,

1. inwieweit das neue Telemedienangebot oder die we-
sentliche Änderung den demokratischen, sozialen und 
kulturellen Bedürfnissen der Gesellschaft entspricht,

2.  in welchem Umfang durch das neue Telemedien-
angebot oder die wesentliche Änderung in qualitativer 
Hinsicht zum publizistischen Wettbewerb beigetragen 
wird und

3.  welcher finanzielle Aufwand für das neue Teleme-
dienangebot oder die wesentliche Änderung erforder-
lich ist.

Dabei sind Quantität und Qualität der vorhandenen frei 
zugänglichen Telemedienangebote, die Auswirkungen 
auf alle relevanten Märkte des geplanten, neuen Tele-
medienangebots oder der wesentlichen Änderung sowie 
jeweils deren meinungsbildende Funktion angesichts be-
reits vorhandener vergleichbarer frei zugänglicher Tele-
medienangebote, auch des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks, zu berücksichtigen.

(5) Zu den Anforderungen des Absatzes 4 ist vor Auf-
nahme eines neuen Telemedienangebots oder einer we-
sentlichen Änderung durch das zuständige Gremium 
Dritten in geeigneter Weise, insbesondere im Internet, 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Gelegen-
heit zur Stellungnahme besteht innerhalb einer Frist von 
mindestens sechs Wochen nach Veröffentlichung des 
Vorhabens. Das zuständige Gremium der Rundfunkan-
stalt hat die eingegangenen Stellungnahmen zu prüfen. 
Das zuständige Gremium kann zur Entscheidungsbil-
dung gutachterliche Beratung durch unabhängige Sach-
verständige auf Kosten der jeweiligen Rundfunkanstalt 
in Auftrag geben; zu den Auswirkungen auf alle relevan-
ten Märkte ist gutachterliche Beratung hinzuzuziehen. 
Der Name des Gutachters ist bekanntzugeben. Der Gut-
achter kann weitere Auskünfte und Stellungnahmen ein-
holen; ihm können Stellungnahmen unmittelbar über-
sandt werden.

(6) Die Entscheidung, ob die Aufnahme eines neuen Te-
lemedienangebots oder einer wesentlichen Änderung 
den Voraussetzungen des Absatzes 4 entspricht, bedarf 
der Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mit-
glieder, mindestens der Mehrheit der gesetzlichen Mit-
glieder des zuständigen Gremiums. Die Entscheidung ist 
zu begründen. In den Entscheidungsgründen muss unter 
Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen 

bote oder wesentliche Änderungen. Die Satzungen oder 
Richtlinien enthalten auch Regelungen zur Sicherstel-
lung der Unabhängigkeit der Gremienentscheidungen. 
Die Satzungen oder Richtlinien sind im Internetauftritt 
der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, des ZDF oder des Deutschlandradios zu 
veröffentlichen.

(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
veröffentlichen alle zwei Jahre einen Bericht über die 
 Erfüllung ihres jeweiligen Auftrages, über die Qualität 
und Quantität der bestehenden Angebote sowie die 
Schwerpunkte der jeweils geplanten Angebote.

(3) In den Geschäftsberichten der in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF 
und des Deutschlandradios ist auch der Umfang der Pro-
duktionen mit von diesen gesellschaftsrechtlich abhän-
gigen und unabhängigen Produktionsunternehmen dar-
zustellen. Dabei ist auch darzustellen, in welcher Weise 
der Protokollerklärung aller Länder zu § 11 d Abs. 2 des 
Rundfunkstaatsvertrages im Rahmen des 22. Rundfunk-
änderungsstaatsvertrages Rechnung getragen wird.

§ 32

Telemedienkonzepte

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
konkretisieren die inhaltliche Ausrichtung ihrer geplan-
ten Telemedienangebote nach § 30 jeweils in Teleme-
dienkonzepten, die Zielgruppe, Inhalt, Ausrichtung, Ver-
weildauer, die Verwendung internetspezifischer Gestal-
tungsmittel sowie die Maßnahmen zur Einhaltung des 
§ 30 Abs. 7 Satz 1 näher beschreiben. Es sind angebots-
abhängige differenzierte Befristungen für die Verweil-
dauern vorzunehmen mit Ausnahme der Archive nach 
§ 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, die unbefristet zulässig sind. 
Sollen Telemedien auch außerhalb des eingerichteten 
 eigenen Portals angeboten werden, ist dies zu begründen. 
Die insoweit vorgesehenen Maßnahmen zur Berücksich-
tigung des Jugendmedienschutzes, des Datenschutzes 
sowie des § 30 Abs. 6 Satz 1 sind zu beschreiben.

(2) Die Beschreibung aller Telemedienangebote muss 
 einer Nachprüfung des Finanzbedarfs durch die Kom-
mission zur Überprüfung und Ermittlung des Finanzbe-
darfs der Rundfunkanstalten (KEF) ermöglichen.

(3) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
legen in den Satzungen oder Richtlinien übereinstim-
mende Kriterien fest, in welchen Fällen ein neues oder 
die wesentliche Änderung eines Telemedienangebots 
vorliegt, das nach dem nachstehenden Verfahren der Ab-
sätze 4 bis 7 zu prüfen ist. Eine wesentliche Änderung 
liegt insbesondere vor, wenn die inhaltliche Gesamtaus-
richtung des Telemedienangebots oder die angestrebte 
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gaben dieses Staatsvertrages einschließlich eines even-
tuellen Telemedienkonzepts zu beachten.

(4) Die Verweildauer der Inhalte des Jugendangebots ist 
von den in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und dem ZDF so zu bemessen, dass 
sie die Lebenswirklichkeit und die Interessen junger 
Menschen abbilden und die demokratischen, sozialen 
und kulturellen Bedürfnisse der jeweils zur Zielgruppe 
gehörenden Generationen erfüllen. Die Grundsätze der 
Bemessung der Verweildauer sind von den in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und 
dem ZDF regelmäßig zu prüfen. Die Verweildauer von 
angekauften Spielfilmen und angekauften Folgen von 
Fernsehserien, die keine Auftragsproduktionen sind, ist 
zeitlich angemessen zu begrenzen.

(5) Werbung mit Ausnahme von Produktplatzierung nach 
Maßgabe von § 8 Abs. 7 und § 38, flächendeckende 
 lokale Berichterstattung, nicht auf das Jugendangebot 
bezogene presseähnliche Angebote, ein eigenständiges 
Hörfunkprogramm und die für das Jugendangebot in der 
Anlage zu diesem Staatsvertrag genannten Angebots-
formen sind im Jugendangebot nicht zulässig. Ist zur Er-
reichung der Zielgruppe aus journalistisch-redaktionel-
len Gründen die Verbreitung des Jugendangebots außer-
halb des von den in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten und dem ZDF für das Jugend-
angebot eingerichteten eigenen Portals geboten, sollen 
die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten und das ZDF für die Einhaltung der Bedin-
gungen des Satzes 1 Sorge tragen. Sie haben für diesen 
Verbreitungsweg übereinstimmende Richtlinien, insbe-
sondere zur Konkretisierung des Jugendmedienschutzes 
und des Datenschutzes, zu erlassen. Das Jugendangebot 
darf nicht über Rundfunkfrequenzen (Kabel, Satellit, 
Terrestrik) verbreitet werden.

(6) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und das ZDF haben gemeinsam in 
 Bezug auf das Jugendangebot in dem nach § 31 Abs. 2 zu 
veröffentlichenden Bericht insbesondere darzustellen:

1.  den besonderen Beitrag des Jugendangebots zur Erfül-
lung des öffentlich-rechtlichen Auftrags,

2.  das Erreichen der Zielgruppe, die zielgruppengerechte 
Kommunikation sowie die verstetigten Möglichkeiten 
der Partizipation der Zielgruppe,

3.  das Ergebnis der Prüfung der Verweildauer nach Ab-
satz 4,

4.  die Nutzung des Verbreitungswegs außerhalb des für 
das Jugendangebot eingerichteten eigenen Portals 
nach Absatz 5 Satz 2 und 3,

5.  den jeweiligen Anteil der in Deutschland und in  Europa 
für das Jugendangebot hergestellten Inhalte und

6.  den jeweiligen Anteil an Eigenproduktionen, Auf-
tragsproduktionen und erworbenen Nutzungsrechten 
für angekaufte Spielfilme und angekaufte Folgen von 
Fernsehserien für das Jugendangebot.

und eingeholten Gutachten dargelegt werden, ob das 
neue Telemedienangebot oder die wesentliche Änderung 
vom Auftrag umfasst ist. Die jeweilige Rundfunkanstalt 
hat das Ergebnis ihrer Prüfung einschließlich der einge-
holten Gutachten unter Wahrung von Geschäftsgeheim-
nissen in gleicher Weise wie die Veröffentlichung des 
Vorhabens bekannt zu machen.

(7) Der für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde sind 
vor der Veröffentlichung alle für eine rechtsaufsichtliche 
Prüfung notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterla-
gen zu übermitteln. Nach Abschluss des Verfahrens nach 
den Absätzen 5 und 6 und nach Prüfung durch die für die 
Rechtsaufsicht zuständige Behörde ist die Beschreibung 
des neuen Telemedienangebots oder der wesentlichen 
Änderung im Internetauftritt der in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF oder 
des Deutschlandradios zu veröffentlichen. In den amt-
lichen Verkündungsblättern der betroffenen Länder ist 
zugleich auf die Veröffentlichung im Internetauftritt der 
jeweiligen Rundfunkanstalt hinzuweisen.

§ 33

Jugendangebot

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und das ZDF bieten gemeinsam ein 
Jugendangebot an, das Rundfunk und Telemedien um-
fasst. Das Jugendangebot soll inhaltlich die Lebenswirk-
lichkeit und die Interessen junger Menschen als Ziel-
gruppe in den Mittelpunkt stellen und dadurch einen be-
sonderen Beitrag zur Erfüllung des öffentlich-rechtlichen 
Auftrags nach § 26 leisten. Zu diesem Zweck sollen die 
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten und das ZDF insbesondere eigenständige au-
diovisuelle Inhalte für das Jugendangebot herstellen oder 
herstellen lassen und Nutzungsrechte an Inhalten für das 
Jugendangebot erwerben. Das Jugendangebot soll jour-
nalistisch-redaktionell veranlasste und journalistisch- 
redaktionell gestaltete interaktive Angebotsformen auf-
weisen und Inhalte anbieten, die die Nutzer selbst zur 
Verfügung stellen.

(2) Zur Erfüllung der demokratischen, sozialen und 
 kulturellen Bedürfnisse der Zielgruppe ist das Jugend-
angebot inhaltlich und technisch dynamisch und ent-
wicklungsoffen zu gestalten und zu verbreiten. Dazu soll 
auch durch eine zielgruppengerechte interaktive Kom-
munikation mit den Nutzern sowie durch verstetigte 
Möglichkeiten ihrer Partizipation beigetragen werden.

(3) Andere Angebote der in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten und des ZDF nach 
Maßgabe dieses Staatsvertrages sollen mit dem Jugend-
angebot inhaltlich und technisch vernetzt werden. Wird 
ein eigenständiger Inhalt des Jugendangebots auch in 
 einem anderen Angebot der in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten oder des ZDF 
genutzt, sind die für das andere Angebot geltenden Maß-
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3.  die allgemeine Kostenentwicklung und die besondere 
Kostenentwicklung im Medienbereich,

4.  die Entwicklung der Beitragserträge, der Werbeerträge 
und der sonstigen Erträge,

5.  die Anlage, Verzinsung und zweckbestimmte Verwen-
dung der Überschüsse, die dadurch entstehen, dass die 
jährlichen Gesamterträge der in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF 
oder des Deutschlandradios die Gesamtaufwendungen 
für die Erfüllung ihres Auftrags übersteigen.

(3) Bei der Überprüfung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs soll ein hoher Grad der Objektivierbarkeit er-
reicht werden.

(4) Die Beitragsfestsetzung erfolgt durch Staatsvertrag.

§ 37

Berichterstattung der Rechnungshöfe

Der für die Durchführung der Prüfung zuständige Rech-
nungshof teilt das Ergebnis der Prüfung einer Landes-
rundfunkanstalt, des ZDF oder des Deutschlandradios 
einschließlich deren Beteiligungsunternehmen dem je-
weils zuständigen Intendanten, den jeweils zuständigen 
Aufsichtsgremien der Rundfunkanstalt und der Ge-
schäftsführung des geprüften Beteiligungsunternehmens 
sowie der KEF mit. Er gibt dem Intendanten der jeweili-
gen Rundfunkanstalt und der Geschäftsführung des Be-
teiligungsunternehmens Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu dem Ergebnis der Prüfung und berücksichtigt die 
 Stellungnahmen. Den auf dieser Grundlage erstellten ab-
schließenden Bericht über das Ergebnis der Prüfung teilt 
der zuständige Rechnungshof den Landtagen und den 
Landesregierungen der die Rundfunkanstalt tragenden 
Länder sowie der KEF mit und veröffentlicht ihn an-
schließend. Dabei hat der Rechnungshof darauf zu ach-
ten, dass die Wettbewerbsfähigkeit des geprüften Beteili-
gungsunternehmens nicht beeinträchtigt wird und ins-
besondere Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gewahrt 
werden.

§ 38

Zulässige Produktplatzierung

Über die Anforderungen nach § 8 Abs. 7 Satz 2 hinaus ist 
Produktplatzierung in Kinofilmen, Filmen und Serien, 
Sportsendungen und Sendungen der leichten Unter-
haltung nur dann zulässig, 

1.  wenn diese nicht vom Veranstalter selbst oder von 
 einem mit dem Veranstalter verbundenen Unterneh-
men produziert oder in Auftrag gegeben wurden oder

2.  wenn kein Entgelt geleistet wird, sondern lediglich be-
stimmte Waren oder Dienstleistungen, wie Produk-
tionshilfen und Preise, im Hinblick auf ihre Einbezie-
hung in eine Sendung kostenlos bereitgestellt werden.

§ 34

Funktionsgerechte Finanzausstattung,  
Grundsatz des Finanzausgleichs

(1) Die Finanzausstattung hat den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk in die Lage zu versetzen, seine verfassungs-
mäßigen und gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen; sie hat 
insbesondere den Bestand und die Entwicklung des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks zu gewährleisten.

(2) Der Finanzausgleich unter den Landesrundfunk-
anstalten ist Bestandteil des Finanzierungssystems der 
ARD; er stellt insbesondere eine funktionsgerechte Auf-
gabenerfüllung der Anstalten Saarländischer Rundfunk 
und Radio Bremen sicher. Der Umfang der Finanzaus-
gleichsmasse und ihre Anpassung an den Rundfunkbei-
trag bestimmen sich nach dem Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrag.

§ 35

Finanzierung

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk finanziert sich durch 
Rundfunkbeiträge, Einnahmen aus Rundfunkwerbung 
und sonstige Einnahmen; vorrangige Finanzierungs-
quelle ist der Rundfunkbeitrag. Programme und Ange-
bote im Rahmen seines Auftrags gegen besonderes Ent-
gelt sind unzulässig; ausgenommen hiervon sind Begleit-
materialien. Einnahmen aus dem Angebot von Telefon-
mehrwertdiensten dürfen nicht erzielt werden.

§ 36

Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

(1) Der Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks wird regelmäßig entsprechend den Grundsätzen 
von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, einschließlich 
der damit verbundenen Rationalisierungspotenziale, auf 
der Grundlage von Bedarfsanmeldungen der in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des 
ZDF und der Körperschaft des öffentlichen Rechts 
»Deutschlandradio« durch die unabhängige KEF geprüft 
und ermittelt.

(2) Bei der Überprüfung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs sind insbesondere zugrunde zu legen

1.  die wettbewerbsfähige Fortführung der bestehenden 
Rundfunkprogramme sowie die durch Staatsvertrag 
aller Länder zugelassenen Fernsehprogramme (be-
standsbezogener Bedarf),

2.  nach Landesrecht zulässige neue Rundfunkpro-
gramme, die Teilhabe an den neuen rundfunktech-
nischen Möglichkeiten in der Herstellung und zur Ver-
breitung von Rundfunkprogrammen sowie die Mög-
lichkeit der Veranstaltung neuer Formen von Rund-
funk (Entwicklungsbedarf),
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Leistungen auch für Dritte im Wettbewerb angeboten 
werden, insbesondere Werbung und Sponsoring, Verwer-
tungsaktivitäten, Merchandising, Produktion für Dritte 
und die Vermietung von Senderstandorten an Dritte. 
Diese Tätigkeiten dürfen nur unter Marktbedingungen 
erbracht werden. Die kommerziellen Tätigkeiten sind 
durch rechtlich selbständige Tochtergesellschaften zu er-
bringen. Bei geringer Marktrelevanz kann eine kommer-
zielle Tätigkeit durch die Rundfunkanstalt selbst erbracht 
werden; in diesem Fall ist eine getrennte Buchführung 
vorzusehen. Die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio haben sich bei den Beziehungen zu ihren kom-
merziell tätigen Tochterunternehmen marktkonform zu 
verhalten und die entsprechenden Bedingungen, wie bei 
einer kommerziellen Tätigkeit, auch ihnen gegenüber 
einzuhalten.

(2) Die Tätigkeitsbereiche sind von den zuständigen Gre-
mien der Rundfunkanstalten vor Aufnahme der Tätigkeit 
zu genehmigen. Die Prüfung umfasst folgende Punkte:

1.  die Beschreibung der Tätigkeit nach Art und Umfang, 
die die Einhaltung der marktkonformen Bedingungen 
begründet (Marktkonformität) einschließlich eines 
Fremdvergleichs,

2.  den Vergleich mit Angeboten privater Konkurrenten,

3.  Vorgaben für eine getrennte Buchführung und

4.  Vorgaben für eine effiziente Kontrolle.

§ 41

Beteiligung an Unternehmen

(1) An einem Unternehmen, das einen gewerblichen oder 
sonstigen wirtschaftlichen Zweck zum Gegenstand hat, 
dürfen sich die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio unmittelbar oder mittelbar beteiligen, wenn

1.  dies im sachlichen Zusammenhang mit ihren gesetz-
lichen Aufgaben steht,

2.  das Unternehmen die Rechtsform einer juristischen 
Person besitzt und

3.  die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag des Unter-
nehmens einen Aufsichtsrat oder ein entsprechendes 
Organ vorsieht.

Die Voraussetzungen nach Satz 1 müssen nicht erfüllt 
sein, wenn die Beteiligung nur vorübergehend eingegan-
gen wird und unmittelbaren Programmzwecken dient.

(2) Bei Beteiligungsunternehmen haben sich die Rund-
funkanstalten in geeigneter Weise den nötigen Einfluss 
auf die Geschäftsleitung des Unternehmens, insbeson-
dere eine angemessene Vertretung im Aufsichtsgremium, 
zu sichern. Eine Prüfung der Betätigung der Anstalten 
bei dem Unternehmen unter Beachtung kaufmännischer 

Keine Sendungen der leichten Unterhaltung sind insbe-
sondere Sendungen, die neben unterhaltenden Elemen-
ten im Wesentlichen informierenden Charakter haben, 
und Ratgebersendungen mit Unterhaltungselementen.

§ 39

Dauer der Rundfunkwerbung, Sponsoring

(1) Die Gesamtdauer der Rundfunkwerbung beträgt im 
Ersten Fernsehprogramm der ARD und im Programm 
»Zweites Deutsches Fernsehen« jeweils höchstens  
20 Minuten werktäglich im Jahresdurchschnitt. Nicht an-
gerechnet werden auf die zulässigen Werbezeiten Sende-
zeiten mit Produktplatzierungen und Sponsorhinweise. 
Nicht vollständig genutzte Werbezeit darf höchstens bis 
zu fünf Minuten werktäglich nachgeholt werden. Nach 
20.00 Uhr sowie an Sonntagen und im ganzen Bundesge-
biet anerkannten Feiertagen dürfen Werbesendungen 
nicht ausgestrahlt werden. § 46 bleibt unberührt.

(2) In weiteren Fernsehprogrammen von ARD und ZDF 
sowie in den Dritten Fernsehprogrammen findet Rund-
funkwerbung nicht statt.

(3) Im Fernsehen darf die Dauer der Spotwerbung inner-
halb eines Zeitraums von einer Stunde 20 vom Hundert 
nicht überschreiten.

(4) Hinweise der Rundfunkanstalten auf Sendungen, 
Rundfunkprogramme oder rundfunkähnliche Teleme-
dien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und auf Be-
gleitmaterialien, die direkt von diesen Programmen und 
Sendungen abgeleitet sind, unentgeltliche Beiträge im 
Dienst der Öffentlichkeit einschließlich von Spendenauf-
rufen zu Wohlfahrtszwecken, gesetzliche Pflichthinweise 
und neutrale Einzelbilder zwischen redaktionellen Inhal-
ten und Fernsehwerbe- oder Teleshoppingspots sowie 
zwischen einzelnen Spots gelten nicht als Werbung. 

(5) Die Länder sind berechtigt, den Landesrundfunk-
anstalten bis zu 90 Minuten werktäglich im Jahres-
durchschnitt Werbung im Hörfunk einzuräumen; ein am 
1. Januar 1987 in den Ländern abweichender zeitlicher 
Umfang der Rundfunkwerbung und ihre tageszeitliche 
Begrenzung kann beibehalten werden.

(6) Sponsoring findet nach 20.00 Uhr sowie an Sonnta-
gen und im ganzen Bundesgebiet anerkannten Feiertagen 
im Fernsehen nicht statt; dies gilt nicht für das Sponso-
ring der Übertragung von Großereignissen nach § 13 
Abs. 2.

§ 40

Kommerzielle Tätigkeiten

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
sind berechtigt, kommerzielle Tätigkeiten auszuüben. 
Kommerzielle Tätigkeiten sind Betätigungen, bei denen 
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§ 43

Kontrolle der kommerziellen Tätigkeiten

(1) Bei Mehrheitsbeteiligungen im Sinne von § 42 Abs. 3 
der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, des ZDF und des Deutschlandradios oder 
bei Gesellschaften, bei denen ein Prüfungsrecht der 
 zuständigen Rechnungshöfe besteht, sind die Rundfunk-
anstalten zusätzlich zu den allgemein bestehenden Prü-
fungsrechten der Rechnungshöfe verpflichtet darauf hin-
zuwirken, dass die Beteiligungsunternehmen den jähr-
lichen Abschlussprüfer nur im Einvernehmen mit den 
zuständigen Rechnungshöfen bestellen. Die Rundfunk-
anstalten haben dafür Sorge zu tragen, dass das Beteili-
gungsunternehmen vom Abschlussprüfer im Rahmen der 
Prüfung des Jahresabschlusses auch die Marktkonformi-
tät seiner kommerziellen Tätigkeiten auf der Grundlage 
zusätzlicher von den jeweils zuständigen Rechnungs-
höfen festzulegender Fragestellungen prüfen lässt und 
den Abschlussprüfer ermächtigt, das Ergebnis der Prü-
fung zusammen mit dem Abschlussbericht den zuständi-
gen Rechnungshöfen mitzuteilen. Diese Fragestellungen 
werden von dem für die Prüfung zuständigen Rech-
nungshof festgelegt und umfassen insbesondere den 
Nachweis der Einhaltung der staatsvertraglichen Vorga-
ben für kommerzielle Aktivitäten. Die Rundfunkanstal-
ten sind verpflichtet, für die Aufnahme der erforderli-
chen Regelungen in den Gesellschaftsvertrag oder die 
Satzung des Beteiligungsunternehmens zu sorgen. Die 
Wirtschaftsprüfer testieren den Jahresabschluss der Be-
teiligungsunternehmen und berichten den zuständigen 
Rechnungshöfen auch hinsichtlich der in Satz 2 und 3 
genannten Fragestellungen. Sie teilen das Ergebnis und 
den Abschlussbericht den zuständigen Rechnungshöfen 
mit. Die zuständigen Rechnungshöfe werten die Prüfung 
aus und können in jedem Einzelfall selbst Prüfmaßnah-
men bei den betreffenden Beteiligungsunternehmen er-
greifen. Die durch die ergänzenden Prüfungen zusätzlich 
entstehenden Kosten tragen die jeweiligen Beteiligungs-
unternehmen.

(2) Bei kommerziellen Tätigkeiten mit geringer Markt-
relevanz nach § 40 Abs. 1 Satz 5 sind die Rundfunkan-
stalten auf Anforderung des zuständigen Rechnungs-
hofes verpflichtet, für ein dem Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 
bis 8 entsprechendes Verfahren Sorge zu tragen. Werden 
Verstöße gegen die Bestimmungen zur Marktkonformität 
bei Prüfungen von Beteiligungsunternehmen oder der 
Rundfunkanstalten selbst festgestellt, findet auf die Mit-
teilung des Ergebnisses § 37 Anwendung.

§ 44

Haftung für kommerziell tätige  
Beteiligungsunternehmen

Für kommerziell tätige Beteiligungsunternehmen dürfen 
die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-

Grundsätze durch einen Wirtschaftsprüfer ist auszube-
dingen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für juristi-
sche Personen des Privatrechts, die von den Rundfunk-
anstalten gegründet werden und deren Geschäftsanteile 
sich ausschließlich in ihrer Hand befinden.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Beteili-
gungen der Rundfunkanstalten an gemeinnützigen Rund-
funkunternehmen und Pensionskassen.

§ 42

Kontrolle der Beteiligung an Unternehmen

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio 
haben ein effektives Controlling über ihre Beteiligungen 
nach § 41 einzurichten. Der Intendant hat das jeweils zu-
ständige Aufsichtsgremium der Rundfunkanstalt regel-
mäßig über die wesentlichen Vorgänge in den Beteili-
gungsunternehmen, insbesondere über deren finanzielle 
Entwicklung, zu unterrichten.

(2) Der Intendant hat dem jeweils zuständigen Aufsichts-
gremium jährlich einen Beteiligungsbericht vorzulegen. 
Dieser Bericht schließt folgende Bereiche ein:

1.  die Darstellung sämtlicher unmittelbarer und mittelb-
arer Beteiligungen und ihrer wirtschaftlichen Bedeu-
tung für die Rundfunkanstalt,

2.  die gesonderte Darstellung der Beteiligungen mit 
kommerziellen Tätigkeiten und den Nachweis der Er-
füllung der staatsvertraglichen Vorgaben für kommer-
zielle Tätigkeiten und

3.  die Darstellung der Kontrolle der Beteiligungen ein-
schließlich von Vorgängen mit besonderer Bedeutung.

Der Bericht ist den jeweils zuständigen Rechnungshöfen 
und der rechtsaufsichtsführenden Landesregierung zu 
übermitteln.

(3) Die für die in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-
landradio zuständigen Rechnungshöfe prüfen die Wirt-
schaftsführung bei solchen Unternehmen des Privat-
rechts, an denen die Anstalten unmittelbar, mittelbar, 
auch zusammen mit anderen Anstalten oder Körper-
schaften des öffentlichen Rechts, mit Mehrheit beteiligt 
sind und deren Gesellschaftsvertrag oder Satzung diese 
Prüfungen durch die Rechnungshöfe vorsieht. Die An-
stalten sind verpflichtet, für die Aufnahme der erforderli-
chen Regelungen in den Gesellschaftsvertrag oder die 
Satzung des Unternehmens zu sorgen.

(4) Sind mehrere Rechnungshöfe für die Prüfung zustän-
dig, können sie die Prüfung einem dieser Rechnungshöfe 
übertragen.
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ZDF und des Deutschlandradios können vom Intendan-
ten verlangen, dass er bei Rechtsverstößen Beanstandun-
gen der Gremien im Programm veröffentlicht.

I V.  A B S C H N I T T

Besondere Bestimmungen 
für den privaten Rundfunk

1 .  U n t e r a b s c h n i t t

Anwendungsbereich, Programmgrundsätze

§ 50

Anwendungsbereich

Die §§ 51, 53 bis 68 gelten nur für bundesweit ausgerich-
tete Angebote. Die §§ 52 bis 55 Abs. 1 und § 58 gelten 
auch für Teleshoppingkanäle. Eine abweichende Rege-
lung durch Landesrecht ist nicht zulässig. Die Entschei-
dungen der Kommission zur Ermittlung der Konzentra-
tion im Medienbereich (KEK, § 104 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) 
sind den Zuweisungen von Übertragungskapazitäten 
nach diesem Staatsvertrag und durch die zuständige Lan-
desmedienanstalt auch bei der Entscheidung über die Zu-
weisung von Übertragungskapazitäten nach Landesrecht 
zugrunde zu legen.

§ 51

Programmgrundsätze

(1) Für die Rundfunkprogramme gilt die verfassungs-
mäßige Ordnung. Die Rundfunkprogramme haben  
die Würde des Menschen sowie die sittlichen, religiösen 
und weltanschaulichen Überzeugungen anderer zu ach-
ten. Sie sollen die Zusammengehörigkeit im vereinten 
Deutschland sowie die internationale Verständigung för-
dern und auf ein diskriminierungsfreies Miteinander hin-
wirken. Die Vorschriften der allgemeinen Gesetze und 
die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der persön-
lichen Ehre sind einzuhalten.

(2) Die Rundfunkvollprogramme sollen zur Darstellung 
der Vielfalt im deutschsprachigen und europäischen 
Raum mit einem angemessenen Anteil an Information, 
Kultur und Bildung beitragen; die Möglichkeit, Sparten-
programme anzubieten, bleibt hiervon unberührt.

2 .  U n t e r a b s c h n i t t

Zulassung

§ 52

Grundsatz

(1) Private Veranstalter bedürfen zur Veranstaltung von 
Rundfunkprogrammen einer Zulassung. § 54 bleibt un-
berührt. Die Zulassung eines Veranstalters nicht bundes-
weit ausgerichteten Rundfunks richtet sich nach Landes-
recht. Für die Zulassung eines Veranstalters bundesweit 

funkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio keine 
Haftung übernehmen.

§ 45

Richtlinien

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten und das ZDF erlassen Richtlinien zur 
Durchführung der §§ 8 bis 11, 38 und 39. In der Richt-
linie zu § 11 sind insbesondere die Bedingungen zur 
Teilnahme Minderjähriger näher zu bestimmen. Die in 
der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten und das ZDF stellen hierzu das Benehmen mit 
den Landesmedienanstalten her und führen einen ge-
meinsamen Erfahrungsaustausch in der Anwendung die-
ser Richtlinien durch. In der Richtlinie zu § 8 Abs. 7 und 
§ 38 ist näher zu bestimmen, unter welchen Vorausset-
zungen, in welchen Formaten und in welchem Umfang 
unentgeltliche Produktplatzierung stattfinden kann, wie 
die Unabhängigkeit der Produzenten und Redaktionen 
gesichert und eine ungebührliche Herausstellung des 
Produkts vermieden wird. Die Sätze 1 bis 4 gelten für die 
Richtlinien des Deutschlandradios zur Durchführung der 
§§ 8, 11 und 38 entsprechend.

§ 46

Änderung der Werbung

Die Länder können Änderungen der Gesamtdauer der 
Werbung, der tageszeitlichen Begrenzung der Werbung 
und ihrer Beschränkung auf Werktage im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk vereinbaren.

§ 47

Ausschluss von Teleshopping

Teleshopping findet mit Ausnahme von Teleshopping-
Spots im öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht statt.

§ 48

Versorgungsauftrag

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio kön-
nen ihrem gesetzlichen Auftrag durch Nutzung geeigne-
ter Übertragungswege nachkommen. Bei der Auswahl 
des Übertragungswegs sind die Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Die analoge 
Verbreitung bisher ausschließlich digital verbreiteter 
Programme ist unzulässig.

§ 49

Veröffentlichung von Beanstandungen

Die zuständigen Aufsichtsgremien der in der ARD 
 zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des 
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 Vertreter und leitende Bedienstete sowie an politische 
Parteien und Wählervereinigungen. Gleiches gilt für Un-
ternehmen, die im Verhältnis eines verbundenen Unter-
nehmens im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes zu den in 
Satz 1 Genannten stehen. Die Sätze 1 und 2 gelten für 
ausländische öffentliche oder staatliche Stellen entspre-
chend.

§ 54

Zulassungsfreie Rundfunkprogramme

(1) Keiner Zulassung bedürfen Rundfunkprogramme,

1.  die nur geringe Bedeutung für die individuelle und 
 öffentliche Meinungsbildung entfalten, oder

2.  die im Durchschnitt von sechs Monaten weniger als 
20.000 gleichzeitige Nutzer erreichen oder in ihrer 
prognostizierten Entwicklung erreichen werden. 

Die zuständige Landesmedienanstalt bestätigt die Zu-
lassungsfreiheit auf Antrag durch Unbedenklichkeits-
bescheinigung.

(2) Die Landesmedienanstalten regeln das Nähere zur 
Konkretisierung der Zulassungsfreiheit nach Absatz 1 
durch Satzung. 

(3) Vor dem Inkrafttreten dieses Staatsvertrages ange-
zeigte, ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunk-
programme gelten als zugelassene Programme nach 
§ 52. 

(4) Auf zulassungsfreie Rundfunkprogramme finden die 
Vorschriften der §§ 15, 57 und 68 keine Anwendung. 
§ 53 findet mit Ausnahme seines Absatzes 1 Nr. 1 ent-
sprechende Anwendung. Die zuständige Landesmedien-
anstalt kann von Veranstaltern von Rundfunkprogram-
men im Sinne des Absatzes 1 die in den §§ 55 und 56 
genannten Informationen und Unterlagen verlangen.

§ 55

Grundsätze für das Zulassungsverfahren

(1) In dem Zulassungsantrag sind Name und Anschrift 
des Antragstellers, Programminhalt, Programmkategorie 
(Voll- oder Spartenprogramm), Programmdauer, Über-
tragungstechnik und geplantes Verbreitungsgebiet anzu-
geben.

(2) Sofern erforderlich, hat die zuständige Landes-
medienanstalt Auskunft und die Vorlage weiterer Unter-
lagen zu verlangen, die sich insbesondere erstrecken auf

1.  eine Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren 
Beteiligungen im Sinne des § 62 an dem Antragsteller 
sowie der Kapital- und Stimmrechtsverhältnisse bei 
dem Antragsteller und den mit ihm im Sinne des Ak-
tiengesetzes verbundenen Unternehmen,

2.  die Angabe über Angehörige im Sinne des § 15 der 
Abgabenordnung unter den Beteiligten nach Num- 
mer 1, gleiches gilt für Vertreter der Person oder Per-

ausgerichteten Rundfunks gelten die Vorschriften dieses 
Unterabschnitts; im Übrigen gilt Landesrecht.

(2) Die Zulassung eines Fernsehveranstalters kann ver-
sagt oder widerrufen werden, wenn

1.  sich das Programm des Veranstalters ganz oder in we-
sentlichen Teilen an die Bevölkerung eines anderen 
Staates richtet, der das Europäische Übereinkommen 
über das grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert 
hat und

2.  der Veranstalter sich zu dem Zweck in Deutschland 
niedergelassen hat, die Bestimmungen des anderen 
Staates zu umgehen und

3.  die Bestimmungen des anderen Staates, die der Veran-
stalter zu umgehen bezweckt, Gegenstand des Euro-
päischen Übereinkommens über das grenzüberschrei-
tende Fernsehen sind. 

Statt der Versagung oder des Widerrufs der Zulassung 
kann diese auch mit Nebenbestimmungen versehen wer-
den, soweit dies ausreicht, die Umgehung nach Satz 1 
auszuschließen. 

§ 53

Erteilung einer Zulassung für Veranstalter 
von bundesweit ausgerichtetem Rundfunk

(1) Eine Zulassung darf nur an eine natürliche oder juris-
tische Person erteilt werden, die

1.  unbeschränkt geschäftsfähig ist,

2.  die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, nicht 
durch Richterspruch verloren hat,

3.  das Grundrecht der freien Meinungsäußerung nicht 
nach Artikel 18 des Grundgesetzes verwirkt hat,

4.  als Vereinigung nicht verboten ist,

5.  ihren Wohnsitz oder Sitz in Deutschland, einem sons-
tigen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
 einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über  
den Europäischen Wirtschaftsraum hat und gerichtlich 
verfolgt werden kann und

6.  die Gewähr dafür bietet, dass sie unter Beachtung der 
gesetzlichen Vorschriften und der auf dieser Grundlage 
erlassenen Verwaltungsakte Rundfunk veranstaltet. 

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 und 
Nr. 6 müssen bei juristischen Personen von den gesetz-
lichen oder satzungsmäßigen Vertretern erfüllt sein. 
 Ei-nem Veranstalter in der Rechtsform einer Aktienge-
sellschaft darf nur dann eine Zulassung erteilt werden, 
wenn in der Satzung der Aktiengesellschaft bestimmt ist, 
dass die Aktien nur als Namensaktien oder als Namens-
aktien und stimmrechtslose Vorzugsaktien ausgegeben 
werden dürfen. 

(3) Eine Zulassung darf nicht erteilt werden an juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme 
von Kirchen und Hochschulen, an deren gesetzliche 
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§ 56

Auskunftsrechte und Ermittlungsbefugnisse

(1) Die zuständige Landesmedienanstalt kann alle Er-
mittlungen durchführen und alle Beweise erheben, die 
zur Erfüllung ihrer sich aus den §§ 60 bis 67 und 120 er-
gebenden Aufgaben erforderlich sind. Sie bedient sich 
der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen 
zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie 
kann insbesondere

1.  Auskünfte einholen,

2.  Beteiligte im Sinne des § 13 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes anhören, Zeugen und Sachverständige 
vernehmen oder die schriftliche Äußerung von Betei-
ligten, Sachverständigen und Zeugen einholen,

3.  Urkunden und Akten beiziehen,

4.  den Augenschein einnehmen.

Andere Personen als die Beteiligten sollen erst dann zur 
Auskunft herangezogen werden, wenn die Sachverhalts-
aufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziel führt 
oder keinen Erfolg verspricht.

(2) Für Zeugen und Sachverständige besteht eine Pflicht 
zur Aussage oder zur Erstattung von Gutachten. Die Vor-
schriften der Zivilprozessordnung über die Pflicht, als 
Zeuge auszusagen oder als Sachverständiger ein Gutach-
ten zu erstatten, über die Ablehnung von Sachverständi-
gen sowie über die Vernehmung von Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes als Zeugen oder Sachverständige 
gelten entsprechend. Die Entschädigung der Zeugen und 
Sachverständigen erfolgt in entsprechender Anwendung 
des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes.

(3) Zur Glaubhaftmachung der Vollständigkeit und Rich-
tigkeit der Angaben darf die zuständige Landesmedien-
anstalt die Vorlage einer eidesstattlichen Versicherung 
von denjenigen verlangen, die nach § 55 Abs. 1 und 4 
auskunfts- und vorlagepflichtig sind. Eine Versicherung 
an Eides statt soll nur gefordert werden, wenn andere 
Mittel zur Erforschung der Wahrheit nicht vorhanden 
sind, zu keinem Ergebnis geführt haben oder einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfordern.

(4) Die von der zuständigen Landesmedienanstalt mit 
der Durchführung der sich aus den §§ 60 bis 67 und 
§ 120 ergebenden Aufgaben betrauten Personen dürfen 
während der üblichen Geschäfts- und Arbeitszeiten die 
Geschäftsräume und -grundstücke der in § 55 Abs. 1, 3 
und 4 genannten Personen und Personengesellschaften 
betreten und die in Absatz 5 genannten Unterlagen ein-
sehen und prüfen. Das Grundrecht des Artikels 13 des 
Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt.

(5) Die in § 55 Abs. 1, 3 und 4 genannten Personen oder 
Personengesellschaften haben auf Verlangen Aufzeich-
nungen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Urkunden, 
die für die Anwendung der §§ 60 bis 67 und § 120 erheb-
lich sein können, vorzulegen, Auskünfte zu erteilen und 

sonengesellschaft oder des Mitglieds eines Organs 
 einer juristischen Person,

3.  den Gesellschaftsvertrag und die satzungsrechtlichen 
Bestimmungen des Antragstellers,

4.  Vereinbarungen, die zwischen an dem Antragsteller 
unmittelbar oder mittelbar im Sinne des § 62 Beteilig-
ten bestehen und sich auf die gemeinsame Veranstal-
tung von Rundfunk sowie auf Treuhandverhältnisse 
und nach den §§ 60 und 62 erhebliche Beziehungen 
beziehen,

5.  eine schriftliche Erklärung des Antragstellers, dass die 
nach den Nummern 1 bis 4 vorgelegten Unterlagen 
und Angaben vollständig sind.

(3) Ist für die Prüfung im Rahmen des Zulassungsverfah-
rens ein Sachverhalt bedeutsam, der sich auf Vorgänge 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Staatsvertrages 
bezieht, hat der Antragsteller diesen Sachverhalt aufzu-
klären und die erforderlichen Beweismittel zu beschaf-
fen. Er hat dabei alle für ihn bestehenden rechtlichen und 
tatsächlichen Möglichkeiten auszuschöpfen. Der Antrag-
steller kann sich nicht darauf berufen, dass er Sachver-
halte nicht aufklären oder Beweismittel nicht beschaffen 
kann, wenn er sich nach Lage des Falles bei der Gestal-
tung seiner Verhältnisse die Möglichkeit dazu hätte be-
schaffen oder einräumen lassen können.

(4) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 3 gelten 
für natürliche und juristische Personen oder Personen-
gesellschaften, die an dem Antragsteller unmittelbar oder 
mittelbar im Sinne von § 62 beteiligt sind oder zu ihm im 
Verhältnis eines verbundenen Unternehmens stehen oder 
sonstige Einflüsse im Sinne der §§ 60 und 62 auf ihn 
ausüben können, entsprechend.

(5) Kommt ein Auskunfts- oder Vorlagepflichtiger seinen 
Mitwirkungspflichten nach den Absätzen 1 bis 4 inner-
halb einer von der zuständigen Landesmedienanstalt be-
stimmten Frist nicht nach, kann der Zulassungsantrag 
abgelehnt werden.

(6) Die im Rahmen des Zulassungsverfahrens Auskunfts- 
und Vorlagepflichtigen sind verpflichtet, jede Änderung 
der maßgeblichen Umstände nach Antragstellung oder 
nach Erteilung der Zulassung unverzüglich der zuständi-
gen Landesmedienanstalt mitzuteilen. Die Absätze 1 bis 
5 finden entsprechende Anwendung. § 63 bleibt unbe-
rührt.

(7) Unbeschadet anderweitiger Anzeigepflichten sind der 
Veranstalter und die an ihm unmittelbar oder mittelbar 
im Sinne von § 62 Beteiligten jeweils nach Ablauf eines 
Kalenderjahres verpflichtet, unverzüglich der zuständi-
gen Landesmedienanstalt gegenüber eine Erklärung dar-
über abzugeben, ob und inwieweit innerhalb des abge-
laufenen Kalenderjahres bei den nach § 62 maßgeblichen 
Beteiligungs- und Zurechnungstatbeständen eine Verän-
derung eingetreten ist.
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 Person oder einer Personengesellschaft sowie Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnisse, die den Landesmedien-
anstalten, ihren Organen, ihren Bediensteten oder von 
ihnen beauftragten Dritten im Rahmen der Durchführung 
ihrer Aufgaben anvertraut oder sonst bekannt geworden 
sind, nicht unbefugt offenbart werden.

3 .  U n t e r a b s c h n i t t

Sicherung der Meinungsvielfalt

§ 59

Meinungsvielfalt, regionale Fenster

(1) Im privaten Rundfunk ist inhaltlich die Vielfalt der 
Meinungen im Wesentlichen zum Ausdruck zu bringen. 
Die bedeutsamen politischen, weltanschaulichen und 
 gesellschaftlichen Kräfte und Gruppen müssen in den 
Vollprogrammen angemessen zu Wort kommen; Auf-
fassungen von Minderheiten sind zu berücksichtigen. 
Die Möglichkeit, Spartenprogramme anzubieten, bleibt 
hiervon unberührt.

(2) Ein einzelnes Programm darf die Bildung der öffent-
lichen Meinung nicht in hohem Maße ungleichgewichtig 
beeinflussen.

(3) Im Rahmen des Zulassungsverfahrens soll die Lan-
desmedienanstalt darauf hinwirken, dass an dem Veran-
stalter auch Interessenten mit kulturellen Programmbei-
trägen beteiligt werden. Ein Rechtsanspruch auf Beteili-
gung besteht nicht.

(4) In den beiden bundesweit verbreiteten reichweiten-
stärksten Fernsehvollprogrammen sind mindestens im 
zeitlichen und regional differenzierten Umfang der 
 Programmaktivitäten zum 1. Juli 2002 nach Maßgabe 
des jeweiligen Landesrechts Fensterprogramme zur ak-
tuellen und authentischen Darstellung der Ereignisse des 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Lebens in dem jeweiligen Land aufzunehmen. Der 
Hauptprogrammveranstalter hat organisatorisch sicher-
zustellen, dass die redaktionelle Unabhängigkeit des 
Fensterprogrammveranstalters gewährleistet ist. Dem 
Fensterprogrammveranstalter ist eine gesonderte Zulas-
sung zu erteilen. Fensterprogrammveranstalter und 
Hauptprogrammveranstalter sollen zueinander nicht im 
Verhältnis eines verbundenen Unternehmens nach § 62 
stehen, es sei denn, zum 31. Dezember 2009 bestehende 
landesrechtliche Regelungen stellen die Unabhängigkeit 
in anderer Weise sicher. Zum 31. Dezember 2009 be-
stehende Zulassungen bleiben unberührt. Eine Verlän-
gerung ist zulässig. Mit der Organisation der Fenster-
programme ist zugleich deren Finanzierung durch den 
Hauptprogrammveranstalter sicherzustellen. Die Lan-
desmedienanstalten stimmen die Organisation der Fens-
terprogramme in zeitlicher und technischer Hinsicht 
 unter Berücksichtigung der Interessen der betroffenen 
Veranstalter ab.

die sonst zur Durchführung der Maßnahmen nach Ab-
satz 4 erforderlichen Hilfsdienste zu leisten. Vorkehrun-
gen, die die Maßnahmen hindern oder erschweren, sind 
unzulässig.

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete kann 
die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Ver-
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde.

(7) Durchsuchungen dürfen nur aufgrund einer Anord-
nung des Amtsrichters, in dessen Bezirk die Durchsu-
chung erfolgen soll, vorgenommen werden. Bei Gefahr 
im Verzug können die in Absatz 4 bezeichneten betrauten 
Personen während der Geschäftszeit die erforderlichen 
Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung vorneh-
men. An Ort und Stelle ist eine Niederschrift über Grund, 
Zeit und Ort der Durchsuchung und ihr wesentliches Er-
gebnis aufzunehmen, aus der sich, falls keine richterliche 
Anordnung ergangen ist, auch die Tatsachen ergeben, die 
zur Annahme einer Gefahr im Verzug geführt haben.

(8) Der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über die zu 
durchsuchenden Räume darf der Durchsuchung beiwoh-
nen. Ist er abwesend, soll sein Vertreter oder ein anderer 
Zeuge hinzugezogen werden. Dem Inhaber der tatsächli-
chen Gewalt über die durchsuchten Räume oder seinem 
Vertreter ist auf Verlangen eine Durchschrift der in Ab-
satz 7 Satz 3 genannten Niederschrift zu erteilen.

§ 57

Publizitätspflicht und sonstige Vorlagepflichten

(1) Jeder Veranstalter hat unabhängig von seiner Rechts-
form jährlich nach Maßgabe der Vorschriften des Han-
delsgesetzbuches, die für große Kapitalgesellschaften 
gelten, einen Jahresabschluss samt Anhang und einen 
Lagebericht spätestens bis zum Ende des neunten auf das 
Ende des Geschäftsjahres folgenden Monats zu erstellen 
und bekannt zu machen. Satz 1 findet auf an dem Veran-
stalter unmittelbar Beteiligte, denen das Programm des 
Veranstalters nach § 62 Abs. 1 Satz 1, und mittelbar 
 Beteiligte, denen das Programm nach § 62 Abs. 1 Satz 2 
zuzurechnen ist, entsprechende Anwendung.

(2) Innerhalb derselben Frist hat der Veranstalter eine 
Aufstellung der Programmbezugsquellen für den Be-
richtszeitraum der zuständigen Landesmedienanstalt 
vorzulegen.

§ 58

Vertraulichkeit

Jenseits des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) 
2016/679 dürfen Angaben über persönliche und sach-
liche Verhältnisse einer natürlichen oder juristischen 
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Die KEK erörtert mit dem Unternehmen die in Betracht 
kommenden Maßnahmen mit dem Ziel, eine einver-
nehmliche Regelung herbeizuführen. Kommt keine Eini-
gung zustande oder werden die einvernehmlich zwischen 
dem Unternehmen und der KEK vereinbarten Maßnah-
men nicht in angemessener Frist durchgeführt, sind von 
der zuständigen Landesmedienanstalt nach Feststellung 
durch die KEK die Zulassungen von so vielen dem Un-
ternehmen zurechenbaren Programmen zu widerrufen, 
bis keine vorherrschende Meinungsmacht durch das 
 Unternehmen mehr gegeben ist. Die Auswahl trifft die 
KEK unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalles. Eine Entschädigung für Vermögensnach-
teile durch den Widerruf der Zulassung wird nicht ge-
währt.

(5) Erreicht ein Veranstalter mit einem Vollprogramm 
oder einem Spartenprogramm mit Schwerpunkt Informa-
tion im Durchschnitt eines Jahres einen Zuschaueranteil 
von 10 vom Hundert, hat er binnen sechs Monaten nach 
Feststellung und Mitteilung durch die zuständige Lan-
desmedienanstalt Sendezeit für unabhängige Dritte nach 
Maßgabe von § 65 einzuräumen. Erreicht ein Unterneh-
men mit ihm zurechenbaren Programmen im Durch-
schnitt eines Jahres einen Zuschaueranteil von 20 vom 
Hundert, ohne dass eines der Vollprogramme oder 
Sparten programme mit Schwerpunkt Information einen 
Zuschaueranteil von zehn vom Hundert erreicht, trifft die 
Verpflichtung nach Satz 1 den Veranstalter des dem Un-
ternehmen zurechenbaren Programms mit dem höchsten 
Zuschaueranteil. Trifft der Veranstalter die danach erfor-
derlichen Maßnahmen nicht, ist von der zuständigen 
Landesmedienanstalt nach Feststellung durch die KEK 
die Zulassung zu widerrufen. Absatz 4 Satz 5 gilt ent-
sprechend.

(6) Die Landesmedienanstalten veröffentlichen gemein-
sam alle drei Jahre oder auf Anforderung der Länder 
 einen Bericht der KEK über die Entwicklung der Kon-
zentration und über Maßnahmen zur Sicherung der Mei-
nungsvielfalt im privaten Rundfunk unter Berücksichti-
gung von

1.  Verflechtungen zwischen Fernsehen und medienrele-
vanten verwandten Märkten,

2.  horizontalen Verflechtungen zwischen Rundfunkver-
anstaltern in verschiedenen Verbreitungsgebieten und

3.  internationalen Verflechtungen im Medienbereich.

Der Bericht soll auch zur Anwendung der §§ 60 bis 66 
und zu erforderlichen Änderungen dieser Bestimmungen 
Stellung nehmen.

(7) Die Landesmedienanstalten veröffentlichen jährlich 
eine von der KEK zu erstellende Programmliste. In die 
Programmliste sind alle Programme, ihre Veranstalter 
und deren Beteiligte aufzunehmen.

§ 60

Sicherung der Meinungsvielfalt im Fernsehen

(1) Ein Unternehmen (natürliche oder juristische Person 
oder Personenvereinigung) darf in Deutschland selbst 
oder durch ihm zurechenbare Unternehmen bundesweit 
im Fernsehen eine unbegrenzte Anzahl von Programmen 
veranstalten, es sei denn, es erlangt dadurch vorherr-
schende Meinungsmacht nach Maßgabe der nachfolgen-
den Bestimmungen.

(2) Erreichen die einem Unternehmen zurechenbaren 
Programme im Durchschnitt eines Jahres einen Zuschau-
eranteil von 30 vom Hundert, so wird vermutet, dass vor-
herrschende Meinungsmacht gegeben ist. Gleiches gilt 
bei Erreichen eines Zuschaueranteils von 25 vom Hun-
dert, sofern das Unternehmen auf einem medienrelevan-
ten verwandten Markt eine marktbeherrschende Stellung 
hat oder eine Gesamtbeurteilung seiner Aktivitäten im 
Fernsehen und auf medienrelevanten verwandten Märk-
ten ergibt, dass der dadurch erzielte Meinungseinfluss 
dem eines Unternehmens mit einem Zuschaueranteil von 
30 vom Hundert im Fernsehen entspricht. Bei der Be-
rechnung des nach Satz 2 maßgeblichen Zuschaueran-
teils kommen vom tatsächlichen Zuschaueranteil zwei 
Prozentpunkte in Abzug, wenn in dem dem Unterneh-
men zurechenbaren Vollprogramm mit dem höchsten Zu-
schaueranteil Fensterprogramme gemäß § 59 Abs. 4 auf-
genommen sind; bei gleichzeitiger Aufnahme von Sen-
dezeit für Dritte nach Maßgabe des Absatzes 5 kommen 
vom tatsächlichen Zuschaueranteil weitere drei Prozent-
punkte in Abzug.

(3) Hat ein Unternehmen mit den ihm zurechenbaren 
Programmen vorherrschende Meinungsmacht erlangt, 
darf für weitere diesem Unternehmen zurechenbare Pro-
gramme keine Zulassung erteilt oder der Erwerb weiterer 
zurechenbarer Beteiligungen an Veranstaltern nicht als 
unbedenklich bestätigt werden.

(4) Hat ein Unternehmen mit den ihm zurechenbaren 
Programmen vorherrschende Meinungsmacht erlangt, 
schlägt die zuständige Landesmedienanstalt durch die 
KEK dem Unternehmen folgende Maßnahmen vor:

1.  das Unternehmen kann ihm zurechenbare Beteiligun-
gen an Veranstaltern aufgeben, bis der zurechenbare 
Zuschaueranteil des Unternehmens hierdurch unter 
die Grenze nach Absatz 2 Satz 1 fällt, oder

2.  es kann im Falle des Absatzes 2 Satz 2 seine Markt-
stellung auf medienrelevanten verwandten Märkten 
vermindern oder ihm zurechenbare Beteiligungen an 
Veranstaltern aufgeben, bis keine vorherrschende 
Meinungsmacht nach Absatz 2 Satz 2 mehr gegeben 
ist, oder

3.  es kann bei ihm zurechenbaren Veranstaltern vielfalts-
sichernde Maßnahmen im Sinne der §§ 64 bis 66 er-
greifen.
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kann. Als vergleichbarer Einfluss gilt auch, wenn ein 
 Unternehmen oder ein ihm bereits aus anderen Gründen 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 zurechenbares Unter-
nehmen

1.  regelmäßig einen wesentlichen Teil der Sendezeit 
 eines Veranstalters mit von ihm zugelieferten Pro-
grammteilen gestaltet oder

2.  aufgrund vertraglicher Vereinbarungen, satzungs-
rechtlicher Bestimmungen oder in sonstiger Weise 
eine Stellung innehat, die wesentliche Entscheidungen 
eines Veranstalters über die Programmgestaltung, den 
Programmeinkauf oder die Programmproduktion von 
seiner Zustimmung abhängig macht.

(3) Bei der Zurechnung nach den Absätzen 1 und 2 sind 
auch Unternehmen einzubeziehen, die ihren Sitz außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Staatsvertrages haben.

(4) Bei der Prüfung und Bewertung vergleichbarer 
 Einflüsse auf einen Veranstalter sind auch bestehende 
Angehörigenverhältnisse einzubeziehen. Hierbei finden 
die Grundsätze des Wirtschafts- und Steuerrechts An-
wendung.

§ 63

Veränderung von Beteiligungsverhältnissen

Jede geplante Veränderung von Beteiligungsverhält-
nissen oder sonstigen Einflüssen ist bei der zuständigen 
Landesmedienanstalt vor ihrem Vollzug schriftlich anzu-
melden. Anmeldepflichtig sind der Veranstalter und die 
an dem Veranstalter unmittelbar oder mittelbar im Sinne 
von § 62 Beteiligten. Die Veränderungen dürfen nur 
dann von der zuständigen Landesmedienanstalt als unbe-
denklich bestätigt werden, wenn unter den veränderten 
Voraussetzungen eine Zulassung erteilt werden könnte. 
Wird eine geplante Veränderung vollzogen, die nicht 
nach Satz 3 als unbedenklich bestätigt werden kann, ist 
die Zulassung zu widerrufen. Für den Widerruf gilt § 108 
Abs. 2 und 3. Für geringfügige Veränderungen von Be-
teiligungsverhältnissen oder sonstigen Einflüssen kann 
die KEK durch Richtlinien Ausnahmen für die Anmelde-
pflicht vorsehen.

§ 64

Vielfaltssichernde Maßnahmen

Stellen die vorgenannten Vorschriften auf vielfalts-
sichernde Maßnahmen bei einem Veranstalter oder Un-
ternehmen ab, gelten als solche Maßnahmen:

1.  die Einräumung von Sendezeit für unabhängige Dritte 
(§ 65),

2.  die Einrichtung eines Programmbeirats (§ 66).

§ 65

Sendezeit für unabhängige Dritte

(1) Ein Fensterprogramm, das aufgrund der Verpflich-
tung zur Einräumung von Sendezeit nach den vorstehen-

§ 61

Bestimmung der Zuschaueranteile

(1) Die Landesmedienanstalten ermitteln durch die KEK 
den Zuschaueranteil der jeweiligen Programme unter 
Einbeziehung aller deutschsprachigen Programme des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks und des bundesweit 
empfangbaren privaten Rundfunks. Für Entscheidungen 
maßgeblich ist der bei Einleitung des Verfahrens im 
Durchschnitt der letzten zwölf Monate erreichte Zu-
schaueranteil der einzubeziehenden Programme.

(2) Die Landesmedienanstalten beauftragen nach Maß-
gabe einer Entscheidung der KEK ein Unternehmen zur 
Ermittlung der Zuschaueranteile; die Vergabe des Auf-
trags erfolgt nach den Grundsätzen von Wirtschaftlich-
keit und Sparsamkeit. Die Ermittlung muss aufgrund re-
präsentativer Erhebungen bei Zuschauern ab Vollendung 
des dritten Lebensjahres nach allgemein anerkannten 
wissenschaftlichen Methoden durchgeführt werden. Die 
Landesmedienanstalten sollen mit dem Unternehmen 
vereinbaren, dass die anlässlich der Ermittlung der Zu-
schaueranteile nach Absatz 1 Satz 1 erhobenen Daten 
vertraglich auch von Dritten genutzt werden können. In 
diesem Fall sind die auf die Landesmedienanstalten ent-
fallenden Kosten entsprechend zu mindern.

(3) Die Veranstalter sind bei der Ermittlung der Zu-
schaueranteile zur Mitwirkung verpflichtet. Kommt ein 
Veranstalter seiner Mitwirkungspflicht nicht nach, kann 
die Zulassung widerrufen werden.

§ 62

Zurechnung von Programmen

(1) Einem Unternehmen sind sämtliche Programme zu-
zurechnen, die es selbst veranstaltet oder die von einem 
anderen Unternehmen veranstaltet werden, an dem es 
unmittelbar mit 25 vom Hundert oder mehr an dem Kapi-
tal oder an den Stimmrechten beteiligt ist. Ihm sind fer-
ner alle Programme von Unternehmen zuzurechnen, an 
denen es mittelbar beteiligt ist, sofern diese Unterneh-
men zu ihm im Verhältnis eines verbundenen Unterneh-
mens im Sinne von § 15 des Aktiengesetzes stehen und 
diese Unternehmen am Kapital oder an den Stimmrech-
ten eines Veranstalters mit 25 vom Hundert oder mehr 
beteiligt sind. Die im Sinne der Sätze 1 und 2 verbunde-
nen Unternehmen sind als einheitliche Unternehmen an-
zusehen, und deren Anteile am Kapital oder an den 
Stimmrechten sind zusammenzufassen. Wirken mehrere 
Unternehmen aufgrund einer Vereinbarung oder in sons-
tiger Weise derart zusammen, dass sie gemeinsam einen 
beherrschenden Einfluss auf ein beteiligtes Unternehmen 
ausüben können, so gilt jedes von ihnen als herrschendes 
Unternehmen.

(2) Einer Beteiligung nach Absatz 1 steht gleich, wenn 
ein Unternehmen allein oder gemeinsam mit anderen auf 
einen Veranstalter einen vergleichbaren Einfluss ausüben 
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(5) Ist ein Bewerber für das Fensterprogramm nach 
 Absatz 4 ausgewählt, schließen der Hauptprogrammver-
anstalter und der Bewerber eine Vereinbarung über die 
Ausstrahlung des Fensterprogramms im Rahmen des 
Hauptprogramms. In diese Vereinbarung ist insbeson-
dere die Verpflichtung des Hauptprogrammveranstalters 
aufzunehmen, dem Fensterprogrammveranstalter eine 
ausreichende Finanzierung seines Programms zu ermög-
lichen. Die Vereinbarung muss ferner vorsehen, dass eine 
Kündigung während der Dauer der Zulassung nach Ab-
satz 6 nur wegen schwerwiegender Vertragsverletzungen 
oder aus einem wichtigen Grund mit einer Frist von 
sechs Monaten zulässig ist.

(6) Auf der Grundlage einer Vereinbarung zu angemes-
senen Bedingungen nach Absatz 5 ist dem Fenster-
programmveranstalter durch die zuständige Landesme-
dienanstalt die Zulassung zur Veranstaltung des Fenster-
programms zu erteilen. In die Zulassung des Haupt- und 
des Fensterprogrammveranstalters sind die wesentlichen 
Verpflichtungen aus der Vereinbarung nach Absatz 5 als 
Bestandteil der Zulassungen aufzunehmen. Eine Ent-
schädigung für Vermögensnachteile durch den teilweisen 
Widerruf der Zulassung des Hauptprogrammveranstal-
ters wird nicht gewährt. Die Zulassung für den Fenster-
programmveranstalter ist auf die Dauer von fünf Jahren 
zu erteilen; sie erlischt, wenn die Zulassung des Haupt-
programmveranstalters endet, nicht verlängert oder nicht 
neu erteilt wird.

§ 66

Programmbeirat

(1) Der Programmbeirat hat die Programmverantwort-
lichen, die Geschäftsführung des Programmveranstalters 
und die Gesellschafter bei der Gestaltung des Programms 
zu beraten. Der Programmbeirat soll durch Vorschläge 
und Anregungen zur Sicherung der Meinungsvielfalt und 
Pluralität des Programms (§ 59) beitragen. Mit der Ein-
richtung eines Programmbeirats durch den Veranstalter 
ist dessen wirksamer Einfluss auf das Fernsehprogramm 
durch Vertrag oder Satzung zu gewährleisten.

(2) Die Mitglieder des Programmbeirats werden vom 
Veranstalter berufen. Sie müssen aufgrund ihrer Zugehö-
rigkeit zu gesellschaftlichen Gruppen in ihrer Gesamt-
heit die Gewähr dafür bieten, dass die wesentlichen Mei-
nungen in der Gesellschaft vertreten sind.

(3) Der Programmbeirat ist über alle Fragen, die das ver-
anstaltete Programm betreffen, durch die Geschäftsfüh-
rung zu unterrichten. Er ist bei wesentlichen Änderungen 
der Programmstruktur, der Programminhalte, des Pro-
grammschemas sowie bei programmbezogenen Anhö-
rungen durch die zuständige Landesmedienanstalt und 
bei Programmbeschwerden zu hören.

(4) Der Programmbeirat kann zur Erfüllung seiner Auf-
gaben Auskünfte von der Geschäftsführung verlangen 
und hinsichtlich des Programms oder einzelner Beiträge 

den Bestimmungen ausgestrahlt wird, muss unter Wah-
rung der Programmautonomie des Hauptveranstalters 
einen zusätzlichen Beitrag zur Vielfalt in dessen Pro-
gramm, insbesondere in den Bereichen Kultur, Bildung 
und Information, leisten. Die Gestaltung des Fenster-
programms hat in redaktioneller Unabhängigkeit vom 
Hauptprogramm zu erfolgen.

(2) Die Dauer des Fensterprogramms muss wöchentlich 
mindestens 260 Minuten, davon mindestens 75 Minuten 
in der Sendezeit von 19.00 Uhr bis 23.30 Uhr betragen. 
Auf die wöchentliche Sendezeit werden Regionalfenster-
programme bis höchstens 150 Minuten pro Woche mit 
höchstens 80 Minuten pro Woche auf die Drittsendezeit 
außerhalb der in Satz 1 genannten Sendezeit angerech-
net; bei einer geringeren wöchentlichen Sendezeit für 
das Regionalfenster vermindert sich die anrechenbare 
Sendezeit von 80 Minuten entsprechend. Die Anrech-
nung ist nur zulässig, wenn die Regionalfensterpro-
gramme in redaktioneller Unabhängigkeit veranstaltet 
werden und insgesamt bundesweit mindestens 50 vom 
Hundert der Fernsehhaushalte erreichen. Eine Unter-
schreitung dieser Reichweite ist im Zuge der Digitalisie-
rung der Übertragungswege zulässig.

(3) Der Fensterprogrammanbieter nach Absatz 1 darf 
nicht in einem rechtlichen Abhängigkeitsverhältnis zum 
Hauptprogrammveranstalter stehen. Rechtliche Abhän-
gigkeit im Sinne von Satz 1 liegt vor, wenn das Haupt-
programm und das Fensterprogramm nach § 62 demsel-
ben Unternehmen zugerechnet werden können.

(4) Ist ein Hauptprogrammveranstalter zur Einräumung 
von Sendezeit für unabhängige Dritte verpflichtet, 
schreibt die zuständige Landesmedienanstalt nach Erörte-
rung mit dem Hauptprogrammveranstalter das Fenster-
programm zur Erteilung einer Zulassung aus. Die zustän-
dige Landesmedienanstalt überprüft die eingehenden 
Anträge auf ihre Vereinbarkeit mit den Bestimmungen 
dieses Staatsvertrages sowie der sonstigen landesrechtli-
chen Bestimmungen und teilt dem Hauptprogrammver-
anstalter die zulassungsfähigen Anträge mit. Sie erörtert 
mit dem Hauptprogrammveranstalter die Anträge mit 
dem Ziel, eine einvernehmliche Auswahl zu treffen. 
Kommt eine Einigung nicht zustande und liegen der zu-
ständigen Landesmedienanstalt mehr als drei zulassungs-
fähige Anträge vor, unterbreitet der Hauptprogrammver-
anstalter der zuständigen Landesmedienanstalt einen 
Dreiervorschlag. Die zuständige Landesmedienanstalt 
kann unter Vielfaltsgesichtspunkten bis zu zwei weitere 
Vorschläge hinzufügen, die sie erneut mit dem Hauptpro-
grammveranstalter mit dem Ziel, eine einvernehmliche 
Auswahl zu treffen, erörtert. Kommt eine  Einigung nicht 
zustande, wählt sie aus den Vorschlägen denjenigen Be-
werber aus, dessen Programm den größtmöglichen Bei-
trag zur Vielfalt im Programm des Hauptprogrammveran-
stalters erwarten lässt und erteilt ihm die Zulassung. Bei 
drei oder weniger Anträgen trifft die zuständige Landes-
medienanstalt die Entscheidung unmittelbar.
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kosten angemessene Sendezeit einzuräumen, wenn min-
destens eine Landesliste für sie zugelassen wurde. Ferner 
haben Parteien und sonstige politische Vereinigungen 
während ihrer Beteiligung an den Wahlen der Abgeord-
neten aus der Bundesrepublik Deutschland für das Euro-
päische Parlament gegen Erstattung der Selbstkosten 
Anspruch auf angemessene Sendezeit, wenn mindestens 
ein Wahlvorschlag für sie zugelassen wurde.

4 .  U n t e r a b s c h n i t t

Finanzierung, Werbung

§ 69

Finanzierung

Private Veranstalter können ihre Rundfunkprogramme 
durch Einnahmen aus Werbung, durch sonstige Einnah-
men, insbesondere durch Entgelte der Teilnehmer (Abon-
nements oder Einzelentgelte), sowie aus eigenen Mitteln 
finanzieren. Eine Finanzierung privater Veranstalter aus 
dem Rundfunkbeitrag ist unzulässig. § 112 bleibt unbe-
rührt.

§ 70

Dauer der Fernsehwerbung

(1) Der Anteil an Sendezeit für Fernsehwerbespots und 
Teleshopping-Spots darf in den Zeiträumen von 6.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr, von 18.00 Uhr bis 23.00 Uhr sowie von 
23.00 Uhr bis 24.00 Uhr jeweils 20 vom Hundert dieses 
Zeitraums nicht überschreiten. Satz 1 gilt nicht für Pro-
duktplatzierungen und Sponsorhinweise. 

(2) Hinweise des Rundfunkveranstalters auf eigene 
 Sendungen und auf Begleitmaterialien, die direkt von 
diesen Sendungen abgeleitet sind, oder auf Sendungen, 
Rundfunkprogramme oder rundfunkähnliche Teleme-
dien anderer Teile derselben Sendergruppe, unentgeltli-
che Beiträge im Dienst der Öffentlichkeit einschließlich 
von Spendenaufrufen zu Wohlfahrtszwecken, gesetzli-
che Pflichthinweise und neutrale Einzelbilder zwischen 
redaktionellen Inhalten und Fernsehwerbe- oder Tele-
shoppingspots sowie zwischen einzelnen Spots gelten 
nicht als Werbung.

(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 9 gelten nicht für reine 
Werbekanäle.

§ 71

Teleshopping-Fenster und Eigenwerbekanäle

(1) Teleshopping-Fenster, die in einem Programm gesen-
det werden, das nicht ausschließlich für Teleshopping 
bestimmt ist, müssen eine Mindestdauer von 15 Minuten 
ohne Unterbrechung haben. Sie müssen optisch und 
akustisch klar als Teleshopping-Fenster gekennzeichnet 
sein.

Beanstandungen gegenüber der Geschäftsführung aus-
sprechen. Zu Anfragen und Beanstandungen hat die 
 Geschäftsführung innerhalb angemessener Frist Stellung 
zu nehmen. Trägt sie den Anfragen und Beanstandungen 
zum Programm nach Auffassung des Programmbeirats 
nicht ausreichend Rechnung, kann er in dieser Angele-
genheit einen Beschluss des Kontrollorgans über die Ge-
schäftsführung, sofern ein solches nicht vorhanden ist 
der Gesellschafterversammlung, verlangen. Eine Ableh-
nung der Vorlage des Programmbeirats durch die Gesell-
schafterversammlung oder durch das Kontrollorgan über 
die Geschäftsführung bedarf einer Mehrheit von 75 vom 
Hundert der abgegebenen Stimmen.

(5) Bei Änderungen der Programmstruktur, der Pro-
gramminhalte oder des Programmschemas oder bei der 
Entscheidung über Programmbeschwerden ist vor der 
Entscheidung der Geschäftsführung die Zustimmung des 
Programmbeirats einzuholen. Wird diese verweigert 
oder kommt eine Stellungnahme binnen angemessener 
Frist nicht zustande, kann die Geschäftsführung die be-
treffende Maßnahme nur mit Zustimmung des Kontroll-
organs über die Geschäftsführung, sofern ein solches 
nicht vorhanden ist, der Gesellschafterversammlung, für 
die eine Mehrheit von 75 vom Hundert der abgegebenen 
Stimmen erforderlich ist, treffen. Der Veranstalter hat 
das Ergebnis der Befassung des Programmbeirats oder 
der Entscheidung nach Satz 2 der zuständigen Landes-
medienanstalt mitzuteilen.

(6) Handelt es sich bei dem Veranstalter, bei dem ein 
Programmbeirat eingerichtet werden soll, um ein einzel-
kaufmännisch betriebenes Unternehmen, gelten die Ab-
sätze 4 und 5 mit der Maßgabe, dass der Programmbeirat 
statt der Gesellschafterversammlung oder des Kontroll-
organs über die Geschäftsführung die zuständige Lan-
desmedienanstalt anrufen kann, die über die Maßnahme 
entscheidet.

§ 67

Richtlinien

Die Landesmedienanstalten erlassen gemeinsame Richt-
linien zur näheren Ausgestaltung der §§ 59, 65 und 66. In 
den Richtlinien zu § 66 sind insbesondere Vorgaben über 
Berufung und Zusammensetzung des Programmbeirats 
zu machen.

§ 68

Sendezeit für Dritte

(1) Den Evangelischen Kirchen, der Katholischen Kirche 
und den Jüdischen Gemeinden sind auf Wunsch ange-
messene Sendezeiten zur Übertragung religiöser Sen-
dungen einzuräumen; die Veranstalter können die Erstat-
tung ihrer Selbstkosten verlangen.

(2) Parteien ist während ihrer Beteiligung an den Wahlen 
zum Deutschen Bundestag gegen Erstattung der Selbst-
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§ 77

Europäische Produktionen

Zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachigen und 
europäischen Raum und zur Förderung von europäischen 
Film- und Fernsehproduktionen stellen Anbieter fernseh-
ähnlicher Telemedien sicher, dass der Anteil europäi-
scher Werke in ihren Katalogen mindestens 30 vom Hun-
dert entspricht. Satz 1 gilt nicht für Anbieter fernsehähn-
licher Telemedien mit geringen Umsätzen oder geringen 
Zuschauerzahlen oder wenn dies wegen der Art oder des 
Themas des fernsehähnlichen Telemediums undurch-
führbar oder ungerechtfertigt ist. Werke nach Satz 1 sind 
in den Katalogen herauszustellen. Die Landesmedienan-
stalten regeln die Einzelheiten zur Durchführung der 
Sätze 1 bis 3 durch eine gemeinsame Satzung.

2 .  U n t e r a b s c h n i t t

Medienplattformen und Benutzeroberflächen

§ 78

Anwendungsbereich

Die nachstehenden Regelungen gelten für alle Medien-
plattformen und Benutzeroberflächen. Mit Ausnahme 
der §§ 79, 80, 86 Abs. 1 und § 109 gelten sie nicht für

1.  infrastrukturgebundene Medienplattformen mit in der 
Regel weniger als 10.000 angeschlossenen Wohnein-
heiten und deren Benutzeroberflächen oder

2.  nicht infrastrukturgebundene Medienplattformen und 
Benutzeroberflächen, die keine Benutzeroberflächen 
von Medienplattformen nach Nummer 1 sind, mit in 
der Regel weniger als 20.000 tatsächlichen täglichen 
Nutzern im Monatsdurchschnitt. 

Die Landesmedienanstalten legen in den Satzungen und 
Richtlinien nach § 88 unter Berücksichtigung der regio-
nalen und lokalen Verhältnisse Kriterien für die Ermitt-
lung der Schwellenwerte fest.

§ 79

Allgemeine Bestimmungen

(1) Eine infrastrukturgebundene Medienplattform darf 
nur betreiben, wer den Anforderungen des § 53 Abs. 1 
und 2 Satz 1 genügt. Im Übrigen hat ein Anbieter einer 
Medienplattform oder ein Anbieter einer Benutzerober-
fläche oder ein von diesem jeweils benannter Bevoll-
mächtigter die Anforderungen des § 53 Abs. 1 und 2  
Satz 1 zu erfüllen.

(2) Anbieter, die eine Medienplattform oder Benutzer-
oberfläche anbieten wollen, müssen dies mindestens 
 einen Monat vor Inbetriebnahme der zuständigen Lan-
desmedienanstalt anzeigen. Die Anzeige hat zu ent-
halten:

(2) Für Eigenwerbekanäle gelten die §§ 8 und 10 ent-
sprechend. Die §§ 9 und 70 gelten nicht für Eigenwerbe-
kanäle.

§ 72

Satzungen und Richtlinien

Die Landesmedienanstalten erlassen gemeinsame Sat-
zungen oder Richtlinien zur Durchführung der §§ 8 bis 
11, 70 und 71; in der Satzung oder Richtlinie zu § 11 sind 
insbesondere die Ahndung von Verstößen und die Bedin-
gungen zur Teilnahme Minderjähriger näher zu bestim-
men. Die Landesmedienanstalten stellen hierbei das Be-
nehmen mit den in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten und dem ZDF her und führen 
einen gemeinsamen Erfahrungsaustausch in der Anwen-
dung dieser Richtlinien durch.

§ 73

Ausnahmen für regionale und  
lokale Fernsehprogramme

Für regionale und lokale Fernsehprogramme können von 
§ 8 Absatz 4 Satz 2, § 9 Absatz 3 und § 70 Absatz 1 nach 
Landesrecht abweichende Regelungen getroffen werden.

V.  A B S C H N I T T

Besondere Bestimmungen für einzelne Telemedien

1 .  U n t e r a b s c h n i t t

Rundfunkähnliche Telemedien

§ 74

Werbung, Gewinnspiele

Für rundfunkähnliche Telemedien gelten die §§ 8, 10, 11 
und 72 entsprechend. Für Angebote nach § 2 Abs. 3 und 
sonstige linear verbreitete fernsehähnliche Telemedien 
gelten die §§ 3 bis 16 und § 72 entsprechend.

§ 75

Kurzberichterstattung

Für fernsehähnliche Telemedien gilt § 14 entsprechend, 
wenn die gleiche Sendung von demselben Fernsehveran-
stalter zeitversetzt angeboten wird.

§ 76

Barrierefreiheit

Für fernsehähnliche Telemedien gilt § 7 entsprechend.
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sich um Empfehlungen oder Hinweise auf Inhalte von 
Rundfunkprogrammen oder rundfunkähnliche Teleme-
dien.

(3) Bei einer Überlagerung oder Skalierung zum Zweck 
der Werbung finden außer in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 2 die für das überlagerte oder skalierte Angebot gel-
tenden Beschränkungen entsprechende Anwendung.

§ 81

Belegung von Medienplattformen

(1) Für infrastrukturgebundene Medienplattformen gel-
ten die nachfolgenden Bestimmungen.

(2) Der Anbieter einer Medienplattform 

1.  hat sicherzustellen, dass innerhalb einer technischen 
Kapazität im Umfang von höchstens einem Drittel der 
für die digitale Verbreitung von Fernsehprogrammen 
zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität

a)  die erforderlichen Kapazitäten für die bundes-
weiten gesetzlich bestimmten beitragsfinanzierten 
Programme sowie für die Dritten Programme des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks einschließlich 
programmbegleitender Dienste zur Verfügung ste-
hen; für die im Rahmen der Dritten Programme 
verbreiteten Landesfenster gilt dies nur innerhalb 
der Länder, für die sie gesetzlich bestimmt sind,

b)  die Kapazitäten für die privaten Fernsehpro-
gramme, die Regionalfenster gemäß § 59 enthal-
ten, einschließlich programmbegleitender Dienste, 
zur Verfügung stehen; die Fernsehprogramme sind 
einschließlich der für die jeweilige Region gesetz-
lich bestimmten Regionalfenster zu verbreiten,

c)  die Kapazitäten für die im jeweiligen Land zu-
gelassenen regionalen und lokalen Fernsehpro-
gramme sowie die Offenen Kanäle zur Verfügung 
stehen; dies gilt nur innerhalb des Gebiets, für das 
sie jeweils bestimmt sind; die landesrechtlichen 
Sondervorschriften für Offene Kanäle und ver-
gleichbare Angebote bleiben unberührt,

d)  die technischen Kapazitäten nach den Buchstaben a 
bis c im Verhältnis zu anderen digitalen Kapazitä-
ten technisch gleichwertig sind,

2.  trifft selbst innerhalb einer weiteren technischen 
 Kapazität im Umfang der Kapazität nach Nummer 1 
die Entscheidung über die Belegung mit in digitaler 
Technik verbreiteten Fernsehprogrammen einschließ-
lich programmbegleitender Dienste, soweit er darin 
unter Einbeziehung der Interessen der angeschlosse-
nen Teilnehmer eine Vielzahl von Programmveranstal-
tern sowie ein vielfältiges Programmangebot an Voll-
programmen, nicht entgeltfinanzierten Programmen, 
Spartenprogrammen mit Schwerpunkt Nachrichten, 
sonstigen Spartenprogrammen und Fremdsprachen-
programmen einbezieht sowie Teleshoppingkanäle an-
gemessen berücksichtigt,

1.  Angaben nach Absatz 1,

2.  Angaben zur technischen und voraussichtlichen Nut-
zungsreichweite.

Bei wesentlichen Änderungen gelten die Sätze 1 und 2 
entsprechend. 

(3) Für die Angebote in Medienplattformen und Benut-
zeroberflächen gilt die verfassungsmäßige Ordnung. Die 
Vorschriften der allgemeinen Gesetze und die gesetz-
lichen Bestimmungen zum Schutz der persönlichen Ehre 
sind einzuhalten.

(4) Anbieter von Medienplattformen und Benutzer-
oberflächen sind für eigene Angebote verantwortlich. 
Bei Verfügungen der Aufsichtsbehörden gegen Angebote 
oder Inhalte Dritter, die über die Medienplattform ver-
breitet werden oder in Benutzeroberflächen enthalten 
sind, sind diese zur Umsetzung dieser Verfügung ver-
pflichtet. Sind Maßnahmen gegenüber dem Verantwortli-
chen von Angeboten oder Inhalten nach Satz 2 nicht 
durchführbar oder nicht Erfolg versprechend, können 
Maßnahmen zur Verhinderung des Zugangs von Ange-
boten oder Inhalten auch gegen den Anbieter der Medi-
enplattform oder Benutzeroberfläche gerichtet werden, 
sofern eine Verhinderung technisch möglich und zumut-
bar ist.

§ 80

Signalintegrität, Überlagerungen und Skalierungen

(1) Ohne Einwilligung des jeweiligen Rundfunkver-
anstalters oder Anbieters rundfunkähnlicher Telemedien 
dürfen dessen Rundfunkprogramme, einschließlich  
des HbbTV-Signals, rundfunkähnliche Telemedien oder 
Teile davon

1.  inhaltlich und technisch nicht verändert,

2. im Zuge ihrer Abbildung oder akustischen Wieder-
gabe nicht vollständig oder teilweise mit Werbung, 
Inhalten aus Rundfunkprogrammen oder rundfunk-
ähnlichen Telemedien, einschließlich Empfehlungen 
oder Hinweisen hierauf, überlagert oder ihre Abbil-
dung zu diesem Zweck skaliert oder 

3.  nicht in Angebotspakete aufgenommen oder in ande-
rer Weise entgeltlich oder unentgeltlich vermarktet 
oder öffentlich zugänglich gemacht 

werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 sind technische Ver-
änderungen, die ausschließlich einer effizienten Kapazi-
tätsnutzung dienen und die Einhaltung des vereinbarten 
oder, im Fall, dass keine Vereinbarung getroffen wurde, 
marktüblichen Qualitätsstandards nicht beeinträchtigen, 
zulässig. Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 sind Überlage-
rungen oder Skalierungen zulässig zum Zweck der Inan-
spruchnahme von Diensten der Individualkommunika-
tion oder wenn sie durch den Nutzer im Einzelfall veran-
lasst sind. Satz 2 gilt nicht für Überlagerung oder Skalie-
rungen zum Zweck der Werbung, es sei denn, es handelt 
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(5) Programme, die dem Anbieter einer Medienplattform 
gemäß § 62 zugerechnet werden können oder von ihm 
exklusiv vermarktet werden, bleiben bei der Erfüllung 
der Anforderungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 und 
Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 und 2 außer Betracht. Der Anbieter 
einer Medienplattform hat die Belegung von Rundfunk-
programmen der zuständigen Landesmedienanstalt auf 
deren Verlangen unverzüglich mitzuteilen. Werden die 
Voraussetzungen der Absätze 2 bis 4 nicht erfüllt, erfolgt 
die Auswahl der zu verbreitenden Rundfunkprogramme 
nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und des Landes-
rechts durch die zuständige Landesmedienanstalt. Zuvor 
ist dem Anbieter einer Medienplattform eine angemes-
sene Frist zur Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzun-
gen zu setzen.

(6) Für regionale und lokale Medienplattformen, die 
Hörfunk- und Fernsehprogramme ausschließlich terrest-
risch verbreiten, kann das Landesrecht abweichende 
 Regelungen vorsehen.

§ 82

Zugang zu Medienplattformen

(1) Anbieter von Medienplattformen haben zu gewähr-
leisten, dass die eingesetzte Technik ein vielfältiges An-
gebot ermöglicht.

(2) Zur Sicherung der Meinungsvielfalt und Angebots-
vielfalt dürfen Rundfunk, rundfunkähnliche Telemedien 
und Telemedien nach § 19 Abs. 1 beim Zugang zu Medi-
enplattformen nicht unmittelbar oder mittelbar unbillig 
behindert und gegenüber gleichartigen Angeboten nicht 
ohne sachlich gerechtfertigten Grund unterschiedlich be-
handelt werden; dies gilt insbesondere in Bezug auf

1.  Zugangsberechtigungssysteme,

2.  Schnittstellen für Anwendungsprogramme,

3.  sonstige technische Vorgaben zu den Nummern 1 und 
2 auch gegenüber Herstellern digitaler Rundfunkemp-
fangsgeräte, 

4.  die Ausgestaltung von Zugangsbedingungen, insbe-
sondere Entgelte und Tarife.

(3) Die Verwendung eines Zugangsberechtigungssys-
tems oder einer Schnittstelle für Anwendungsprogramme 
und die Entgelte hierfür sind der zuständigen Landes-
medienanstalt unverzüglich anzuzeigen. Satz 1 gilt für 
Änderungen entsprechend. Der zuständigen Landesme-
dienanstalt sind auf Verlangen die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen.

§ 83

Zugangsbedingungen zu Medienplattformen

(1) Die Zugangsbedingungen, insbesondere Entgelte und 
Tarife, sind gegenüber der zuständigen Landesmedien-
anstalt offenzulegen.

3. trifft innerhalb der darüber hinausgehenden techni-
schen Kapazitäten die Entscheidung über die Bele-
gung nach Maßgabe des § 82 Abs. 2 und der allgemei-
nen Gesetze.

Reicht die Kapazität zur Belegung nach Satz 1 Nr. 1 nicht 
aus, sind die Grundsätze des Satzes 1 entsprechend der 
zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität anzuwenden; 
dabei haben die für das jeweilige Verbreitungsgebiet ge-
setzlich bestimmten beitragsfinanzierten Programme und 
programmbegleitende Dienste des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks Vorrang unbeschadet der angemessenen Be-
rücksichtigung der Angebote nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b 
und c.

(3) Der Anbieter einer Medienplattform 

1.  hat sicherzustellen, dass innerhalb einer technischen 
Kapazität im Umfang von höchstens einem Drittel der 
für die digitale Verbreitung von Hörfunk zur Verfü-
gung stehenden Gesamtkapazität 

a)  die erforderlichen Kapazitäten für die in dem je-
weiligen Verbreitungsgebiet gesetzlich bestimmten 
beitragsfinanzierten Programme und programm-
begleitenden Dienste des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks zur Verfügung stehen,

b)  die Kapazitäten für die im jeweiligen Land zuge-
lassenen Hörfunkprogramme sowie die Offenen 
Kanäle zur Verfügung stehen; die landesrechtlichen 
Sondervorschriften für Offene Kanäle und ver-
gleichbare Angebote bleiben unberührt,

2.  trifft selbst innerhalb einer weiteren technischen Über-
tragungskapazität im Umfang der Kapazität nach 
Nummer 1 die Entscheidung über die Belegung mit in 
digitaler Technik verbreiteten Hörfunkprogrammen 
und programmbegleitenden Diensten, soweit er darin 
unter Einbeziehung der Interessen der angeschlosse-
nen Teilnehmer ein vielfältiges Angebot und insbeson-
dere eine Vielfalt der für das jeweilige Verbreitungsge-
biet bestimmten Angebote angemessen berücksichtigt,

3.  trifft innerhalb der darüber hinausgehenden techni-
schen Kapazitäten die Entscheidung über die Bele-
gung nach Maßgabe des § 82 Abs. 2 und der allgemei-
nen Gesetze.

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Der Anbieter einer Medienplattform ist von den An-
forderungen nach den Absätzen 2 und 3 befreit, soweit

1.  der Anbieter der zuständigen Landesmedienanstalt 
nachweist, dass er selbst oder ein Dritter den Empfang 
der entsprechenden Angebote auf einem gleichartigen 
Übertragungsweg und demselben Endgerät unmittel-
bar und ohne zusätzlichen Aufwand ermöglicht, oder

2.  das Gebot der Meinungsvielfalt und Angebotsvielfalt 
bereits im Rahmen der Zuordnungs- oder Zuwei-
sungsentscheidung nach den §§ 101 oder 102 berück-
sichtigt wurde.
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bote oder Angebote nach § 2 Abs. 2 Nr. 14 Buchst. b 
 privater Anbieter, die in besonderem Maß einen Beitrag 
zur Meinungs- und Angebotsvielfalt im Bundesgebiet 
leisten, oder softwarebasierte Anwendungen, die ihrer 
unmittelbaren Ansteuerung dienen, haben im Rahmen 
der Präsentation rundfunkähnlicher Telemedien oder der 
softwarebasierten Anwendungen, die ihrer unmittelbaren 
Ansteuerung dienen, leicht auffindbar zu sein.

(5) Die privaten Angebote im Sinne des Absatzes 3  
Satz 2 und des Absatzes 4 werden durch die Landes-
medienanstalten für die Dauer von jeweils drei Jahren 
bestimmt und in einer Liste im Onlineauftritt der Lan-
desmedienanstalten veröffentlicht. In die Entscheidung 
sind folgende Kriterien einzubeziehen:

1.  der zeitliche Anteil an nachrichtlicher Berichterstat-
tung über politisches und zeitgeschichtliches Gesche-
hen,

2.  der zeitliche Anteil an regionalen und lokalen Infor-
mationen,

3.  das Verhältnis zwischen eigen- und fremdproduzierten 
Programminhalten,

4.  der Anteil an barrierefreien Angeboten,

5.  das Verhältnis zwischen ausgebildeten und auszubil-
denden Mitarbeitern, die an der Programmerstellung 
beteiligt sind,

6.  die Quote europäischer Werke und

7.  der Anteil an Angeboten für junge Zielgruppen.

Die Landesmedienanstalten bestimmen unverzüglich 
Beginn und Ende einer Ausschlussfrist, innerhalb derer 
Anbieter schriftliche Anträge auf Aufnahme in die Liste 
stellen können. Beginn und Ende der Antragsfrist, das 
Verfahren und die wesentlichen Anforderungen an die 
Antragsstellung sind von den Landesmedienanstalten im 
Rahmen der Ausschreibung festzulegen; die Ausschrei-
bung ist in geeigneter Weise zu veröffentlichen.

(6) Die Sortierung oder Anordnung von Angeboten oder 
Inhalten muss auf einfache Weise und dauerhaft durch 
den Nutzer individualisiert werden können.

(7) Absatz 2 Satz 3 sowie die Absätze 3, 4 und 6 gelten 
für Benutzeroberflächen nicht, soweit der Anbieter nach-
weist, dass eine auch nachträgliche Umsetzung technisch 
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand mög-
lich ist.

(8) Die Einzelheiten der Absätze 2 bis 7 regeln die Lan-
desmedienanstalten durch gemeinsame Satzungen und 
Richtlinien.

§ 85

Transparenz

Die einer Medienplattform oder Benutzeroberfläche zu-
grunde liegenden Grundsätze für die Auswahl von Rund-
funk, rundfunkähnlichen Telemedien und Telemedien 
nach § 19 Abs. 1 und für ihre Organisation sind vom An-

(2) Entgelte und Tarife sind im Rahmen des Telekommu-
nikationsgesetzes so zu gestalten, dass auch regionale 
und lokale Angebote zu angemessenen Bedingungen 
verbreitet werden können. Die landesrechtlichen Sonder-
vorschriften für Offene Kanäle und vergleichbare Ange-
bote bleiben unberührt.

(3) Können sich die betroffenen Anbieter nicht über die 
Aufnahme eines Angebots in eine Medienplattform oder 
die Bedingungen der Aufnahme einigen, kann jeder der 
Beteiligten die zuständige Landesmedienanstalt anrufen. 
Die zuständige Landesmedienanstalt wirkt unter den 
 Beteiligten auf eine sachgerechte Lösung hin.

§ 84

Auffindbarkeit in Benutzeroberflächen

(1) Die nachstehenden Regelungen gelten, soweit Benut-
zeroberflächen Rundfunk, rundfunkähnliche Telemedien 
und Telemedien nach § 19 Abs. 1, Teile davon oder soft-
warebasierte Anwendungen, die im Wesentlichen der un-
mittelbaren Ansteuerung von Rundfunk, rundfunkähn-
lichen Telemedien und Telemedien nach § 19 Abs. 1 die-
nen, hierzu abbilden oder akustisch vermitteln.

(2) Gleichartige Angebote oder Inhalte dürfen bei der 
Auffindbarkeit, insbesondere der Sortierung, Anordnung 
oder Präsentation in Benutzeroberflächen, nicht ohne 
sachlich gerechtfertigten Grund unterschiedlich behan-
delt werden; die Auffindbarkeit darf nicht unbillig behin-
dert werden. Zulässige Kriterien für eine Sortierung oder 
Anordnung sind insbesondere Alphabet, Genres oder 
Nutzungsreichweite. Alle Angebote müssen mittels einer 
Suchfunktion diskriminierungsfrei auffindbar sein. 

(3) Der in einer Benutzeroberfläche vermittelte Rund-
funk hat in seiner Gesamtheit auf der ersten Auswahl-
ebene unmittelbar erreichbar und leicht auffindbar zu 
sein. Innerhalb des Rundfunks haben die gesetzlich be-
stimmten beitragsfinanzierten Programme, die Rund-
funkprogramme, die Fensterprogramme (§ 59 Abs. 4) 
aufzunehmen haben, sowie die privaten Programme, die 
in besonderem Maß einen Beitrag zur Meinungs- und 
Angebotsvielfalt im Bundesgebiet leisten, leicht auffind-
bar zu sein. Werden Rundfunkprogramme abgebildet 
oder akustisch vermittelt, die Fensterprogramme (§ 59 
Abs. 4) aufzunehmen haben, sind in dem Gebiet, für das 
die Fensterprogramme zugelassen oder gesetzlich be-
stimmt sind, die Hauptprogramme mit Fensterprogramm 
gegenüber dem ohne Fensterprogramm ausgestrahlten 
Hauptprogramm und gegenüber den Fensterprogram-
men, die für andere Gebiete zugelassen oder gesetzlich 
bestimmt sind, vorrangig darzustellen.

(4) Die in einer Benutzeroberfläche vermittelten gemein-
samen Telemedienangebote der in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten, die Teleme-
dienangebote des ZDF sowie des Deutschlandradios 
oder vergleichbare rundfunkähnliche Telemedienange-
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plattform oder die jeweilige Benutzeroberfläche zu be-
rücksichtigen.

§ 89

Überprüfungsklausel

Die Bestimmungen dieses Unterabschnitts sowie die 
 ergänzenden landesrechtlichen Regelungen werden re-
gelmäßig alle fünf Jahre, erstmals zum 1. Oktober 2025, 
entsprechend Artikel 114 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 
2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex 
für die elektronische Kommunikation (ABl. L 321 vom 
17. 12. 2018, S. 36) überprüft.

§ 90

Bestehende Zulassungen, Zuordnungen,  
Zuweisungen, Anzeige von bestehenden  

Medienplattformen oder Benutzeroberflächen

(1) Bestehende Zulassungen, Zuordnungen und Zu-
weisungen für bundesweite Anbieter gelten bis zu deren 
Ablauf fort. Bestehende Zulassungen und Zuweisungen 
für Fensterprogrammveranstalter sollen bis zum 31. De-
zember 2009 unbeschadet von Vorgaben des § 59 Abs. 4 
Satz 4 verlängert werden.

(2) Anbieter von Medienplattformen und Benutzer-
oberflächen, die bei Inkrafttreten dieses Staatsvertrages 
bereits in Betrieb aber nicht angezeigt sind, müssen die 
Anzeige nach § 79 Abs. 2 spätestens sechs Monate nach 
Inkrafttreten dieses Staatsvertrages vornehmen.

3 .  U n t e r a b s c h n i t t

Medienintermediäre

§ 91

Anwendungsbereich

(1) Die nachstehenden Regelungen gelten auch dann, 
wenn die intermediäre Funktion in die Angebote Dritter 
eingebunden wird (integrierter Medienintermediär). 

(2) Mit Ausnahme des § 95 gelten sie nicht für Medien-
intermediäre, die 

1.  im Durchschnitt von sechs Monaten in Deutschland 
weniger als eine Million Nutzer pro Monat erreichen 
oder in ihrer prognostizierten Entwicklung erreichen 
werden,

2.  auf die Aggregation, Selektion und Präsentation von 
Inhalten mit Bezug zu Waren oder Dienstleistungen 
spezialisiert sind oder

3.  ausschließlich privaten oder familiären Zwecken die-
nen.

bieter transparent zu machen. Dies umfasst die Kriterien, 
nach denen Inhalte sortiert, angeordnet und präsentiert 
werden, wie die Sortierung oder Anordnung von Inhalten 
durch den Nutzer individualisiert werden kann und nach 
welchen grundlegenden Kriterien Empfehlungen erfol-
gen und unter welchen Bedingungen Rundfunk oder 
rundfunkähnliche Telemedien nach § 80 nicht in ihrer 
ursprünglichen Form dargestellt werden. Informationen 
hierzu sind den Nutzern in leicht wahrnehmbarer, unmit-
telbar erreichbarer und ständig verfügbarer Weise zur 
Verfügung zu stellen.

§ 86

Vorlage von Unterlagen, Zusammenarbeit mit der 
 Regulierungsbehörde für Telekommunikation

(1) Anbieter von Medienplattformen und Benutzerober-
flächen sind verpflichtet, die erforderlichen Informatio-
nen und Unterlagen der zuständigen Landesmedienan-
stalt auf Verlangen unverzüglich vorzulegen. Die §§ 55, 
56 und 58 gelten entsprechend.

(2) Ob ein Verstoß gegen § 82 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 4 oder 
§ 83 Abs. 2 vorliegt, entscheidet bei Anbietern von Me-
dienplattformen, die zugleich Anbieter der Telekommu-
nikationsdienstleistung sind, die zuständige Landesme-
dienanstalt im Benehmen mit der Regulierungsbehörde 
für Telekommunikation.

(3) Anbieter von Medienplattformen oder Benutzerober-
flächen haben auf Nachfrage gegenüber Anbietern von 
Rundfunk, rundfunkähnlichen Telemedien und Teleme-
dien nach § 19 Abs. 1 die tatsächliche Sortierung, Anord-
nung und Abbildung von Angeboten und Inhalten, die 
Verwendung ihrer Metadaten sowie im Rahmen eines 
berechtigten Interesses Zugangsbedingungen nach § 83 
Abs. 1 mitzuteilen.

§ 87

Bestätigung der Unbedenklichkeit

Im Hinblick auf die Anforderungen der §§ 81 bis 85 sind 
Anbieter von Medienplattformen oder Benutzerober-
flächen berechtigt, bei der zuständigen Landesmedien-
anstalt einen Antrag auf Unbedenklichkeit zu stellen. Die 
Bestätigung der Unbedenklichkeit kann mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden.

§ 88

Satzungen, Richtlinien

Die Landesmedienanstalten regeln durch gemeinsame 
Satzungen und Richtlinien Einzelheiten zur Konkreti-
sierung der sie betreffenden Bestimmungen dieses Un-
terabschnitts. Dabei ist die Bedeutung für die öffentliche 
Meinungsbildung für den Empfängerkreis in Bezug auf 
den jeweiligen Übertragungsweg, die jeweilige Medien-
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(3) Ein Verstoß kann nur von dem betroffenen Anbieter 
journalistisch-redaktioneller Inhalte bei der zuständigen 
Landesmedienanstalt geltend gemacht werden. In offen-
sichtlichen Fällen kann der Verstoß von der zuständigen 
Landesmedienanstalt auch von Amts wegen verfolgt 
werden.

§ 95

Vorlage von Unterlagen

Anbieter von Medienintermediären sind verpflichtet, die 
erforderlichen Unterlagen der zuständigen Landesme-
dienanstalt auf Verlangen vorzulegen. Die §§ 56 und 58 
gelten entsprechend.

§ 96

Satzungen und Richtlinien

Die Landesmedienanstalten regeln durch gemeinsame 
Satzungen und Richtlinien Einzelheiten zur Konkreti-
sierung der sie betreffenden Bestimmungen dieses Un-
terabschnitts. Dabei ist die Orientierungsfunktion der 
Medienintermediäre für die jeweiligen Nutzerkreise zu 
berücksichtigen.

4 .  U n t e r a b s c h n i t t

Video-Sharing-Dienste

§ 97

Anwendungsbereich

Dieser Unterabschnitt gilt für Video-Sharing-Dienste im 
Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 22. Weitere Anforderungen nach 
dem V. Abschnitt bleiben unberührt.

§ 98

Werbung

(1) Für Werbung in Video-Sharing-Diensten gelten § 8 
Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 und 2, Abs. 7 und 10 dieses Staats-
vertrages sowie § 6 Abs. 2 und 7 des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages. 

(2) Der Anbieter eines Video-Sharing-Dienstes hat 
 sicherzustellen, dass Werbung, die von ihm vermarktet, 
verkauft oder zusammengestellt wird, den Vorgaben des 
Absatzes 1 entspricht.

(3) Der Anbieter eines Video-Sharing-Dienstes hat nach-
folgende Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, 
dass Werbung die nicht von ihm selbst vermarktet, 
 verkauft oder zusammengestellt wird, die Vorgaben des 
Absatzes 1 erfüllt: 

1.  Aufnahme und Umsetzung von Bestimmungen in 
 seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die zur 
Einhaltung der Vorgaben des Absatzes 1 verpflichten,

§ 92

Inländischer Zustellungsbevollmächtigter

Anbieter von Medienintermediären haben im Inland 
 einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen und in 
ihrem Angebot in leicht erkennbarer und unmittelbar er-
reichbarer Weise auf ihn aufmerksam zu machen. An 
diese Person können Zustellungen in Verfahren nach 
§ 115 bewirkt werden. Das gilt auch für die Zustellung 
von Schriftstücken, die solche Verfahren einleiten oder 
vorbereiten.

§ 93

Transparenz

(1) Anbieter von Medienintermediären haben zur Siche-
rung der Meinungsvielfalt nachfolgende Informationen 
leicht wahrnehmbar, unmittelbar erreichbar und ständig 
verfügbar zu halten:

1.  die Kriterien, die über den Zugang eines Inhalts zu 
 einem Medienintermediär und über den Verbleib ent-
scheiden,

2.  die zentralen Kriterien einer Aggregation, Selektion 
und Präsentation von Inhalten und ihre Gewichtung 
einschließlich Informationen über die Funktionsweise 
der eingesetzten Algorithmen in verständlicher Spra-
che.

(2) Anbieter von Medienintermediären, die eine thema-
tische Spezialisierung aufweisen, sind dazu verpflichtet, 
diese Spezialisierung durch die Gestaltung ihres Ange-
bots wahrnehmbar zu machen. § 91 Abs. 2 Nr. 2 bleibt 
unberührt.

(3) Änderungen der in Absatz 1 genannten Kriterien so-
wie der Ausrichtung nach Absatz 2 sind unverzüglich in 
derselben Weise wahrnehmbar zu machen.

(4) Anbieter von Medienintermediären, die soziale Netz-
werke anbieten, haben dafür Sorge zu tragen, dass Tele-
medien im Sinne von § 18 Abs. 3 gekennzeichnet wer-
den.

§ 94

Diskriminierungsfreiheit

(1) Zur Sicherung der Meinungsvielfalt dürfen Medien-
intermediäre journalistisch-redaktionell gestaltete Ange-
bote, auf deren Wahrnehmbarkeit sie besonders hohen 
Einfluss haben, nicht diskriminieren.

(2) Eine Diskriminierung im Sinne des Absatzes 1 liegt 
vor, wenn ohne sachlich gerechtfertigten Grund von den 
nach § 93 Abs. 1 bis 3 zu veröffentlichenden Kriterien 
zugunsten oder zulasten eines bestimmten Angebots sys-
tematisch abgewichen wird oder diese Kriterien Ange-
bote unmittelbar oder mittelbar unbillig systematisch 
behindern. 
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2.  reichen die Übertragungskapazitäten für den geltend 
gemachten Bedarf aus, sind diese entsprechend zuzu-
ordnen;

3.  reichen die Übertragungskapazitäten für den geltend 
gemachten Bedarf nicht aus, wirken die Regierungs-
chefinnen und Regierungschefs der Länder auf eine 
Verständigung zwischen den Beteiligten hin; Betei-
ligte sind für private Anbieter die Landesmedienan-
stalten;

4.  kommt eine Verständigung zwischen den Beteiligten 
nicht zu Stande, entscheiden die Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder, welche Zuordnung 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Über-
tragungskapazität sowie unter Berücksichtigung des 
Gesamtangebots die größtmögliche Vielfalt des Ange-
botes sichert; dabei sind insbesondere folgende Krite-
rien zu berücksichtigen:

a)  Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk und 
Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an 
neuen Techniken und Programmformen,

b)  Belange des privaten Rundfunks und der Anbieter 
von Telemedien.

Die Zuordnung der Übertragungskapazität erfolgt für die 
Dauer von längstens 20 Jahren.

(4) Der oder die Vorsitzende der Konferenz der Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder ordnet 
die Übertragungskapazität gemäß der Entscheidung der 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 
nach Absatz 2 zu.

(5) Wird eine zugeordnete Übertragungskapazität nach 
Ablauf von 18 Monaten nach Zugang der Zuordnungs-
entscheidung nicht für die Realisierung des Versorgungs-
bedarfs genutzt, kann die Zuordnungsentscheidung 
durch Beschluss der Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder widerrufen werden; eine Entschä-
digung wird nicht gewährt. Auf Antrag des Zuordnungs-
empfängers kann die Frist durch Entscheidung der Re-
gierungschefinnen und Regierungschefs der Länder ver-
längert werden.

(6) Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder vereinbaren zur Durchführung der Absätze 2 bis 
5 Verfahrensregelungen.

§ 102

Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten  
an private Anbieter durch die zuständige  

Landesmedienanstalt

(1) Übertragungskapazitäten für drahtlose bundesweite 
Versorgungsbedarfe privater Anbieter können Rundfunk-
veranstaltern, Anbietern von Telemedien oder Anbietern 
von Medienplattformen durch die zuständige Landes-
medienanstalt zugewiesen werden.

2.  Bereitstellung einer Funktion zur Kennzeichnung von 
Werbung nach § 6 Abs. 3 des Telemediengesetzes.

§ 99

Schlichtungsstelle

(1) Die Landesmedienanstalten richten eine gemeinsame 
Stelle ein für die Schlichtung von Streitigkeiten zwi-
schen den Beschwerdeführern oder von der Beschwerde 
betroffenen Nutzern und Anbietern von Video-Sharing-
Diensten über Maßnahmen, die Anbieter von Video-Sha-
ring-Diensten im Verfahren nach den §§ 10 a und b des 
Telemediengesetzes getroffen oder unterlassen haben. 

(2) Die Landesmedienanstalten regeln die weiteren 
 Einzelheiten über die Organisation, das Schlichtungs-
verfahren und die Kostentragung in einer im Internet zu 
veröffentlichenden gemeinsamen Satzung. 

V I .  A B S C H N I T T

Übertragungskapazitäten, Weiterverbreitung

§ 100

Grundsatz

Die Entscheidung über die Zuordnung, Zuweisung und 
Nutzung der Übertragungskapazitäten, die zur Verbrei-
tung von Rundfunk und rundfunkähnlichen Telemedien 
dienen, erfolgt nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und 
des jeweiligen Landesrechts.

§ 101

Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapazitäten

(1) Über die Anmeldung bei der für Telekommunikation 
zuständigen Regulierungsbehörde für bundesweite Ver-
sorgungsbedarfe an nicht leitungsgebundenen (draht-
losen) Übertragungskapazitäten entscheiden die Länder 
einstimmig. Für länderübergreifende Bedarfsanmeldun-
gen gilt Satz 1 hinsichtlich der betroffenen Länder ent-
sprechend.

(2) Über die Zuordnung von Übertragungskapazitäten 
für bundesweite Versorgungsbedarfe an die in der ARD 
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das 
ZDF, das Deutschlandradio oder die Landesmedienan-
stalten entscheiden die Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Länder durch einstimmigen Beschluss.

(3) Für die Zuordnung gelten insbesondere die folgenden 
Grundsätze:

1.  zur Verfügung stehende freie Übertragungskapazitäten 
sind den in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, dem ZDF oder dem Deutsch-
landradio und den Landesmedienanstalten bekannt zu 
machen;
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§ 103

Weiterverbreitung

(1) Die Weiterverbreitung von bundesweit empfangbaren 
Angeboten, die in rechtlich zulässiger Weise in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union in Über-
einstimmung mit Artikel 2 der Richtlinie 2010/13/EU 
oder in einem Staat, der das Europäische Übereinkom-
men über das grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert 
hat, und nicht Mitglied der Europäischen Union ist, in 
Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Europäi-
schen Übereinkommens über das grenzüberschreitende 
Fernsehen veranstaltet werden, ist zulässig. Die Weiter-
verbreitung der in Satz 1 genannten Angebote aus einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union kann nur 
in Übereinstimmung mit Artikel 3 der Richtlinie 2010/13/
EU, die Weiterverbreitung der in Satz 1 genannten Ange-
bote aus einem Staat, der das Europäische Übereinkom-
men über das grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert 
hat, und nicht Mitglied der Europäischen Union ist, nur 
in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Euro-
päischen Übereinkommens über das grenzüberschrei-
tende Fernsehen ausgesetzt werden.

(2) Veranstalter anderer als der in Absatz 1 genannten 
Fernsehprogramme haben die Weiterverbreitung min-
destens einen Monat vor Beginn bei der Landesmedien-
anstalt anzuzeigen, in deren Geltungsbereich die Pro-
gramme verbreitet werden sollen. Die Anzeige kann 
auch der Anbieter einer Medienplattform vornehmen. 
Die Anzeige muss die Nennung eines Programmverant-
wortlichen, eine Beschreibung des Programms und die 
Vorlage einer Zulassung oder eines vergleichbaren Do-
kuments beinhalten. Die Weiterverbreitung ist dem An-
bieter einer Medienplattform zu untersagen, wenn das 
Rundfunkprogramm nicht den Anforderungen des § 3 
oder des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages entspricht 
oder wenn der Veranstalter nach dem geltenden Recht 
des Ursprungslandes zur Veranstaltung von Rundfunk 
nicht befugt ist oder wenn das Programm nicht inhaltlich 
unverändert verbreitet wird.

(3) Landesrechtliche Regelungen zur analogen Kanal-
belegung für Rundfunk sind zulässig, soweit sie zur 
 Erreichung klar umrissener Ziele von allgemeinem 
 Interesse erforderlich sind. Sie können insbesondere zur 
Sicherung einer pluralistischen, am Angebot der Mei-
nungsvielfalt und Angebotsvielfalt orientierten Medien-
ordnung getroffen werden. Einzelheiten, insbesondere 
die Rangfolge bei der Belegung der Kabelkanäle, regelt 
das Landesrecht.

(4) Ferner können angemessene Maßnahmen in Überein-
stimmung mit Artikel 4 Abs. 3 der Richtlinie 2010/13/EU 
unter Wahrung der sonstigen Regelungen ihres Artikels 4 
gegen den Mediendiensteanbieter ergriffen werden, der 
der Rechtshoheit eines anderen Mitgliedstaats unterwor-
fen ist und einen audiovisuellen Mediendienst erbringt, 
der ganz oder vorwiegend auf Deutschland ausgerichtet 

(2) Werden den Landesmedienanstalten Übertragungs-
kapazitäten zugeordnet, bestimmen sie unverzüglich Be-
ginn und Ende einer Ausschlussfrist, innerhalb der 
schriftliche Anträge auf Zuweisung von Übertragungska-
pazitäten gestellt werden können. Beginn und Ende der 
Antragsfrist, das Verfahren und die wesentlichen Anfor-
derungen an die Antragstellung, insbesondere wie den 
Anforderungen dieses Staatsvertrages zur Sicherung der 
Meinungsvielfalt und Angebotsvielfalt genügt werden 
kann, sind von den Landesmedienanstalten zu bestim-
men und in geeigneter Weise zu veröffentlichen (Aus-
schreibung).

(3) Kann nicht allen Anträgen auf Zuweisung von Über-
tragungskapazitäten entsprochen werden, wirkt die zu-
ständige Landesmedienanstalt auf eine Verständigung 
zwischen den Antragstellern hin. Kommt eine Verständi-
gung zustande, legt sie diese ihrer Entscheidung über die 
Aufteilung der Übertragungskapazitäten zu Grunde, 
wenn nach den vorgelegten Unterlagen erwartet werden 
kann, dass in der Gesamtheit der Angebote die Vielfalt 
der Meinungen und Angebotsvielfalt zum Ausdruck 
kommt.

(4) Lässt sich innerhalb der von der zuständigen Landes-
medienanstalt zu bestimmenden angemessenen Frist 
keine Einigung erzielen oder entspricht die vorgesehene 
Aufteilung voraussichtlich nicht dem Gebot der Mei-
nungsvielfalt und Angebotsvielfalt, weist die zuständige 
Landesmedienanstalt dem Antragsteller die Übertra-
gungskapazität zu, der am ehesten erwarten lässt, dass 
sein Angebot

1.  die Meinungsvielfalt und Angebotsvielfalt fördert,

2.  auch das öffentliche Geschehen, die politischen Ereig-
nisse sowie das kulturelle Leben darstellt und

3.  bedeutsame politische, weltanschauliche und gesell-
schaftliche Gruppen zu Wort kommen lässt.

In die Auswahlentscheidung ist ferner einzubeziehen, ob 
das Angebot wirtschaftlich tragfähig erscheint sowie 
Nutzerinteressen und -akzeptanz hinreichend berück-
sichtigt. Für den Fall, dass die Übertragungskapazität ei-
nem Anbieter einer Medienplattform zugewiesen werden 
soll, ist des Weiteren zu berücksichtigen, inwieweit si-
chergestellt ist, dass das Angebot den Vorgaben der §§ 82 
und 83 genügt.

(5) Die Zuweisung von Übertragungskapazitäten erfolgt 
für die Dauer von zehn Jahren. Eine einmalige Verlänge-
rung um zehn Jahre ist zulässig. Die Zuweisung ist sofort 
vollziehbar. Wird eine zugewiesene Übertragungskapa-
zität nach Ablauf von zwölf Monaten nach Zugang der 
Zuweisungsentscheidung nicht genutzt, kann die zustän-
dige Landesmedienanstalt die Zuweisungsentscheidung 
nach § 108 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b widerrufen. Auf Antrag 
des Zuweisungsempfängers kann die Frist verlängert 
werden.
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sungsorgane des Bundes und der Länder, Gremienmit-
glieder und Bedienstete von Landesrundfunkanstalten 
der ARD, des ZDF, des Deutschlandradios, des Europäi-
schen Fernsehkulturkanals »arte«, der Landesmedienan-
stalten, der privaten Rundfunkveranstalter und Anbieter 
einer Medienplattform sowie Bedienstete von an ihnen 
unmittelbar oder mittelbar im Sinne von § 62 beteiligten 
Unternehmen. Scheidet ein Mitglied nach Satz 2 aus, 
 berufen die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder einvernehmlich ein Ersatzmitglied oder einen 
anderen Sachverständigen für den Rest der Amtsdauer 
als Mitglied; Entsprechendes gilt, wenn ein Ersatzmit-
glied ausscheidet. Die Mitglieder nach Satz 2 erhalten 
für ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung und Er-
satz ihrer notwendigen Auslagen. Das Vorsitzland der 
Rundfunkkommission schließt die Verträge mit diesen 
Mitgliedern. Der Vorsitzende der KEK und sein Stellver-
treter sind aus der Gruppe der Mitglieder nach Satz 1 
Nr. 1 zu wählen. Die sechs Vertreter der Landesmedien-
anstalten und zwei Ersatzmitglieder für den Fall der Ver-
hinderung eines dieser Vertreter werden durch die Lan-
desmedienanstalten für die Amtszeit der KEK gewählt.

(6) Ein Vertreter der Landesmedienanstalten darf nicht 
zugleich der KEK und der KJM angehören; Ersatz-
mitgliedschaft oder stellvertretende Mitgliedschaft sind 
zulässig.

(7) Die Landesmedienanstalten bilden für die Organe 
nach Absatz 2 Satz 1 eine gemeinsame Geschäftsstelle. 

(8) Die Mitglieder der ZAK, der GVK und der KEK sind 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Staats-
vertrag an Weisungen nicht gebunden. § 58 gilt für die 
Mitglieder der ZAK und GVK entsprechend. Die Ver-
schwiegenheitspflicht nach § 58 gilt auch im Verhältnis 
der Mitglieder der Organe nach Absatz 2 Satz 1 zu ande-
ren Organen der Landesmedienanstalten.

(9) Die Organe nach Absatz 2 Satz 1 fassen ihre Be-
schlüsse mit der Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitglieder. 
Bei Beschlüssen der KEK entscheidet im Fall der Stim-
mengleichheit die Stimme des Vorsitzenden, bei seiner 
Verhinderung die Stimme des stellvertretenden Vorsit-
zenden. Die Beschlüsse sind zu begründen. In der Be-
gründung sind die wesentlichen tatsächlichen und recht-
lichen Gründe mitzuteilen. Die Beschlüsse sind gegen-
über den anderen Organen der zuständigen Landesme-
dienanstalt bindend. Die zuständige Landesmedienanstalt 
hat die Beschlüsse im Rahmen der von den Organen 
nach Absatz 2 Satz 1 gesetzten Fristen zu vollziehen.

(10) Die Landesmedienanstalten stellen den Organen 
nach Absatz 2 Satz 1 die notwendigen personellen und 
sachlichen Mittel zur Verfügung. Die Organe erstellen 
jeweils einen Wirtschaftsplan nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die Kosten für die 
Organe nach Absatz 2 Satz 1 werden aus dem Anteil der 
Landesmedienanstalten nach § 10 des Rundfunkfinan-
zierungsstaatsvertrages gedeckt. Näheres regeln die Lan-
desmedienanstalten durch übereinstimmende Satzungen.

ist, soweit die Bundesrepublik Deutschland im öffentli-
chen Interesse liegende ausführlichere oder strengere 
Bestimmungen nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 
2010/13/EU erlassen hat.

V I I .  A B S C H N I T T

Medienaufsicht

§ 104

Organisation

(1) Soweit nichts anderes bestimmt ist, überprüft die 
 zuständige Landesmedienanstalt die Einhaltung der Be-
stimmungen nach diesem Staatsvertrag. Sie trifft entspre-
chend den Bestimmungen dieses Staatsvertrages die je-
weiligen Entscheidungen. Satz 1 und 2 gelten nicht für 
Angebote der in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, des ZDF und des Deutschland-
radios.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach § 105 und nach den 
Bestimmungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
bestehen:

1.  die Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK),

2.  die Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK),

3.  die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im 
Medienbereich (KEK) und

4.  die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM).

Diese dienen der jeweils zuständigen Landesmedien-
anstalt als Organe bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 105.

(3) Die Landesmedienanstalten entsenden jeweils den 
nach Landesrecht bestimmten gesetzlichen Vertreter in 
die ZAK; eine Vertretung im Fall der Verhinderung ist 
durch den ständigen Vertreter zulässig. Die Tätigkeit der 
Mitglieder der ZAK ist unentgeltlich.

(4) Die GVK setzt sich zusammen aus dem jeweiligen 
Vorsitzenden des plural besetzten Beschlussgremiums 
der Landesmedienanstalten; eine Vertretung im Fall der 
Verhinderung durch den stellvertretenden Vorsitzenden 
ist zulässig. Die Tätigkeit der Mitglieder der GVK ist 
 unentgeltlich.

(5) Die KEK besteht aus

1.  sechs Sachverständigen des Rundfunk- und des Wirt-
schaftsrechts, von denen drei die Befähigung zum 
Richteramt haben müssen, und

2.  sechs nach Landesrecht bestimmten gesetzlichen Ver-
tretern der Landesmedienanstalten.

Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 der KEK und zwei Er-
satzmitglieder für den Fall der Verhinderung eines dieser 
Mitglieder werden von den Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder für die Dauer von fünf Jah-
ren einvernehmlich berufen. Von der Mitgliedschaft nach 
Satz 2 ausgeschlossen sind Mitglieder und Bedienstete 
der Institutionen der Europäischen Union, der Verfas-
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(2) Die GVK ist zuständig für Auswahlentscheidungen 
bei den Zuweisungen von Übertragungskapazitäten nach 
§ 102 Abs. 4 und für die Entscheidung über die Belegung 
von Plattformen nach § 81 Abs. 5 Satz 3. Die ZAK unter-
richtet die GVK fortlaufend über ihre Tätigkeit. Sie be-
zieht die GVK in grundsätzlichen Angelegenheiten, ins-
besondere bei der Erstellung von Satzungen und Richt-
linienentwürfen, ein.

(3) Die KEK ist zuständig für die abschließende Beurtei-
lung von Fragestellungen der Sicherung von Meinungs-
vielfalt im Zusammenhang mit der bundesweiten Veran-
staltung von Fernsehprogrammen. Sie ist im Rahmen des 
Satzes 1 insbesondere zuständig für die Prüfung solcher 
Fragen bei der Entscheidung über eine Zulassung oder 
Änderung einer Zulassung, bei der Bestätigung von Ver-
änderungen von Beteiligungsverhältnissen als unbedenk-
lich und bei Maßnahmen nach § 60 Abs. 4. Für Fälle,  
die für die Sicherung von Meinungsvielfalt nur geringe 
Bedeutung entfalten können, legt die KEK fest, unter 
welchen Voraussetzungen auf eine Vorlage nach § 107 
Abs. 1 verzichtet werden kann. Auf Anforderung einer 
Landesmedienanstalt ist sie zur Prüfung von Einzelfällen 
verpflichtet. Die KEK ermittelt die den Unternehmen 
 jeweils zurechenbaren Zuschaueranteile.

(4) Die Auswahl und Zulassung von Regionalfenster-
programmveranstaltern nach § 59 Abs. 4 und Fensterpro-
grammveranstaltern nach § 65 Abs. 4 sowie die Aufsicht 
über diese Programme obliegen dem für die Zulassung 
nicht bundesweiter Angebote zuständigen Organ der 
 zuständigen Landesmedienanstalt. Bei Auswahl und Zu-
lassung der Veranstalter nach Satz 1 ist zuvor das Be-
nehmen mit der KEK herzustellen.

§ 106

Zuständige Landesmedienanstalt

(1) Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, ist 
für bundesweit ausgerichtete Angebote die Landes-
medienanstalt des Landes zuständig, in dem der betrof-
fene Veranstalter, Anbieter, Bevollmächtigte nach § 79 
Abs. 1 Satz 2 oder Verantwortliche nach § 18 Abs. 2 sei-
nen Sitz, Wohnsitz oder in Ermangelung dessen seinen 
ständigen Aufenthalt hat. Sind nach Satz 1 mehrere Lan-
desmedienanstalten zuständig oder hat der Veranstalter 
oder Anbieter seinen Sitz im Ausland, entscheidet die 
Landesmedienanstalt, die zuerst mit der Sache befasst 
worden ist. 

(2) Zuständig in den Fällen des § 105 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 
7, 9 und 14 sowie in den Fällen der Rücknahme oder des 
Widerrufs der Zulassung oder der Zuweisung ist die Lan-
desmedienanstalt, die dem Veranstalter die Zulassung 
erteilt, die Zuweisung vorgenommen oder die Anzeige 
entgegengenommen hat; im Übrigen gilt Absatz 1. Zu-
ständig im Fall des § 105 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 ist die 
 Landesmedienanstalt des Landes, in dem der Zustel-

(11) Von den Verfahrensbeteiligten sind durch die zu-
ständigen Landesmedienanstalten Kosten in angemes-
senem Umfang zu erheben. Näheres regeln die Landes-
medienanstalten durch übereinstimmende Satzungen.

(12) Den Organen nach Absatz 2 Satz 1 stehen die Ver-
fahrensrechte nach den §§ 55 und 56 zu.

§ 105

Aufgaben

(1) Die ZAK ist für folgende Aufgaben zuständig:

 1.  Aufsichtsmaßnahmen gegenüber privaten bundes-
weiten Veranstaltern, soweit nicht die KEK nach Ab-
satz 3 zuständig ist,

 2.  Aufsichtsmaßnahmen gegenüber privaten bundes-
weiten Anbietern nach den §§ 18 bis 22 sowie nach 
den §§ 74 bis 77,

 3.  Anerkennung von Einrichtungen der Freiwilligen 
Selbstkontrolle nach § 19 Abs. 4 sowie Rücknahme 
oder Widerruf der Anerkennung nach § 19 Abs. 6,

 4.  Aufsicht über Entscheidungen der Einrichtungen der 
Freiwilligen Selbstkontrolle nach § 19 Abs. 8,

 5.  Zulassung, Rücknahme oder Widerruf der Zulassung 
bundesweiter Veranstalter nach §§ 53, 108 Abs. 1 
Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1,

 6.  Entscheidungen über ein Zulassungserfordernis im 
Falle des § 54 Abs. 1,

 7.  Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen für 
Regionalfensterprogramme nach § 59 Abs. 4 Satz 1 
und für Sendezeit für Dritte nach § 65 Abs. 2 Satz 4,

 8.  Anzeige des Betriebs einer Medienplattform oder 
Benutzeroberfläche nach § 79 Abs. 2,

 9.  Aufsicht über Medienplattformen und Benutzerober-
flächen nach den §§ 79 bis 87 sowie § 103 Abs. 1 und 
2, soweit nicht die GVK nach Absatz 2 zuständig ist,

10. Aufsicht über Medienintermediäre nach den §§ 92 
bis 94, 

11. Aufsicht über Video-Sharing-Dienste nach § 98,

12. Wahrnehmung der Aufgaben nach § 101 Abs. 3  
Satz 1 Nr. 1 und 3,

13. Zuweisung von Übertragungskapazitäten für bundes-
weite Versorgungsbedarfe und deren Rücknahme 
oder Widerruf nach §§ 102 und 108 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 Nr. 2, soweit die GVK nicht nach Absatz 2 zu-
ständig ist,

14. Befassung mit Mitteilungen nach § 109 Abs. 5. 

Die ZAK kann Prüfausschüsse für die Aufgaben nach 
Satz 1 Nr. 1 und 2 einrichten. Die Prüfausschüsse ent-
scheiden jeweils bei Einstimmigkeit anstelle der ZAK. 
Zu Beginn der Amtsperiode der ZAK wird die Verteilung 
der Verfahren von der ZAK festgelegt. Das Nähere ist in 
der Geschäftsordnung der ZAK festzulegen. 
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b)  der Rundfunkveranstalter gegen seine Verpflich-
tungen aufgrund dieses Staatsvertrages oder des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages wiederholt 
schwerwiegend verstoßen und die Anweisungen 
der zuständigen Landesmedienanstalt innerhalb des 
von ihr bestimmten Zeitraums nicht befolgt hat;

2.  im Fall der Zuweisung

a)  nachträglich wesentliche Veränderungen des Ange-
bots eingetreten und vom Anbieter zu vertreten 
sind, nach denen das Angebot den Anforderungen 
des § 102 Abs. 4 nicht mehr genügt und innerhalb 
des von der zuständigen Landesmedienanstalt be-
stimmten Zeitraums keine Abhilfe erfolgt oder

b)  das Angebot aus Gründen, die vom Anbieter zu 
vertreten sind, innerhalb des dafür vorgesehenen 
Zeitraums nicht oder nicht mit der festgesetzten 
Dauer begonnen oder fortgesetzt wird.

(3) Der Anbieter wird für einen Vermögensnachteil, der 
durch die Rücknahme oder den Widerruf nach den Ab-
sätzen 1 oder 2 eintritt, nicht entschädigt. Im Übrigen gilt 
für die Rücknahme und den Widerruf das Verwaltungs-
verfahrensgesetz des Sitzlandes der jeweils zuständigen 
Landesmedienanstalt.

§ 109

Maßnahmen bei Rechtsverstößen

(1) Stellt die zuständige Landesmedienanstalt einen 
 Verstoß gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages 
mit Ausnahme von § 17, § 18 Abs. 2 und 4, § 20 und § 23 
Abs. 2 fest, trifft sie die erforderlichen Maßnahmen. 
Maßnahmen sind insbesondere Beanstandung, Unter-
sagung, Sperrung, Rücknahme und Widerruf. Die Be-
stimmungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
bleiben unberührt. Satz 1 gilt nicht für Verstöße gegen 
§ 19 Abs. 1 und 2 von Anbietern, 

1.  im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1,

2.  die der Selbstregulierung durch den Pressekodex und 
der Beschwerdeordnung des deutschen Presserates 
 unterliegen oder 

3.  die einer anerkannten Einrichtung der Freiwilligen 
Selbstkontrolle im Sinne des § 19 Abs. 3 angeschlos-
sen sind.

(2) Eine Untersagung darf nicht erfolgen, wenn die Maß-
nahme außer Verhältnis zur Bedeutung des Angebots für 
den Anbieter und die Allgemeinheit steht. Eine Unter-
sagung darf nur erfolgen, wenn ihr Zweck nicht in an-
derer Weise erreicht werden kann. Die Untersagung ist, 
soweit ihr Zweck dadurch erreicht werden kann, auf 
 bestimmte Arten und Teile von Angeboten oder zeitlich 
zu beschränken. Bei journalistisch-redaktionell gestalte-
ten Angeboten, in denen ausschließlich vollständig oder 
teilweise Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in Text 
oder Bild wiedergegeben werden, ist eine Sperrung nur 
unter den Voraussetzungen des § 97 Abs. 5 Satz 2 und 

lungsbevollmächtigte nach § 92 seinen Sitz hat. Solange 
kein Zustellungsbevollmächtigter benannt worden ist, 
gilt Absatz 1. Die zuständige Landesmedienanstalt legt 
die Sache unverzüglich zur Prüfung und Entscheidung 
der ZAK vor. Zuständig ist in den Fällen des § 105 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 und 4 die Landesmedienanstalt des Landes, 
in dem die Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle 
ihren Sitz hat. Ergibt sich danach keine Zuständigkeit, ist 
diejenige Landesmedienanstalt zuständig, bei der der 
Antrag auf Anerkennung gestellt wurde.

(3) Im Übrigen richtet sich die Zuständigkeit nach Lan-
desrecht.

§ 107

Verfahren bei Zulassung, Zuweisung und Anzeige

(1) Geht ein Antrag oder eine Anzeige nach § 105 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5, 6, 8 oder 13 bei der zuständigen Landes-
medienanstalt ein, legt der nach Landesrecht bestimmte 
gesetzliche Vertreter unverzüglich den Antrag oder die 
Anzeige sowie die vorhandenen Unterlagen der ZAK 
und in den Fällen des § 105 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 zusätzlich 
der KEK vor.

(2) Kann nicht allen Anträgen nach § 105 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 13 entsprochen werden, entscheidet die GVK.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Beurteilung von 
Fragestellungen der Sicherung von Meinungsvielfalt 
durch die KEK im Rahmen ihrer Zuständigkeit in ande-
ren Fällen als dem der Zulassung eines bundesweiten 
privaten Veranstalters.

§ 108

Rücknahme, Widerruf von Zulassungen  
und Zuweisungen

(1) Die Zulassung nach § 53 oder die Zuweisung nach 
§ 102 werden jeweils zurückgenommen, wenn

1.  bei der Zulassung eine Zulassungsvoraussetzung ge-
mäß § 53 Abs. 1 oder 2 nicht gegeben war oder eine 
Zulassungsbeschränkung gemäß § 53 Abs. 3 nicht be-
rücksichtigt wurde oder

2.  bei der Zuweisung die Vorgaben gemäß § 102 Abs. 4 
nicht berücksichtigt wurden

und innerhalb eines von der zuständigen Landesmedien-
anstalt bestimmten Zeitraums keine Abhilfe erfolgt.

(2) Zulassung und Zuweisung werden jeweils wider-
rufen, wenn

1.  im Fall der Zulassung

a)  nachträglich eine Zulassungsvoraussetzung gemäß 
§ 53 Abs. 1 oder 2 entfällt oder eine Zulassungsbe-
schränkung gemäß § 53 Abs. 3 eintritt und inner-
halb des von der zuständigen Landesmedienanstalt 
bestimmten angemessenen Zeitraums keine Ab-
hilfe erfolgt oder
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1.  Zulassungs- und Aufsichtsfunktionen der Landes-
medienanstalten einschließlich hierfür notwendiger 
planerischer, insbesondere technischer Vorarbeiten, 

2.  die Förderung offener Kanäle. 

Mittel aus dem Anteil nach Satz 1 können aufgrund be-
sonderer Ermächtigung durch den Landesgesetzgeber 
auch für die Finanzierung folgender Aufgaben verwen-
det werden:

1.  Förderung von landesrechtlich gebotener technischer 
Infrastruktur zur Versorgung des Landes und zur För-
derung von Projekten für neuartige Rundfunküber-
tragungstechniken und

2.  Formen der nichtkommerziellen Veranstaltung von 
 lokalem und regionalem Rundfunk und Projekte zur 
Förderung der Medienkompetenz.

(2) Das Recht des Landesgesetzgebers, der Landes-
medienanstalt nur einen Teil des Anteils nach Absatz 1 
zuzuweisen, bleibt unberührt.

(3) Soweit der Anteil nach Absatz 1 nicht in Anspruch 
genommen wird, steht er den jeweiligen Landesrund-
funkanstalten zu. Eine landesgesetzliche Zweckbestim-
mung ist zulässig.

§ 113

Datenschutzaufsicht bei Telemedien

Die nach den allgemeinen Datenschutzgesetzen des Bun-
des und der Länder zuständigen Aufsichtsbehörden über-
wachen für ihren Bereich die Einhaltung der allgemeinen 
Datenschutzbestimmungen und des § 23. Die für den 
Datenschutz im journalistischen Bereich beim öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk und bei den privaten Rund-
funkveranstaltern zuständigen Stellen überwachen für 
ihren Bereich auch die Einhaltung der Datenschutz-
bestimmungen für journalistisch-redaktionell gestaltete 
Angebote bei Telemedien. Eine Aufsicht erfolgt, soweit 
Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der 
Presse nicht der Selbstregulierung durch den Presse-
kodex und der Beschwerdeordnung des Deutschen 
 Presserates unterliegen.

V I I I .  A B S C H N I T T

Revision, Ordnungswidrigkeiten

§ 114

Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision zum 
Bundesverwaltungsgericht auch darauf gestützt werden, 
dass das angefochtene Urteil auf der Verletzung der 
 Bestimmungen dieses Staatsvertrages beruhe.

des § 98 der Strafprozessordnung zulässig. Die Befug-
nisse der Aufsichtsbehörden zur Durchsetzung der Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze und der gesetzlichen 
Bestimmungen zum Schutz der persönlichen Ehre blei-
ben unberührt. 

(3) Erweisen sich Maßnahmen gegenüber dem Veran-
stalter oder Anbieter als nicht durchführbar oder nicht 
Erfolg versprechend, können Maßnahmen zur Sperrung 
von Angeboten nach Absatz 1 auch gegen Dritte unter 
Beachtung der Vorgaben des Telemediengesetzes gerich-
tet werden, sofern eine Sperrung technisch möglich und 
zumutbar ist. § 7 Abs. 2 des Telemediengesetzes bleibt 
unberührt.

(4) Der Abruf von Angeboten im Rahmen der Aufsicht ist 
unentgeltlich. Diensteanbieter haben dies sicherzustellen. 
Der Anbieter darf seine Angebote nicht gegen den Abruf 
durch die zuständige Aufsichtsbehörde sperren.

(5) Jede Landesmedienanstalt kann der zuständigen 
 Landesmedienanstalt mitteilen, dass ein bundesweit aus-
gerichtetes Angebot gegen die Bestimmungen dieses 
Staatsvertrages verstößt. Geht eine Mitteilung nach  
Satz 1 bei der zuständigen Landesmedienanstalt ein, legt 
der nach Landesrecht bestimmte gesetzliche Vertreter 
unverzüglich die Mitteilung sowie die vorhandenen 
 Unterlagen dem nach den §§ 104 und 105 zuständigen 
Organ vor.

§ 110

Vorverfahren

Bei Rechtsmitteln gegen Entscheidungen nach § 104 
Abs. 2 und § 105 findet ein Vorverfahren nach § 68 
Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung nicht statt.

§ 111

Zusammenarbeit mit anderen Behörden

(1) Die Landesmedienanstalten arbeiten im Rahmen der 
Erfüllung ihrer Aufgaben mit der Regulierungsbehörde 
für Telekommunikation und mit dem Bundeskartellamt 
zusammen. Die Landesmedienanstalten haben auf An-
frage der Regulierungsbehörde für Telekommunikation 
oder des Bundeskartellamtes Erkenntnisse zu übermit-
teln, die für die Erfüllung von deren Aufgaben erforder-
lich sind.

(2) Absatz 1 gilt für die Zusammenarbeit der Landes-
medienanstalten mit den Landeskartellbehörden und den 
Glücksspielaufsichtsbehörden entsprechend.

§ 112

Finanzierung besonderer Aufgaben

(1) Der in § 10 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertra-
ges bestimmte Anteil kann für die Finanzierung folgen-
der Aufgaben verwendet werden: 
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14. entgegen § 10 Abs. 1 Satz 1 nicht eindeutig auf das 
Bestehen einer Sponsoring-Vereinbarung hinweist 
oder nicht eindeutig zu Beginn oder am Ende der ge-
sponserten Sendung auf den Sponsor hinweist,

15. entgegen § 10 Abs. 3 und 4 unzulässig gesponserte 
Sendungen verbreitet,

16. entgegen § 13 Abs. 1 oder 3 Großereignisse ver-
schlüsselt und gegen besonderes Entgelt ausstrahlt,

17. entgegen § 16 Abs. 1 Satz 2 der Informationspflicht 
nicht nachkommt, 

18. entgegen § 52 Abs. 1 Satz 1 ohne Zulassung ein 
Rundfunkprogramm veranstaltet, 

19. entgegen § 52 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 53 
ein zulassungspflichtiges, aber nicht zulassungsfähi-
ges Rundfunkprogramm veranstaltet,

20. entgegen § 54 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 53 
ein Rundfunkprogramm veranstaltet,

21. entgegen § 57 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 nicht 
fristgemäß die Aufstellung der Programmbezugs-
quellen für den Berichtszeitraum der zuständigen 
Landesmedienanstalt vorlegt,

22. entgegen § 70 Abs. 1 Satz 1 die zulässige Dauer der 
Werbung überschreitet,

23. entgegen § 71 Abs. 1 Satz 1 Teleshopping-Fenster 
verbreitet, die keine Mindestdauer von 15 Minuten 
ohne Unterbrechung haben oder entgegen § 71 Abs. 1 
Satz 2 Teleshopping-Fenster verbreitet, die nicht 
 optisch und akustisch klar als solche gekennzeichnet 
sind oder

24. entgegen § 120 Absatz 1 Satz 2 die bei ihm vorhan-
denen Daten über Zuschaueranteile auf Anforderung 
der KEK nicht zur Verfügung stellt.

Ordnungswidrig handelt auch, wer 

 1.  entgegen § 18 Abs. 1 bei Telemedien den Namen 
oder die Anschrift oder bei juristischen Personen den 
Namen oder die Anschrift des Vertretungsberechtig-
ten nicht oder nicht richtig verfügbar hält, 

 2.  entgegen § 18 Abs. 3 bei Telemedien die erforderli-
che Kenntlichmachung nicht vornimmt,

 3.  entgegen § 22 Abs. 1 Satz 1 Werbung nicht als solche 
klar erkennbar macht oder nicht eindeutig vom übri-
gen Inhalt der Angebote trennt,

 4.  entgegen § 22 Abs. 1 Satz 2 in der Werbung unter-
schwellige Techniken einsetzt,

 5.  entgegen § 22 Abs. 1 Satz 3 bei Werbung politischer, 
weltanschaulicher oder religiöser Art auf den Werbe-
treibenden oder Auftraggeber nicht in angemessener 
Weise deutlich hinweist,

 6.  entgegen § 55 Abs. 6 eine Änderung der maßgebli-
chen Umstände nach Antragstellung oder nach Ertei-
lung der Zulassung nicht unverzüglich der zuständi-
gen Landesmedienanstalt mitteilt,

§ 115

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstalter von 
bundesweit ausgerichtetem privaten Rundfunk vorsätz-
lich oder fahrlässig

 1.  entgegen § 1 Abs. 9 die nach Landesrecht zuständige 
Stelle nicht über alle Änderungen informiert, die die 
Feststellung der Rechtshoheit nach § 1 Abs. 3 und 4 
berühren könnten,

 2.  entgegen § 4 Abs. 1 die dort genannten Informa-
tionen im Rahmen des Gesamtangebots nicht leicht, 
unmittelbar und ständig zugänglich macht,

 3.  entgegen § 8 Abs. 3 Satz 2 in der Werbung Techniken 
zur unterschwelligen Beeinflussung einsetzt,

 4.  entgegen § 8 Abs. 3 Satz 3 Rundfunkwerbung oder 
Teleshopping nicht dem Medium angemessen durch 
optische oder akustische Mittel oder räumlich ein-
deutig von anderen Sendungsteilen absetzt,

 5.  entgegen § 8 Abs. 4 Satz 1 eine Teilbelegung des aus-
gestrahlten Bildes mit Rundfunkwerbung vornimmt, 
ohne die Werbung vom übrigen Programm eindeutig 
optisch zu trennen und als solche zu kennzeichnen,

 6.  entgegen § 8 Abs. 5 Satz 2 eine Dauerwerbesendung 
nicht zu Beginn als Dauerwerbesendung ankündigt 
oder während ihres gesamten Verlaufs als solche 
kennzeichnet,

 7.  entgegen § 8 Abs. 6 Satz 1 virtuelle Werbung in 
 Sendungen einfügt,

 8.  entgegen § 8 Abs. 7 Satz 1 Schleichwerbung, The-
menplatzierung oder entsprechende Praktiken be-
treibt,

 9.  entgegen § 8 Abs. 7 Satz 2 Produktplatzierung in 
Nachrichtensendungen, Sendungen zur politischen 
Information, Verbrauchersendungen, Regionalfens-
terprogrammen nach § 59 Abs. 4, Fensterprogram-
men nach § 65, Sendungen religiösen Inhalts oder 
Kindersendungen betreibt,

10. entgegen § 8 Abs. 7 Satz 4 oder 5 auf eine Produkt-
platzierung nicht eindeutig hinweist oder sie nicht zu 
Beginn und zum Ende einer Sendung oder bei deren 
Fortsetzung nach einer Werbeunterbrechung oder im 
Hörfunk durch einen gleichwertigen Hinweis ange-
messen kennzeichnet,

11. entgegen § 8 Abs. 9 Werbung politischer, weltan-
schaulicher oder religiöser Art verbreitet,

12. entgegen § 9 Abs. 1 Übertragungen von Gottesdiens-
ten oder Sendungen für Kinder durch Rundfunkwer-
bung oder Teleshopping unterbricht,

13. entgegen den in § 9 Abs. 3 genannten Voraussetzun-
gen Filme mit Ausnahme von Serien, Reihen und 
Dokumentarfilmen sowie Kinofilme und Nachrich-
tensendungen durch Fernsehwerbung oder Teleshop-
ping unterbricht,
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durch einen gleichwertigen Hinweis angemessen 
kennzeichnet, 

19. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 8 
Abs. 9 Werbung politischer, weltanschaulicher oder 
religiöser Art verbreitet, 

20. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 9 
Abs. 1 das Bewegtbildangebot eines Gottesdienstes 
oder ein Bewegtbildangebot für Kinder durch Rund-
funkwerbung entsprechende Werbung oder durch 
 Teleshopping unterbricht, 

21. entgegen den in § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 3 genannten Voraussetzungen Filme mit 
Ausnahme von Serien, Reihen und Dokumentarfil-
men sowie Kinofilme und Nachrichtensendungen 
durch Fernsehwerbung entsprechende Werbung oder 
durch Teleshopping unterbricht, 

22. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 10 
Abs. 1 Satz 1 bei einem gesponserten Bewegtbild-
angebot nicht eindeutig auf das Bestehen einer Spon-
soring-Vereinbarung hinweist oder nicht eindeutig zu 
Beginn oder am Ende der gesponserten Sendung auf 
den Sponsor hinweist, 

23. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 10 
Abs. 3 und 4 unzulässig gesponserte Bewegtbild-
angebote verbreitet, 

24. entgegen § 79 Abs. 2 Satz 1 oder 2 den Betrieb einer 
Medienplattform oder Benutzeroberfläche nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig anzeigt oder 
entgegen § 79 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit Satz 1 
oder 2 eine wesentliche Änderung nicht, nicht recht-
zeitig oder nicht vollständig anzeigt,

25. entgegen § 80 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 Rund-
funkprogramme, einschließlich des HbbTV-Signals, 
rundfunkähnliche Telemedien oder Teile davon 
 inhaltlich oder technisch verändert, im Zuge ihrer 
Abbildung oder akustischen Wiedergabe vollständig 
oder teilweise mit Werbung, Inhalten aus Rundfunk-
programmen oder rundfunkähnlichen Telemedien, 
einschließlich Empfehlungen oder Hinweisen hier-
auf, überlagert oder ihre Abbildung zu diesem Zweck 
skaliert oder einzelne Rundfunkprogramme oder In-
halte in Angebotspakete aufnimmt oder in anderer 
Weise entgeltlich oder unentgeltlich vermarktet oder 
öffentlich zugänglich macht, 

26. entgegen § 81 Abs. 2 bis 4 die erforderlichen Über-
tragungskapazitäten für die zu verbreitenden Pro-
gramme nicht oder in nicht ausreichendem Umfang 
oder nicht zu den vorgesehenen Bedingungen zur 
Verfügung stellt oder entgegen § 81 Abs. 5 Satz 2 auf 
Verlangen der zuständigen Landesmedienanstalt die 
Belegung nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollstän-
dig anzeigt, 

27. entgegen § 82 Abs. 2 Rundfunk, rundfunkähnliche 
Telemedien und Telemedien nach § 19 Abs. 1 beim 

 7. entgegen § 55 Abs. 7 nicht unverzüglich nach Ablauf 
eines Kalenderjahres der zuständigen Landesme-
dienanstalt gegenüber eine Erklärung darüber abgibt, 
ob und inwieweit innerhalb des abgelaufenen Kalen-
derjahres bei den nach § 62 maßgeblichen Beteili-
gungs- und Zurechnungstatbeständen eine Verände-
rung eingetreten ist,

 8.  entgegen § 57 Abs. 1 seinen Jahresabschluss samt 
Anhang und Lagebericht nicht fristgemäß erstellt 
oder bekannt macht,

 9.  entgegen § 63 Satz 1 es unterlässt, eine geplante Ver-
änderung von Beteiligungsverhältnissen oder sonsti-
gen Einflüssen bei der zuständigen Landesmedien-
anstalt vor ihrem Vollzug schriftlich anzumelden,

10. einer Satzung nach § 72 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 11 zuwiderhandelt, soweit die Satzung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist,

11. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 8 
Abs. 3 Satz 2 in der Werbung Techniken zur unter-
schwelligen Beeinflussung einsetzt, 

12. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 8 
Abs. 3 Satz 3 Rundfunkwerbung entsprechende 
 Werbung oder Teleshopping nicht dem Medium an-
gemessen durch optische oder akustische Mittel oder 
räumlich eindeutig von anderen Angebotsteilen ab-
setzt, 

13. entgegen § 74 in Verbindung mit § 8 Abs. 4 das ver-
breitete Bewegtbildangebot durch die Einblendung 
von Rundfunkwerbung entsprechender Werbung er-
gänzt, ohne die Werbung eindeutig optisch zu tren-
nen und als solche zu kennzeichnen, 

14. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 8 
Abs. 5 Satz 2 ein Bewegtbildangebot nicht zu Beginn 
als Dauerwerbesendung ankündigt oder während 
 ihres gesamten Verlaufs als solche kennzeichnet, 

15. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 8 
Abs. 6 Satz 1 virtuelle Werbung in seine Angebote 
einfügt,

16. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 8 
Abs. 7 Satz 1 Schleichwerbung, Themenplatzierung 
oder entsprechende Praktiken betreibt, 

17. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit  
§ 8 Abs. 7 Satz 2 Produktplatzierung in Nachrichten-
sendungen, Sendungen zur politischen Information, 
Verbrauchersendungen, Regionalfensterprogrammen 
nach § 59 Abs. 4, Fensterprogrammen nach § 65, 
Sendungen religiösen Inhalts oder Kindersendungen 
betreibt,

18. entgegen § 74 Satz 1 oder 2 in Verbindung mit § 8 
Abs. 7 Satz 4 oder 5 auf eine Produktplatzierung 
nicht eindeutig hinweist oder sie nicht zu Beginn und 
zum Ende einer Sendung oder bei deren Fortsetzung 
nach einer Werbeunterbrechung oder im Hörfunk 



474 GBl. vom 7. Juli 2020 Nr. 22

sonderem Maß einen Beitrag zur Meinungs- und An-
gebotsvielfalt im Bundesgebiet leisten, oder soft-
warebasierte Anwendungen, die ihrer unmittelbaren 
Ansteuerung dienen, im Rahmen der Präsentation 
rundfunkähnlicher Telemedien oder der softwareba-
sierten Anwendungen, die ihrer mittelbaren Ansteue-
rung dienen, nicht leicht auffindbar macht, soweit 
der Nachweis nach § 84 Abs. 7 nicht erbracht ist,

36. entgegen § 84 Abs. 6 nicht dafür Sorge trägt, dass  
die Sortierung oder Anordnung von Angeboten oder 
Inhalten auf einfache Weise und dauerhaft durch  
den Nutzer individualisiert werden kann, soweit der 
Nachweis nach § 84 Abs. 7 nicht erbracht ist,

37. entgegen § 85 Satz 1 die einer Medienplattform oder 
Benutzeroberfläche zugrunde liegenden Grundsätze 
für die Auswahl von Rundfunk, rundfunkähnlichen 
Telemedien und Telemedien nach § 19 Abs. 1 und für 
ihre Organisation nicht transparent macht oder ent-
gegen § 85 Satz 3 Informationen hierzu den Nutzern 
nicht in leicht wahrnehmbarer, unmittelbar erreich-
barer und ständig verfügbarer Weise zur Verfügung 
stellt,

38. entgegen § 86 Abs. 1 Satz 1 der zuständigen Landes-
medienanstalt auf Verlangen die erforderlichen Un-
terlagen nicht unverzüglich vorlegt,

39. entgegen § 86 Abs. 3 auf Nachfrage gegenüber An-
bietern von Rundfunk, rundfunkähnlichen Teleme-
dien oder Telemedien nach § 19 Abs. 1 die tatsächli-
che Sortierung, Anordnung und Abbildung von 
 Angeboten und Inhalten, die Verwendung ihrer Me-
tadaten sowie im Rahmen eines berechtigten Inter-
esses Zugangsbedingungen nach § 83 Abs. 1 nicht 
mitteilt,

40. entgegen § 90 Abs. 2 nicht spätestens sechs Monate 
nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrags die Anzeige 
nach § 79 Abs. 2 vornimmt, soweit die Medienplatt-
form oder Benutzeroberfläche bei Inkrafttreten die-
ses Staatsvertrages bereits in Betrieb aber nicht ange-
zeigt ist,

41. entgegen § 92 Satz 1 als Anbieter eines Medieninter-
mediärs keinen Zustellungsbevollmächtigten im In-
land benennt,

42. entgegen § 93 Abs. 1 als Anbieter eines Medieninter-
mediärs die erforderlichen Informationen nicht oder 
nicht in der vorgeschriebenen Weise verfügbar hält,

43. entgegen § 93 Abs. 2 als Anbieter eines Medieninter-
mediärs, der eine thematische Spezialisierung auf-
weist, diese Spezialisierung durch die Gestaltung 
seines Angebots nicht wahrnehmbar macht,

44. entgegen § 93 Abs. 3 als Anbieter eines Medieninter-
mediärs Änderungen nicht unverzüglich in derselben 
Weise wahrnehmbar macht,

45. entgegen § 93 Abs. 4 als Anbieter eines Medieninter-
mediärs, der soziale Netzwerke anbietet, nicht dafür 

Zugang zu Medienplattformen unmittelbar oder mit-
telbar unbillig behindert oder gegenüber gleicharti-
gen Angeboten ohne sachlich gerechtfertigten Grund 
unterschiedlich behandelt, 

28. entgegen § 82 Abs. 3 Satz 1 oder 2 die Verwendung 
oder Änderung eines Zugangsberechtigungssystems 
oder einer Schnittstelle für Anwendungsprogramme 
und die Entgelte hierfür der zuständigen Landesme-
dienanstalt nicht unverzüglich anzeigt oder entgegen 
§ 82 Abs. 3 Satz 3 der zuständigen Landesmedienan-
stalt auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte 
nicht erteilt, 

29. entgegen § 83 Abs. 1 Zugangsbedingungen nicht 
oder nicht vollständig gegenüber der zuständigen 
Landesmedienanstalt offenlegt,

30. entgegen § 83 Abs. 2 Entgelte oder Tarife nicht so 
gestaltet, dass auch regionale und lokale Angebote  
zu angemessenen Bedingungen verbreitet werden 
können,

31. entgegen § 84 Abs. 2 Satz 1 und 2 gleichartige Ange-
bote oder Inhalte bei der Auffindbarkeit, insbeson-
dere der Sortierung, Anordnung oder Präsentation in 
Benutzeroberflächen, ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund unterschiedlich behandelt oder ihre Auffind-
barkeit unbillig behindert oder entgegen § 84 Abs. 2 
Satz 3 nicht alle Angebote mittels einer Suchfunktion 
diskriminierungsfrei auffindbar macht, soweit der 
Nachweis nach § 84 Abs. 7 nicht erbracht ist,

32. entgegen § 84 Abs. 3 Satz 1 den in einer Benutzer-
oberfläche vermittelten Rundfunk nicht in seiner 
 Gesamtheit auf der ersten Auswahlebene unmittelbar 
erreichbar und leicht auffindbar macht, soweit der 
Nachweis nach § 84 Abs. 7 nicht erbracht ist,

33. entgegen § 84 Abs. 3 Satz 2 die gesetzlich bestimm-
ten beitragsfinanzierten Programme, die Rundfunk-
programme, die Fensterprogramme (§ 59 Abs. 4) 
aufzunehmen haben sowie die privaten Programme, 
die in besonderem Maß einen Beitrag zur Meinungs- 
und Angebotsvielfalt im Bundesgebiet leisten, nicht 
leicht auffindbar macht, soweit der Nachweis nach 
§ 84 Abs. 7 nicht erbracht ist,

34. entgegen § 84 Abs. 3 Satz 3 Hauptprogramme mit 
Fensterprogramm nicht gegenüber dem ohne Fens-
terprogramm ausgestrahlten Hauptprogramm und 
gegenüber den Fensterprogrammen, die für andere 
Gebiete zugelassen oder gesetzlich bestimmt sind, 
vorrangig darstellt, soweit der Nachweis nach § 84 
Abs. 7 nicht erbracht ist,

35. entgegen § 84 Abs. 4 in einer Benutzeroberfläche 
vermittelte gemeinsame Telemedienangebote der in 
der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, Telemedienangebote des ZDF sowie des 
Deutschlandradios oder vergleichbare rundfunkähn-
liche Telemedienangebote oder Angebote nach § 2 
Abs. 2 Nr. 14 Buchst. b privater Anbieter, die in be-
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I X .  A B S C H N I T T

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 116

Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. Der 
Staatsvertrag kann von jedem der vertragschließenden 
Länder zum Schluss des Kalenderjahres mit einer Frist 
von einem Jahr gekündigt werden. Die Kündigung kann 
erstmals zum 31. Dezember 2022 erfolgen. Wird der 
Staatsvertrag zu diesem Termin nicht gekündigt, kann 
die Kündigung mit gleicher Frist jeweils zu einem zwei 
Jahre späteren Termin erfolgen. Die Kündigung ist 
 gegenüber der oder dem Vorsitzenden der Konferenz der 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 
schriftlich zu erklären. Kündigt ein Land diesen Staats-
vertrag, kann es zugleich den Rundfunkbeitragsstaats-
vertrag und den Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag 
zum gleichen Zeitpunkt kündigen; jedes andere Land 
kann daraufhin innerhalb von sechs Monaten nach Ein-
gang der Kündigungserklärung dementsprechend eben-
falls zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Zwischen den 
übrigen Ländern bleiben diese Staatsverträge in Kraft.

(2) Im Falle der Kündigung verbleibt es bei der vorge-
nommenen Zuordnung der Satellitenkanäle, solange für 
diese Kanäle noch Berechtigungen bestehen. Die §§ 27 
bis 30 bleiben im Falle der Kündigung einzelner Länder 
unberührt.

(3) § 13 Abs. 1 und 2 kann von jedem der vertragschlie-
ßenden Länder auch gesondert zum Schluss des Kalen-
derjahres mit einer Frist von einem Jahr gekündigt wer-
den. Die Kündigung kann erstmals zum 31. Dezember 
2022 erfolgen. Wird § 13 Abs. 1 und 2 zu diesem Zeit-
punkt nicht gekündigt, kann die Kündigung mit gleicher 
Frist jeweils zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt er-
folgen. Die Kündigung ist gegenüber der oder dem Vor-
sitzenden der Konferenz der Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder schriftlich zu erklären. Kün-
digt ein Land, kann jedes Land innerhalb von drei Mona-
ten nach Eingang der Kündigungserklärung § 13 Abs. 1 
und 2 zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Die Kündigung 
eines Landes lässt die gekündigten Bestimmungen dieses 
Staatsvertrages im Verhältnis der übrigen Länder zuei-
nander unberührt.

(4) § 34 Abs. 2 kann von jedem der vertragsschließenden 
Länder auch gesondert zum Schluss des Kalenderjahres 
mit einer Frist von einem Jahr gekündigt werden. Die 
Kündigung kann erstmals zum 31. Dezember 2022 er-
folgen. Wird § 34 Abs. 2 zu diesem Zeitpunkt nicht ge-
kündigt, kann die Kündigung mit gleicher Frist jeweils 
zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt erfolgen. Die 
Kündigung ist gegenüber der oder dem Vorsitzenden der 
Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder schriftlich zu erklären. Kündigt ein 
Land, kann jedes Land innerhalb von drei Monaten nach 

Sorge trägt, dass Telemedien im Sinne von § 18 
Abs. 3 gekennzeichnet werden,

46. entgegen § 94 Abs. 1 als Anbieter eines Medieninter-
mediärs journalistisch-redaktionell gestaltete Ange-
bote, auf deren Wahrnehmbarkeit er besonders hohen 
Einfluss hat, diskriminiert,

47. entgegen § 95 als Anbieter eines Medienintermediärs 
die erforderlichen Unterlagen der zuständigen Lan-
desmedienanstalt auf Verlangen nicht vorlegt,

48. entgegen § 103 Abs. 2 Satz 1 oder 3 die Weiterver-
breitung von Fernsehprogrammen nicht, nicht recht-
zeitig oder nicht vollständig bei der Landesmedien-
anstalt, in deren Geltungsbereich die Programme 
verbreitet werden sollen, anzeigt soweit die Anzeige 
nicht nach § 103 Abs. 2 Satz 2 durch den Anbieter 
einer Medienplattform vorgenommen wird,

49. entgegen einer vollziehbaren Anordnung durch  
die zuständige Aufsichtsbehörde nach § 109 Abs. 1 
Satz 2, auch in Verbindung mit Abs. 4 Satz 1 ein An-
gebot nicht sperrt oder

50. entgegen § 109 Abs. 4 Satz 3 Angebote gegen den 
Abruf durch die zuständige Aufsichtsbehörde sperrt.

Weitere landesrechtliche Bestimmungen über Ordnungs-
widrigkeiten bleiben unberührt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
von bis zu 500.000 Euro, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 
Nr. 1 mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro und im Falle 
des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 49 und 50 mit einer Geldbuße 
bis zu 250.000 Euro geahndet werden. 

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die nach § 106 zuständige Landesmedienanstalt. Über 
die Einleitung eines Verfahrens hat die zuständige Ver-
waltungsbehörde die übrigen Landesmedienanstalten un-
verzüglich zu unterrichten. Soweit ein Verfahren nach 
dieser Vorschrift in mehreren Ländern eingeleitet wurde, 
stimmen sich die beteiligten Behörden über die Frage ab, 
welche Behörde das Verfahren fortführt.

(4) Die Landesmedienanstalt, die einem Veranstalter 
 eines bundesweit ausgerichteten Rundfunkprogramms 
die Zulassung erteilt hat, kann bestimmen, dass Bean-
standungen nach einem Rechtsverstoß gegen Regelun-
gen dieses Staatsvertrages sowie rechtskräftige Ent-
scheidungen in einem Verfahren wegen Ordnungswid-
rigkeiten nach Absatz 1 von dem betroffenen Veranstal-
ter in seinem Rundfunkprogramm verbreitet werden. 
Inhalt und Zeitpunkt der Bekanntgabe sind durch diese 
Landesmedienanstalt nach pflichtgemäßem Ermessen 
festzulegen. Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(5) Die Verfolgung der in Absatz 1 genannten Ordnungs-
widrigkeiten verjährt in sechs Monaten.
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ständig. Gleiches gilt für Medienplattformen und Benut-
zeroberflächen, die vor Inkrafttreten dieses Staatsver-
trages angezeigt wurden.

(2) Absatz 1 gilt nur für bundesweit ausgerichtete Ange-
bote.

§ 120

Übergangsbestimmung zur Bestimmung  
der Zuschaueranteile

(1) Bis zur ersten Bestimmung der Zuschaueranteile nach 
§ 61 sind für die Beurteilung von Fragestellungen der Si-
cherung der Meinungsvielfalt in Zusammenhang mit der 
bundesweiten Veranstaltung von Fernsehprogrammen die 
vorhandenen Daten über Zuschaueranteile zugrunde zu 
legen. Die Veranstalter sind verpflichtet, bei ihnen vor-
handene Daten über Zuschaueranteile auf Anforderung 
der KEK zur Verfügung zu stellen. Die Landesmedienan-
stalten haben durch Anwendung verwaltungsverfahrens-
rechtlicher Regelungen unter Beachtung der Interessen 
der Beteiligten sicherzustellen, dass Maßnahmen nach 
diesem Staatsvertrag, die aufgrund von Daten nach Satz 1 
ergehen, unverzüglich an die sich aufgrund der ersten Be-
stimmung der Zuschaueranteile nach § 61 ergebende 
Sach- und Rechtslage angepasst werden können.

(2) Absatz 1 gilt nur für bundesweit ausgerichtete Ange-
bote.

§ 121

Übergangsbestimmung für Benutzeroberflächen

§ 84 Abs. 3 bis 6 gilt ab dem 1. September 2021.

§ 122

Regelung für Bayern

Der Freistaat Bayern ist berechtigt, eine Verwendung  
des Anteils am Rundfunkbeitrag nach § 112 zur Finan-
zierung der landesgesetzlich bestimmten Aufgaben der 
Bayerischen Landeszentrale für Neue Medien im Rah-
men der öffentlich-rechtlichen Trägerschaft vorzusehen. 
Im Übrigen finden die für private Veranstalter geltenden 
Bestimmungen dieses Staatsvertrages auf Anbieter nach 
bayerischem Recht entsprechende Anwendung. Abwei-
chende Regelungen zu § 8 Absatz 9 Satz 1 1. Variante 
zur Umsetzung von Vorgaben der Landesverfassung sind 
zulässig.

Anlage (zu § 30 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4  
des Medienstaatsvertrages)  

Negativliste öffentlich-rechtlicher Telemedien

 1. Anzeigenrubriken, Anzeigen oder Kleinanzeigen,

 2.  Branchenregister und -verzeichnisse,

 3.  Preisvergleichsrubriken sowie Berechnungspro-
gramme (z. B. Preisrechner, Versicherungsrechner),

Eingang der Kündigungserklärung den Rundfunkstaats-
vertrag, den ARD-Staatsvertrag, den ZDF-Staatsvertrag, 
den Staatsvertrag über die Körperschaft des öffentlichen 
Rechts »Deutschlandradio«, den Rundfunkfinanzie-
rungsstaatsvertrag und den Rundfunkbeitragsstaatsver-
trag zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Die Kündigung 
eines Landes lässt die gekündigten Bestimmungen dieses 
Staatsvertrages und die in Satz 5 aufgeführten Staats-
verträge im Verhältnis der übrigen Länder zueinander 
unberührt.

(5) § 39 Abs. 1, 2 und 5 kann von jedem der vertrags-
schließenden Länder auch gesondert zum Schluss des 
Kalenderjahres, das auf die Ermittlung des Finanzbe-
darfs des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gemäß § 36 
folgt, mit einer Frist von sechs Monaten gekündigt wer-
den, wenn der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag nicht 
nach der Ermittlung des Finanzbedarfs gemäß § 36 auf-
grund einer Rundfunkbeitragserhöhung geändert wird. 
Die Kündigung kann erstmals zum 31. Dezember 2022 
erfolgen. Wird § 39 Abs. 1, 2 und 5 zu einem dieser Ter-
mine nicht gekündigt, kann die Kündigung mit gleicher 
Frist jeweils zu einem zwei Jahre späteren Termin er-
folgen. Die Kündigung ist gegenüber der oder dem 
 Vorsitzenden der Konferenz der Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder schriftlich zu erklären. 
Kündigt ein Land, kann jedes Land innerhalb von drei 
Monaten nach Eingang der Kündigungserklärung den 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag und den Rundfunkfinan-
zierungsstaatsvertrag zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 
In diesem Fall kann jedes Land außerdem innerhalb wei-
terer drei Monate nach Eingang der Kündigungserklä-
rung nach Satz 5 die §§ 36 und 46 hinsichtlich einzelner 
oder sämtlicher Bestimmungen zum gleichen Zeitpunkt 
kündigen. Zwischen den übrigen Ländern bleiben die ge-
kündigten Bestimmungen dieses Staatsvertrages und die 
in Satz 5 aufgeführten Staatsverträge in Kraft.

§ 117

Übergangsbestimmung für Produktplatzierungen

§ 8 Abs. 7 und § 38 gelten nicht für Sendungen, die vor 
dem 19. Dezember 2009 produziert wurden.

§ 118

Übergangsbestimmung für Telemedienkonzepte

Die zum 1. Mai 2019 nach § 32 Abs. 7 veröffentlichten 
Telemedienkonzepte bleiben unberührt.

§ 119

Übergangsbestimmung für Zulassungen und Anzeigen

(1) Bei Zulassungen, die vor Inkrafttreten dieses Staats-
vertrages erteilt wurden, und Zulassungsverlängerungen 
bleibt die zulassungserteilende Landesmedienanstalt zu-
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10. Softwareangebote, soweit nicht zur Wahrnehmung 
des eigenen Angebots erforderlich,

11. Routenplaner,

12. Verlinkungen ohne redaktionelle Prüfung und Ver-
linkungen, die unmittelbar zu Kaufaufforderungen 
führen,

13. Musikdownload von kommerziellen Fremdproduk-
tionen, soweit es sich um ein zeitlich unbefristetes 
nicht-aktionsbezogenes Angebot zum Download von 
Musiktiteln handelt,

14. Spieleangebote ohne journalistisch-redaktionellen 
Bezug zum Jugendangebot,

15. Fotodownload ohne journalistisch-redaktionellen 
Bezug zum Jugendangebot,

16. Veranstaltungskalender ohne journalistisch-redaktio-
nellen Bezug zum Jugendangebot,

17. Foren und Chats ohne redaktionelle Begleitung. Im 
Übrigen dürfen Foren und Chats nicht inhaltlich auf 
Angebote ausgerichtet sein, die nach den Nummern 
1 bis 16 unzulässig sind.

Artikel 2

Aufhebung des Rundfunkstaatsvertrages

1. Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zu-
letzt geändert durch den Zweiundzwanzigsten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 15. bis 26. Oktober 
2018, wird mit Ausnahme der Anlage (zu § 11 b Abs. 1 
Nr. 2 des Rundfunkstaatsvertrages), der Anlage (zu 
§ 11 b Abs. 3 Nr. 2 des Rundfunkstaatsvertrages) und 
der Anlage (zu § 11c Abs. 3 Nr. 3 des Rundfunkstaats-
vertrages) aufgehoben.

2. Die Anlage (zu § 11 b Abs. 1 Nr. 2 des Rundfunkstaats-
vertrages) gilt als Anlage (zu § 28 Abs. 1 Nr. 2 des Me-
dienstaatsvertrages), die Anlage (zu § 11 b Abs. 3 Nr. 2 
des Rundfunkstaatsvertrages) gilt als Anlage (zu § 28 
Abs. 3 Nr. 2 des Medienstaatsvertrages) und die An-
lage (zu § 11 c Abs. 3 Nr. 3 des Rundfunkstaatsvertra-
ges) als Anlage (zu § 29 Abs. 3 Nr. 3 des Medienstaats-
vertrages) fort.

Artikel 3

Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vom 13. Septem-
ber 2002, zuletzt geändert durch den Neunzehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 3. bis 7. Dezember 
2015, wird wie folgt geändert:

 1. Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Angabe zu 
§ 5 folgende Angaben eingefügt:

 »§ 5 a Video-Sharing-Dienste

 § 5 b Meldung von Nutzerbeschwerden

 § 5 c Ankündigungen und Kennzeichnungspflicht«

 4.  Rubriken für die Bewertung von Dienstleistungen, 
Einrichtungen und Produkten,

 5.  Partner-, Kontakt-, Stellen-, Tauschbörsen,

 6.  Ratgeberrubriken ohne Bezug zu Sendungen,

 7.  Business-Networks,

 8.  Telekommunikationsdienstleistungen im Sinne von 
§ 3 Nr. 24 des Telekommunikationsgesetzes,

 9.  Wetten im Sinne von § 762 des Bürgerlichen Gesetz-
buches,

10. Softwareangebote, soweit nicht zur Wahrnehmung 
des eigenen Angebots erforderlich,

11. Routenplaner,

12. Verlinkungen ohne redaktionelle Prüfung und Ver-
linkungen, die unmittelbar zu Kaufaufforderungen 
führen mit der Ausnahme von Verlinkungen auf 
 eigene audiovisuelle Inhalte kommerzieller Tochter-
gesellschaften,

13. Musikdownload von kommerziellen Fremdproduk-
tionen; dies gilt nicht soweit es sich um ein zeitlich 
befristetes aktionsbezogenes Angebot zum Down-
load von Musiktiteln handelt,

14. Spieleangebote ohne Bezug zu einer Sendung,

15. Fotodownload ohne Bezug zu einer Sendung,

16. Veranstaltungskalender (auf eine Sendung bezogene 
Hinweise auf Veranstaltungen sind zulässig),

17. Foren, Chats ohne Bezug zu Sendungen und redak-
tionelle Begleitung; Foren, Chats unter Programm- 
oder Sendermarken sind zulässig. Foren und Chats 
dürfen nicht inhaltlich auf Angebote ausgerichtet 
sein, die nach den Nummern 1 bis 16 unzulässig 
sind.

Anlage (zu § 33 Abs. 5 Satz 1 des Medienstaatsvertrages) 
Negativliste Jugendangebot

 1.  Anzeigenrubriken, Anzeigen oder Kleinanzeigen,

 2.  Branchenregister und -verzeichnisse,

 3.  Preisvergleichsrubriken sowie Berechnungspro-
gramme (zum Beispiel Preisrechner, Versicherungs-
rechner),

 4.  Rubriken für die Bewertung von Dienstleistungen, 
Einrichtungen und Produkten,

 5.  Partner-, Kontakt-, Stellen-, Tauschbörsen,

 6.  Ratgeberrubriken ohne journalistisch-redaktionellen 
Bezug zum Jugendangebot,

 7.  Business-Networks,

 8.  Telekommunikationsdienste im Sinne von § 3 Nr. 24 
des Telekommunikationsgesetzes,

 9.  Wetten im Sinne von § 762 des Bürgerlichen Gesetz-
buches,
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 (2) Als Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 kom-
men insbesondere in Betracht:

1.  die Einrichtung und der Betrieb von Systemen zur 
Altersverifikation,

2.  die Einrichtung und der Betrieb von Systemen, 
durch die Eltern den Zugang zu entwicklungs-
beeinträchtigenden Angeboten kontrollieren kön-
nen.

 Anbieter von Video-Sharing-Diensten richten Sys-
teme ein, mit denen Nutzer die von ihnen hochgela-
denen Angebote bewerten können und die von den 
Systemen nach Satz 1 ausgelesen werden können.

 § 5 b

 Meldung von Nutzerbeschwerden

 Rechtswidrig im Sinne des § 10 a des Telemedien-
gesetzes sind solche Inhalte, die 

1.  nach § 4 unzulässig sind oder 

2.  entwicklungsbeeinträchtigende Angebote nach 
§ 5 Abs. 1, 2 und 6 darstellen und die der Anbieter 
des Video-Sharing-Dienstes der Allgemeinheit 
bereitstellt, ohne seiner Verpflichtung aus § 5 
Abs. 1, 3 bis 5 nachzukommen.

 § 5 c

 Ankündigungen und Kennzeichnungspflicht

 (1) Werden Sendungen außerhalb der für sie gelten-
den Sendezeitbeschränkung angekündigt, dürfen die 
Inhalte der Ankündigung nicht entwicklungsbeein-
trächtigend sein. 

 (2) Sendungen, für die eine entwicklungsbeeinträch-
tigende Wirkung auf Kinder oder Jugendliche unter 
16 Jahren anzunehmen ist, müssen durch akustische 
Zeichen angekündigt oder in geeigneter Weise durch 
optische Mittel als ungeeignet für die entsprechende 
Altersstufe kenntlich gemacht werden; § 12 bleibt 
unberührt.«

 5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt:

 »Gleiches gilt für Werbung für Angebote nach § 4 
Abs. 1.«

b) In Absatz 2 Nr. 3 wird das Wort »Vertrauensperso-
nen« durch das Wort »Personen« ersetzt.

c) Absatz 6 Satz 1 wird gestrichen.

d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:

 »(7) Die Anbieter treffen geeignete Maßnahmen, 
um die Einwirkung von im Umfeld von Kinder-
sendungen verbreiteter Werbung für Lebensmittel, 
die Nährstoffe und Substanzen mit ernährungsbe-
zogener oder physiologischer Wirkung enthalten, 
insbesondere Fett, Transfettsäuren, Salz, Natrium, 
Zucker, deren übermäßige Aufnahme im Rahmen 

 2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

 »Dieser Staatsvertrag gilt für Rundfunk und Tele-
medien im Sinne des Medienstaatsvertrages. Die 
Vorschriften dieses Staatsvertrages gelten auch 
für Anbieter, die ihren Sitz nach den Vorschriften 
des Telemediengesetzes sowie des Medienstaats-
vertrages nicht in Deutschland haben, soweit die 
Angebote zur Nutzung in Deutschland bestimmt 
sind und unter Beachtung der Vorgaben der Arti-
kel 3 und 4 der Richtlinie 2010/13/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 10. März 
2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste 
(Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste) 
(ABl. L 95 vom 15. April 2010, S. 1), die durch 
die Richtlinie 2018/1808/EU (ABl. L 303 vom  
28. November 2018, S. 69) geändert wurde, sowie 
des Artikels 3 der Richtlinie 2000/31/EG des 
 Europäischen Parlaments und des Rates vom  
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte 
der Dienste der Informationsgesellschaft, insbe-
sondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im 
Binnenmarkt (Richtlinie über den elektronischen 
Geschäftsverkehr) (ABl. L 178 vom 17. Juli 2000, 
S. 1). Von der Bestimmung zur Nutzung in 
Deutschland ist auszugehen, wenn sich die Ange-
bote in der Gesamtschau, insbesondere durch die 
verwendete Sprache, die angebotenen Inhalte 
oder Marketingaktivitäten, an Nutzer in Deutsch-
land richten oder in Deutschland einen nicht un-
wesentlichen Teil ihrer Refinanzierung erzielen.«

b) In Absatz 2 wird das Wort »Rundfunkstaatsver-
trages« durch das Wort »Medienstaatsvertrages« 
ersetzt.

 3. § 3 wird folgt neu gefasst:

 »Im Sinne dieses Staatsvertrages ist

1. Angebot eine Sendung oder der Inhalt von Tele-
medien,

2. Anbieter Rundfunkveranstalter oder Anbieter von 
Telemedien,

3. Kind, wer noch nicht 14 Jahre alt ist, 

4. Jugendlicher, wer 14 Jahre, aber noch nicht  
18 Jahre alt ist.«

 4. Nach § 5 werden folgende §§ 5 a bis 5 c eingefügt:

 »§ 5 a

 Video-Sharing-Dienste

 (1) Unbeschadet der Verpflichtungen nach den §§ 4 
und 5 treffen Anbieter von Video-Sharing-Diensten 
angemessene Maßnahmen, um Kinder und Jugendli-
che vor entwicklungsbeeinträchtigenden Angeboten 
zu schützen.
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barer und unmittelbar erreichbarer Weise auf ihn 
aufmerksam zu machen. An diese Person kön- 
nen Zustellungen in Verfahren nach § 24 oder in 
Gerichtsverfahren vor deutschen Gerichten we-
gen der Verbreitung rechtswidriger Inhalte be-
wirkt werden. Das gilt auch für die Zustellung 
von Schriftstücken, die solche Verfahren einleiten 
oder vorbereiten.«

b) Der bisherige Absatz 2 wird der neue Absatz 3.

12. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 4 werden folgende neue Num-
mern 4 a bis 4 c eingefügt:

 »4 a.  entgegen § 5 a keine angemessenen Maß-
nahmen ergreift, um Kinder und Jugend-
liche vor entwicklungsbeeinträchtigenden 
Angeboten zu schützen,

  4 b.  entgegen § 5 c Abs. 1 Ankündigungen von 
Sendungen mit Bewegtbildern außerhalb 
der geeigneten Sendezeit und unverschlüs-
selt verbreitet,

  4 c.  entgegen § 5 c Abs. 2 Sendungen verbreitet, 
ohne ihre Ausstrahlung durch akustische 
Zeichen oder durch optische Mittel kennt-
lich zu machen,«

b) Die bisherigen Nummern 11 und 12 werden ge-
strichen.

c) Die bisherigen Nummern 13 bis 16 werden die 
neuen Nummern 11 bis 14.

d) In der neuen Nummer 13 wird das Wort »oder« 
durch ein Komma ersetzt.

e) Nach der neuen Nummer 13 wird folgende neue 
Nummer 13 a eingefügt:

 »13 a.  entgegen § 21 Abs. 2 keinen Zustellungs-
bevollmächtigten benennt oder«

f) In der neuen Nummer 14 wird die Angabe »§ 21 
Abs. 2 Satz 3« durch die Angabe »§ 21 Abs. 3  
Satz 3« ersetzt.

Artikel 4

Änderung des ARD-Staatsvertrages

In § 1 Abs. 1 des ARD-Staatsvertrages vom 31. August 
1991, zuletzt geändert durch den Zwölften Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag vom 18. Dezember 2008, wird das 
Wort »Rundfunkstaatsvertrages« durch das Wort »Me-
dienstaatsvertrages« ersetzt.

Artikel 5

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt ge-
ändert durch den Einundzwanzigsten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 5. bis 18. Dezember 2017, wird 
wie folgt geändert:

der Gesamternährung nicht empfohlen wird, auf 
Kinder wirkungsvoll zu verringern.«

 6. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach dem Wort »länderübergreifen-
des« das Wort »zulassungspflichtiges« eingefügt.

b) Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

 »Gleiches gilt für geschäftsmäßige Anbieter von 
zulassungsfreien Fernsehangeboten nach § 54 des 
Medienstaatsvertrages oder allgemein zugängli-
chen Telemedien, wenn die Angebote entwick-
lungsbeeinträchtigende oder jugendgefährdende 
Inhalte enthalten, sowie für Anbieter von Such-
maschinen.«

 7. § 10 wird aufgehoben.

 8. In § 11 Abs. 3 wird das Wort »kann« durch das Wort 
»legt« und die Wörter »durch Richtlinien festlegen« 
durch das Wort »fest« ersetzt.

 9. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort »Staats-
vertrag« die Wörter »und der Bestimmungen der 
§§ 10 a und 10 b des Telemediengesetzes« ange-
fügt.

b) In Absatz 4 werden die Wörter »§ 28 des Rund-
funkstaatsvertrages« durch die Wörter »§ 62 des 
Medienstaatsvertrages« ersetzt.

c) In Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter »§ 24 des 
Rundfunkstaatsvertrages« durch die Wörter »§ 58 
des Medienstaatsvertrages« ersetzt.

10. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

 »(4) Für Anbieter von Telemedien trifft die zu-
ständige Landesmedienanstalt durch die KJM ent-
sprechend § 109 des Medienstaatsvertrages die 
jeweilige Entscheidung.«

b) Absatz 6 wird wie folgt neu gefasst:

 »(6) Zuständig ist die Landesmedienanstalt des 
Landes, in dem der betroffene Anbieter seinen 
Sitz, Wohnsitz oder in Ermangelung dessen sei-
nen ständigen Aufenthalt hat; § 119 des Medien-
staatsvertrages gilt entsprechend. Sind nach  
Satz 1 mehrere Landesmedienanstalten zuständig 
oder hat der Anbieter seinen Sitz im Ausland, ent-
scheidet die Landesmedienanstalt, die zuerst mit 
der Sache befasst worden ist.«

11. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 ein-
gefügt:

 »(2) Anbieter, die ihren Sitz nach den Vorschriften 
des Telemediengesetzes sowie des Medienstaats-
vertrages nicht in Deutschland haben, haben im 
Inland einen Zustellungsbevollmächtigten zu be-
nennen und in ihrem Angebot in leicht erkenn-



480 GBl. vom 7. Juli 2020 Nr. 22

b) In Absatz 2 wird das Wort »Werbung« durch das 
Wort »Rundfunkwerbung« ersetzt.

2. In § 3 Abs. 2 werden die Angabe »§ 51 Abs. 2 Rund-
funkstaatsvertrag« durch die Angabe »§ 101 Abs. 2 
des Medienstaatsvertrages« und die Angabe »§ 51 
Abs. 3 Rundfunkstaatsvertrag« durch die Angabe 
»§ 101 Abs. 3 des Medienstaatsvertrages« ersetzt. 

3. In § 7 wird das Wort »Rundfunkstaatsvertrages« durch 
das Wort »Medienstaatsvertrages« ersetzt. 

4. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort »Rundfunk-
staatsvertrages« durch das Wort »Medienstaatsver-
trages« und die Angabe »§ 16 c Abs. 3 Satz 1 des 
Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe »§ 42 
Abs. 3 Satz 1 des Medienstaatsvertrages« ersetzt. 

b) In Absatz 5 wird die Angabe »§ 16 c Abs. 3 Satz 1 
des Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe 
»§ 42 Abs. 3 Satz 1 des Medienstaatsvertrages« er-
setzt.

5. § 31 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort »Rundfunkstaatsvertrags« 
durch das Wort »Medienstaatsvertrages« ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe »§ 9 Abs. 1 Satz 1 Rund-
funkstaatsvertrag« durch die Angabe »§ 16 Abs. 1 
Satz 1 des Medienstaatsvertrages«« ersetzt.

6. In § 33 Abs. 1 wird die Angabe »§ 9 Abs. 1 und 2 
Rundfunkstaatsvertrag« durch die Angabe »§ 16 
Abs. 1 und 2 des Medienstaatsvertrages« ersetzt. 

7. § 34 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden das Wort »Rundfunkstaatsver-
trag« durch das Wort »Medienstaatsvertrag«, die 
Angabe »§ 62 Abs. 1« durch die Angabe »§ 116 
Abs. 1« und das Wort »Rundfunkstaatsvertrages« 
durch das Wort »Medienstaatsvertrages« ersetzt.

b) In Satz 2 werden das Wort »Rundfunkstaatsvertra-
ges« durch das Wort »Medienstaatsvertrages« und 
die Angabe »§ 62 Abs. 5« durch die Angabe »§ 116 
Abs. 5« ersetzt.

Artikel 7

Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. Au-
gust bis 11. September 1996, zuletzt geändert durch  
den Zwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
8. bis 16. Dezember 2016, wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe »§ 14 Abs. 2 
Nr. 2 des Rundfunkstaatsvertrages« durch die An-
gabe »§ 36 Abs. 2 Nr. 2 des Medienstaatsvertrages« 
ersetzt. 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 2 das Wort »Rundfunkstaatsvertra-
ges« durch das Wort »Medienstaatsvertrages« ersetzt.

2. In § 2 Abs. 1 das Wort »Rundfunkstaatsvertrages« 
durch das Wort »Medienstaatsvertrages« ersetzt.

3. In § 6 wird das Wort »Rundfunkstaatsvertrages« durch 
das Wort »Medienstaatsvertrages« ersetzt.

4. In § 7 wird das Wort »Rundfunkstaatsvertrages« durch 
das Wort »Medienstaatsvertrages« ersetzt.

5. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort »Rundfunk-
staatsvertrages« durch das Wort »Medienstaatsver-
trages« und die Angabe »§ 16 c Abs. 3 Satz 1 des 
Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe »§ 42 
Abs. 3 Satz 1 des Medienstaatsvertrages« ersetzt. 

b) In Absatz 5 wird die Angabe »§ 16 c Abs. 3 Satz 1 
des Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe 
»§ 42 Abs. 3 Satz 1 des Medienstaatsvertrages« er-
setzt.

6. In § 20 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe »§ 11 b des 
Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe »§ 28 des 
Medienstaatsvertrages« ersetzt. 

7. § 31 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort »Rundfunkstaatsvertrags« 
durch das Wort »Medienstaatsvertrages« ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe »§ 9 Abs. 1 Satz 1 Rund-
funkstaatsvertrag« durch die Angabe »§ 16 Abs. 1 
Satz 1 des Medienstaatsvertrages« ersetzt. 

8. § 33 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

 »(2) Wird der Medienstaatsvertrag nach seinem § 116 
Abs. 1 gekündigt, gelten die auf das ZDF anwend-
baren Vorschriften des Medienstaatsvertrages für das 
ZDF fort, mit Ausnahme des § 39 Abs. 1 und 2. Im 
Falle einer Kündigung einzelner Vorschriften des Me-
dienstaatsvertrags nach seinem § 116 Abs. 5 finden die 
gekündigten Vorschriften auf das ZDF keine Anwen-
dung.«

Artikel 6

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

Der Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 17. Juni 1993, 
zuletzt geändert durch den Einundzwanzigsten Rundfun-
känderungsstaatsvertrag vom 5. bis 18. Dezember 2017, 
wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nr. 4 wird die Angabe »§ 11 f des 
Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe 
»§ 32 des Medienstaatsvertrages« ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort »Rundfunkstaatsver-
trages« durch das Wort »Medienstaatsvertra-
ges« ersetzt. 
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Für das Land Berlin:

berlin, den 15. April 2020

Michael Müller

Für das Land Brandenburg:

potsdam, den 28. April 2020

Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:

bremen, den 15. April 2020

Andreas Bovenschulte

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

hamburg, den 20. April 2020

Peter Tschentscher

Für das Land Hessen:

wiesbaden, den 14. April 2020

V. Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

schwerin, den 14. April 2020

Manuela Schwesig

Für das Land Niedersachsen:

hannover, den 14. April 2020

Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

düsseldorf, den 14. April 2020

Armin Laschet

Für das Land Rheinland-Pfalz:

mainz, den 17. April 2020

Malu Dreyer

Für das Saarland:

saarbrücken, den 24. April 2020

Tobias Hans

Für den Freistaat Sachsen:

dresden, den 21. April 2020

Michael Kretschmer

Für das Land Sachsen-Anhalt:

magdeburg, den 15. April 2020

Reiner Haseloff

b) In Absatz 8 Satz 4 wird die Angabe »§ 13 Rund-
funkstaatsvertrag« durch die Angabe »§ 35 des 
Medienstaatsvertrages« ersetzt.

2. In § 4 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe »§ 28 Rundfunk-
staatsvertrag« durch die Angabe »§ 62 des Medien-
staatsvertrages« ersetzt. 

3. In § 5 a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe »nach § 11 b des 
Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe »§ 28 des 
Medienstaatsvertrages« ersetzt.

Artikel 8

Änderung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages

In § 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages vom 15.  
bis 21. Dezember 2010, zuletzt geändert durch den Drei-
undzwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom  
11. bis 28. Oktober 2019, werden die Angabe »§ 12 
Abs. 1 des Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe 
»§ 34 Abs. 1 des Medienstaatsvertrages« und die Angabe 
»§ 40 des Rundfunkstaatsvertrages« durch die Angabe 
»§ 112 des Medienstaatsvertrages« ersetzt.

Artikel 9

Kündigung, Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 neu geschlos-
senen Staatsvertrages sowie der in den Artikeln 3 bis 8 
geänderten Staatsverträge sind die dort jeweils vorgese-
henen Kündigungsvorschriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am Tag nach der Hinter-
legung der letzten Ratifikationsurkunde in Kraft. Sind 
bis zum 31. Dezember 2020 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der oder dem Vorsitzenden der Konferenz der 
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die oder der Vorsitzende der Konferenz der Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der Länder teilt 
den Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden 
mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des 
 Jugendmedienschutz-Staatsvertrages, des ARD-Staats-
vertrages, des ZDF-Staatsvertrages, des Deutschland-
radio-Staatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrages und des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages in der 
Fassung, die sich aus den Artikeln 3 bis 8 ergibt, mit 
neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:

stuttgart, den 15. April 2020

Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:

münchen, den 23. April 2020

M. Söder
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schutzes in Deutschland angehen. Hierzu bedarf es neuer 
Ansätze und Ideen, insbesondere auch mit Blick auf die 
Möglichkeiten des technischen Jugendmedienschutzes. 
Ziel der Länder ist dabei ein kohärenter und mit der Ge-
setzgebung des Bundes abgestimmter Rechtsrahmen, der 
für Anbieter, Eltern und Kinder gleichermaßen Klarheit 
und Sicherheit bietet.

3. Regionale Vielfalt

Die Länder setzen sich für eine vielfältige, lokal und re-
gional ausdifferenzierte Medienlandschaft in Deutsch-
land ein. Ihre Gewährleistung ist Voraussetzung für eine 
ausgewogene nationale, regionale und lokale Meinungs-
bildung und damit auch Fundament unserer pluralisti-
schen Gesellschaft; ihr Funktionieren ermöglicht die Be-
teiligung am öffentlichen Leben. Mit dem Ziel, auch 
künftig eine differenzierte, professionelle und relevante 
Berichterstattung aus allen Teilen der Bundesrepublik zu 
erhalten, werden die Länder – über die bereits im Zusam-
menhang mit dem Medienstaatsvertrag getroffenen Ver-
einbarungen hinaus – Maßnahmen zur Sicherung der re-
gionalen und lokalen Medienvielfalt prüfen. Neben tra-
dierten Medienhäusern sollen in diesen Prozess auch 
weitere Akteure (u. a. Medienplattformen und -interme-
diäre) einbezogen werden.

4. Rundfunkzulassung

Die Länder setzen sich dafür ein, die aktive Teilnahme 
am medialen Diskurs ohne unnötige Hürden zu ermögli-
chen. Gleichzeitig betonen die Länder die Bedeutung 
zentraler Werte und Standards – insbesondere im Bereich 
des Jugend- und Verbraucherschutzes sowie bei der Si-
cherung der Meinungsvielfalt. Dies schließt wesentlich 
auch die Benennbarkeit verantwortlicher Personen und 
deren Haftbarmachung ein. Mit der teilweisen Abschaf-
fung der Zulassungspflicht für Rundfunkprogramme ha-
ben die Länder mit dem Medienstaatsvertrag für eine 
Vielzahl von Angeboten spürbare Erleichterungen und 
Verfahrensvereinfachungen geschaffen. Ob und wie eine 
vollständige Abschaffung der Zulassungspflicht – bei-
spielsweise zugunsten einer abgestuften Anzeigepflicht 
– sinnvoll ist, wollen die Länder im Weiteren prüfen. Bei 
diesen Überlegungen soll auch das Ziel möglichst gleich-
wertiger Wettbewerbsbedingungen zwischen Rundfunk 
und Telemedien hinreichende Berücksichtigung finden.

5. Medienkonzentrationsrecht

Die Länder setzen sich für ein zukunftsfähiges Medien-
konzentrationsrecht ein. Dieses muss den real bestehen-
den Gefahren für die Meinungsvielfalt wirksam begegnen 
können. Die Medienmärkte haben in den letzten Jahren 
eine Öffnung erfahren, die neben dem Fernsehen auch an-
dere Mediengattungen, die möglichen Folgen crossmedi-
aler Zusammenschlüsse und auch solcher auf vor- und 
nachgelagerten Märkten verstärkt in den Fokus rückt. Ein 
reformiertes Medienkonzentrationsrecht muss daher alle 
medienrelevanten Märkte in den Blick nehmen.

Für das Land Schleswig-Holstein:

kiel, den 16. April 2020

Daniel Günther

Für den Freistaat Thüringen:

erfurt, den 15. April 2020

Bodo Ramelow

Protokollerklärung aller Länder  
zum Staatsvertrag zur Modernisierung der  

Medienordnung in Deutschland

Der Medienstaatsvertrag ist die Antwort der Länder als 
Mediengesetzgeber auf zentrale Fragen und Herausfor-
derungen einer digitalisierten Medienwelt. Die Länder 
sind sich einig, dass die Anpassung des Rechtsrahmens 
an die digitale Transformation mit dem vorliegenden 
Staatsvertrag nicht abgeschlossen ist. Die Länder werden 
zu den nachfolgenden Themen weitergehende Reform-
vorschläge erarbeiten und haben dazu Arbeitsgruppen 
eingerichtet.

1. Barrierefreiheit

Artikel 21 des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-
Behindertenrechtskonvention) verpflichtet die Konven-
tionsstaaten, »geeignete Maßnahmen zu treffen, damit 
Menschen mit Behinderung ihr Recht auf Meinungsäu-
ßerung und Meinungsfreiheit gleichberechtigt mit ande-
ren durch die von ihnen gewählten Formen der Kommu-
nikation ausüben können«. Ziel der Länder ist es daher, 
durch den Ausbau barrierefreier Medienangebote allen 
Menschen die Teilhabe am medialen Diskurs und an der 
Gesellschaft insgesamt zu ermöglichen. Im Zuge der 
Umsetzung der Richtlinie über audiovisuelle Medien-
dienste (AVMD-Richtlinie) geht der Medienstaatsvertrag 
hier wichtige Schritte zur Weiterentwicklung der Barrie-
refreiheit in den Medien. Darüber hinausgehende Maß-
nahmen wollen die Länder unter weiterer Einbeziehung 
der Verbände, der Beauftragten der Landesregierungen 
und des Bundes sowie der Anbieter erarbeiten. Ange-
sichts der fortgeschrittenen technischen Möglichkeiten 
erwarten die Länder von allen Medienanbietern indes be-
reits heute verstärkte Anstrengungen beim Ausbau barri-
erefreier Angebote – ungeachtet gesetzlicher Verpflich-
tungen.

2. Jugendmedienschutz

Die Länder setzen sich dafür ein, Kindern und Jugend-
lichen ein sicheres Heranwachsen in der Mediengesell-
schaft zu ermöglichen. Dies bedeutet einerseits Schutz 
vor schädlichen Inhalten und Angeboten, andererseits die 
aktive Teilhabe von Kindern und Jugendlichen an der 
Mediennutzung. Über die mit dem vorliegenden Staats-
vertrag vorgenommene Umsetzung der AVMD-Richt-
linie hinaus wollen die Länder zeitnah entschlossene 
Schritte für eine umfassende Reform des Jugendmedien-
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(3) Die Abstandsregel gilt nicht für Schulen, Kinder-
tagesstätten und die weiteren in § 16 Absatz 1 genannten 
Einrichtungen.

§ 3

Mund-Nasen-Bedeckung

(1) Eine nicht-medizinische Alltagsmaske oder eine ver-
gleichbare Mund-Nasen-Bedeckung muss getragen wer-
den

1. bei der Nutzung des öffentlichen und des touristischen 
Personenverkehrs (Eisenbahnen, Straßenbahnen, Busse, 
Taxen, Passagierflugzeuge, Fähren, Fahrgastschiffe und 
Seilbahnen), an Bahn- und Bussteigen, im Wartebereich 
der Anlegestellen von Fahrgastschiffen und in Bahn-
hofs- und Flughafengebäuden,

2. in Friseur-, Massage-, Kosmetik-, Nagel-, Tattoo- und 
Piercingstudios und in medizinischen und nicht medi-
zinischen Fußpflegeeinrichtungen,

3. in Arztpraxen, Zahnarztpraxen, Praxen sonstiger hu-
manmedizinischer Heilberufe und der Heilpraktikerin-
nen und Heilpraktiker sowie in Einrichtungen des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes, 

4. in Einkaufszentren und Ladengeschäften und

5. von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Freizeitparks, 
Vergnügungsstätten, Beherbergungsbetrieben und im 
Gaststättengewerbe bei direktem Kundenkontakt.

(2) Eine Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung besteht nicht

1. für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr,

2. für Personen, denen das Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung aus gesundheitlichen oder sonstigen Grün-
den nicht möglich oder nicht zumutbar ist,

3. für Beschäftigte, sofern sich an deren Einsatzort keine 
Kundinnen und Kunden oder Besucherinnen und Be-
sucher aufhalten,

4. in Praxen und Einrichtungen nach Absatz 1 Nummer 2 
und 3, sofern die Behandlung, Dienstleistung oder 
Therapie dies erfordert,

5. bei der Inanspruchnahme von gastronomischen 
Dienstleistungen im öffentlichen oder touristischen 
Personenverkehr nach Absatz 1 Nummer 1 oder in 
Einkaufszentren oder Ladengeschäften nach Absatz 1 
Nummer 4 oder

6. wenn ein anderweitiger mindestens gleichwertiger 
Schutz für andere Personen gegeben ist.

A B S C H N I T T  3

Besondere Anforderungen

§ 4

Hygieneanforderungen

(1) Soweit durch Regelungen in dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung über die allgemeinen Pflich-

Verordnung der Landesregierung  
über infektionsschützende Maßnahmen 

gegen die Ausbreitung  
des Virus SARS-CoV-2  

(Corona-Verordnung – CoronaVO)

Vom 23. Juni 2020

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit §§ 28 bis 31 des 
Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) geändert wor-
den ist, wird verordnet:

Teil 1 – Allgemeine Regelungen

A B S C H N I T T  1

Ziele

§ 1

Ziele

(1) Diese Verordnung dient der Bekämpfung der Pande-
mie des Virus SARS-CoV-2 (Coronavirus) zum Gesund-
heitsschutz der Bürgerinnen und Bürger. Zu diesem 
Zweck sollen Infektionsgefahren wirksam und zielge-
richtet reduziert, Infektionswege nachvollziehbar ge-
macht und die Aufrechterhaltung der medizinischen Ver-
sorgungskapazitäten gewährleistet werden.

(2) Zur Verfolgung dieser Ziele werden in dieser Verord-
nung Ge- und Verbote aufgestellt, die Freiheiten des Ein-
zelnen einschränken. Die Umsetzung dieser Regelungen 
erfolgt einerseits in Eigenverantwortung der Bürgerin-
nen und Bürger und andererseits durch hoheitliches Han-
deln der zuständigen Behörden.

A B S C H N I T T  2

Allgemeine Anforderungen

§ 2

Allgemeine Abstandsregel

(1) Soweit keine geeigneten physischen Infektionsschutz-
vorrichtungen vorhanden sind, wird die Einhaltung eines 
Mindestabstands zu anderen Personen von 1,5 Metern 
empfohlen.

(2) Im öffentlichen Raum muss ein Mindestabstand zu 
anderen Personen von 1,5 Metern eingehalten werden, 
sofern nicht die Einhaltung des Mindestabstands im Ein-
zelfall unzumutbar, dessen Unterschreitung aus besonde-
ren Gründen erforderlich oder durch Schutzmaßnahmen 
ein ausreichender Infektionsschutz gewährleistet ist. 
Ebenfalls ausgenommen sind Ansammlungen, die nach 
§ 9 Absätze 1 oder 2 zulässig sind.
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§ 6

Datenerhebung

(1) Soweit durch Regelungen in dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung Kontaktdaten zu erheben 
sind, dürfen von den zur Datenerhebung Verpflichteten 
von Besucherinnen und Besuchern, Nutzerinnen und 
Nutzern oder Teilnehmerinnen und Teilnehmern Vor- 
und Nachname, Anschrift, Datum und Zeitraum der An-
wesenheit und, soweit vorhanden, Telefonnummer oder 
E-Mail-Adresse erhoben und gespeichert werden. Dies 
gilt nicht, wenn und soweit Daten bereits vorliegen.

(2) Die Daten sind für einen Zeitraum von vier Wochen 
aufzubewahren und sodann zu löschen. Es ist zu gewähr-
leisten, dass unbefugte Dritte keine Kenntnis von den 
Daten erlangen.

(3) Die Daten sind auf Verlangen der zuständigen Be-
hörde zu übermitteln, sofern dies zur Nachverfolgung 
von möglichen Infektionswegen erforderlich ist. Eine an-
derweitige Verwendung ist unzulässig.

(4) Die zur Datenerhebung Verpflichteten haben Perso-
nen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern, 
von dem Besuch oder der Nutzung der Einrichtung oder 
der Teilnahme an der Veranstaltung auszuschließen.

§ 7

Zutritts- und Teilnahmeverbot

(1) Soweit durch Regelungen in dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung für Ansteckungsverdächtige 
ein Zutrittsverbot zu bestimmten Örtlichkeiten oder ein 
Teilnahmeverbot an bestimmten Aktivitäten gilt, erfasst 
dies Personen,

1. die in Kontakt zu einer mit dem Coronavirus infizier-
ten Person stehen oder standen, wenn seit dem letzten 
Kontakt noch nicht 14 Tage vergangen sind, oder

2. die typische Symptome einer Infektion mit dem Coro-
navirus, namentlich Geruchs- und Geschmacksstörun-
gen, Fieber, Husten sowie Halsschmerzen, aufweisen.

(2) Das Verbot nach Absatz 1 gilt nicht, sofern dessen 
Einhaltung im Einzelfall unzumutbar oder ein Zutritt 
oder eine Teilnahme aus besonderen Gründen erforder-
lich und durch Schutzmaßnahmen die Infektionsgefahr 
für Dritte soweit wie möglich minimiert ist.

§ 8

Arbeitsschutz

(1) Soweit durch Regelungen in dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung über die allgemeinen Pflich-
ten aus §§ 2 und 3 hinaus Arbeitsschutzanforderungen 
einzuhalten sind, hat die Arbeitgeberin oder der Arbeit-
geber mindestens folgende Pflichten zu erfüllen:

1 die Infektionsgefährdung von Beschäftigten ist unter 

ten aus §§ 2 und 3 hinaus Hygieneanforderungen einzu-
halten sind, haben die Verantwortlichen mindestens fol-
gende Pflichten zu erfüllen:

1. die Begrenzung der Personenzahl auf Grundlage der 
räumlichen Kapazitäten und die Regelung von Perso-
nenströmen und Warteschlangen, damit eine Umset-
zung der Abstandsregel nach § 2 ermöglicht wird,

2. die regelmäßige und ausreichende Lüftung von Innen-
räumen, die dem Aufenthalt von Personen dienen, so-
wie die regelmäßige Wartung von Lüftungsanlagen,

3. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen und Ge-
genständen, die häufig von Personen berührt werden,

4. die Reinigung oder Desinfektion von Gegenständen, 
die bestimmungsgemäß in den Mund genommen wer-
den, nachdem diese von einer Person benutzt wurden,

5. die regelmäßige Reinigung der Barfuß- und Sanitär-
bereiche,

6. das Vorhalten von Handwaschmittel in ausreichender 
Menge sowie von nicht wiederverwendbaren Papier-
handtüchern, alternativ Handdesinfektionsmittel oder 
andere gleichwertige hygienische Handtrockenvor-
richtungen,

7. den Austausch ausgegebener Textilien, nachdem diese 
von einer Person benutzt wurden,

8. eine rechtzeitige und verständliche Information über 
Zutritts- und Teilnahmeverbote, Abstandsregelungen 
und Hygienevorgaben, Reinigungsmöglichkeiten für 
die Hände, eine bestehende Möglichkeit bargeldlosen 
Bezahlens sowie einen Hinweis auf gründliches Hän-
dewaschen in den Sanitäranlagen.

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 entfällt, wenn und 
soweit nach den konkreten Umständen des Einzelfalles, 
insbesondere den örtlichen Gegebenheiten oder der Art 
des Angebots, eine Einhaltung der Hygieneanforderun-
gen nicht erforderlich oder unzumutbar ist.

§ 5

Hygienekonzepte

(1) Soweit durch Regelungen in dieser Verordnung oder 
aufgrund dieser Verordnung ein Hygienekonzept zu er-
stellen ist, haben die Verantwortlichen dabei nach den 
konkreten Umständen des Einzelfalls die Anforderungen 
des Infektionsschutzes zu berücksichtigen. Im Hygiene-
konzept ist insbesondere darzustellen, wie die Hygiene-
vorgaben nach § 4 umgesetzt werden sollen.

(2) Auf Verlangen der zuständigen Behörde haben die 
Verantwortlichen das Hygienekonzept vorzulegen und 
über die Umsetzung Auskunft zu erteilen. Darüber hin-
aus gehende Pflichten zur Aufstellung von Hygiene-
plänen nach dem Infektionsschutzgesetz bleiben unbe-
rührt.
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§ 10

Veranstaltungen

(1) Wer eine Veranstaltung abhält, hat die Hygieneanfor-
derungen nach § 4 einzuhalten, ein Hygienekonzept nach 
Maßgabe von § 5 zuvor zu erstellen und eine Datenerhe-
bung nach § 6 durchzuführen. Es gilt ein Zutritts- und 
Teilnahmeverbot nach § 7. Beim Abhalten der Veranstal-
tung sind die Arbeitsschutzanforderungen nach § 8 ein-
zuhalten.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Veranstal-
tungen, deren Durchführung bereits nach § 9 Absätze 1 
oder 2 zulässig ist. Abweichend von Absatz 1 muss bei 
privaten Veranstaltungen mit nicht mehr als 100 Teilneh-
menden kein Hygienekonzept nach § 5 erstellt werden.

(3) Untersagt sind

1. Veranstaltungen mit über 100 Teilnehmenden bis ein-
schließlich 31. Juli 2020 und

2. Veranstaltungen mit über 500 Teilnehmenden bis ein-
schließlich 31. Oktober 2020.

Die zulässige Teilnehmerzahl erhöht sich bis einschließ-
lich 31. Juli 2020 auf 250 Personen, wenn zusätzlich

1. den Teilnehmenden für die gesamte Dauer der Veran-
staltung feste Sitzplätze zugewiesen werden und

2. die Veranstaltung einem im Vorhinein festgelegten 
Programm folgt.

Bei der Bemessung der Teilnehmerzahl bleiben Beschäf-
tigte und sonstige Mitwirkende an der Veranstaltung au-
ßer Betracht.

(4) Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung auf Veran-
staltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung, der Rechtspflege oder der Da-
seinsfürsorge oder -vorsorge zu dienen bestimmt sind, 
insbesondere auf Veranstaltungen und Sitzungen der Or-
gane, Organteile und sonstigen Gremien der Legislative, 
Judikative und Exekutive sowie Einrichtungen der 
Selbstverwaltung einschließlich von Erörterungstermi-
nen und mündlichen Verhandlungen im Zuge von Plan-
feststellungsverfahren.

(5) Untersagt sind Tanzveranstaltungen mit Ausnahme 
von Tanzaufführungen sowie Tanzunterricht und –proben.

(6) Veranstaltung im Sinne dieser Vorschrift ist ein zeit-
lich und örtlich begrenztes und geplantes Ereignis mit 
einer definierten Zielsetzung oder Absicht in der Verant-
wortung einer Veranstalterin oder eines Veranstalters, ei-
ner Person, Organisation oder Institution, an dem eine 
Gruppe von Menschen gezielt teilnimmt.

§ 11

Versammlungen nach Artikel 8 des Grundgesetzes

(1) Abweichend von §§ 9 und 10 sind Zusammenkünfte, 
die der Wahrnehmung des Grundrechts auf Versamm-
lungsfreiheit nach Artikel 8 des Grundgesetzes zu dienen 
bestimmt sind, zulässig.

Berücksichtigung der Bedingungen am Arbeitsplatz 
zu minimieren,

2. Beschäftigte sind umfassend zu informieren und zu 
unterweisen, insbesondere mit Hinweis auf die durch 
die Corona-Pandemie bedingten Änderungen der Ar-
beitsabläufe und Vorgaben,

3. die persönliche Hygiene von Beschäftigten ist durch 
die Möglichkeit zur Handdesinfektion oder zum 
 Händewaschen am Arbeitsplatz sicherzustellen; einge-
setzte Utensilien sind regelmäßig zu desinfizieren,

4. den Beschäftigten sind in ausreichender Anzahl 
Mund-Nasen-Bedeckungen bereitzustellen,

5. Beschäftigte, bei denen aufgrund ärztlicher Bescheini-
gung die Behandlung einer Erkrankung mit COVID-19 
aufgrund persönlicher Voraussetzungen nicht oder  
nur eingeschränkt möglich ist oder ein erhöhtes Risiko 
für einen schweren Verlauf einer Erkrankung mit  
COVID-19 vorliegt, dürfen nicht für Tätigkeiten mit 
vermehrtem Personenkontakt und nicht für Tätigkeiten 
eingesetzt werden, bei denen der Abstand von 1,5 Me-
tern nicht eingehalten werden kann. 

(2) Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber darf Informa-
tionen nach Absatz 1 Nummer 5 nur für den Zweck der 
Entscheidung über den konkreten Arbeitseinsatz von Be-
schäftigten erheben, speichern und verwenden, wenn 
dieser ihm mitteilen, dass sie zu der dort genannten 
Gruppe gehören; Beschäftigte sind zu einer solchen Mit-
teilung nicht verpflichtet. Die Arbeitgeberin oder der Ar-
beitgeber hat diese Information zu löschen, sobald sie für 
diesen Zweck nicht mehr erforderlich ist, spätestens aber 
eine Woche, nachdem diese Verordnung außer Kraft tritt.

A B S C H N I T T  4

Ansammlungen, Veranstaltungen  
und Versammlungen

§ 9

Ansammlungen

(1) Ansammlungen von mehr als 20 Personen sind unter-
sagt.

(2) Ausgenommen von der Untersagung nach Absatz 1 
sind Ansammlungen, wenn die teilnehmenden Personen 
ausschließlich

1. in gerader Linie verwandt sind,

2. Geschwister und deren Nachkommen sind oder

3. dem eigenen Haushalt angehören, 

einschließlich deren Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder 
Lebenspartner oder Partnerinnen oder Partner.

(3) Die Untersagung nach Absatz 1 gilt ferner nicht für 
Ansammlungen, die der Aufrechterhaltung des Arbeits-, 
Dienst- oder Geschäftsbetriebs oder der sozialen Für-
sorge dienen.
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Hygiene konzept nach Maßgabe von § 5 zuvor zu erstel-
len und eine Datenerhebung nach § 6 durchzuführen:

 1. Hochschulen, Akademien nach dem Akademien-
gesetz, Landesbibliotheken, Archive und Studieren-
denwerke,

 2. Kunst- und Kultureinrichtungen sowie Kinos,

 3. Musikschulen, Kunstschulen und Jugendkunstschu-
len,

 4. Pflegeschulen, Schulen für Gesundheitsfachberufe, 
Fachschulen für Sozialwesen, Schulen für Tätigkeiten 
im Rettungsdienst und Weiterbildungs- und Fortbil-
dungsstätten der Pflege- und Gesundheitsfachberufe 
im Zuständigkeitsbereich des Sozialministeriums,

 5. Fahrschulen einschließlich der Abnahme der theore-
tischen und praktischen Prüfungen,

 6. sonstige Bildungseinrichtungen und -angebote jegli-
cher Art einschließlich der Durchführung von Prü-
fungen, soweit nicht in § 16 Absatz 1 aufgeführt,

 7. öffentliche und private Sportanlagen und Sportstät-
ten einschließlich Fitnessstudios und Yogastudios 
sowie Tanzschulen und ähnliche Einrichtungen,

 8. Einzelhandelsbetriebe, mit Ausnahme der Anforde-
rungen des § 6,

 9. Friseur-, Massage-, Kosmetik-, Sonnen-, Nagel-, 
Tattoo- und Piercingstudios sowie medizinische und 
nicht medizinische Fußpflegeeinrichtungen,

10. das Gastgewerbe einschließlich gastgewerblicher 
Einrichtungen und Leistungen im Sinne des § 25 
Gaststättengesetz,

11. Vergnügungsstätten einschließlich Spielhallen, Spiel-
banken und Wettvermittlungsstellen,

12. Beherbergungsbetriebe,

13. Messen und

14. Freizeitparks.

Beim Betreiben oder Anbieten dieser Einrichtungen, An-
gebote und Aktivitäten gilt ein Zutritts- und Teilnahme-
verbot nach § 7. Darüber hinaus sind die Arbeitsschutz-
anforderungen nach § 8 einzuhalten; dies gilt nicht im 
Falle des Satzes 1 Nummern 3 und 6. Sätze 1 bis 3 gelten 
auch, wenn im Rahmen der Einrichtung, des Angebots 
oder der Aktivität eine nach § 10 erlaubte Veranstaltung 
durchgeführt wird.

Teil 2 – Besondere Regelungen

§ 15 

Grundsatz

Die aufgrund der §§ 16 und 17 und des § 12 Absatz 3 
erlassenen Rechtsverordnungen gehen sämtlichen Rege-
lungen von Teil 1 vor, sofern dort abweichende Regelun-
gen getroffen werden.

(2) Die Versammlungsleitung hat auf die Einhaltung der 
Abstandsregel nach § 2 hinzuwirken. Die zuständigen 
Behörden können weitere Auflagen, beispielsweise zur 
Einhaltung der Hygieneanforderungen nach § 4, fest-
legen.

(3) Versammlungen können verboten werden, sofern der 
Schutz vor Infektionen anderweitig, insbesondere durch 
Auflagen, nicht erreicht werden kann.

§ 12

Veranstaltungen von Religions- und Weltanschauungs-
gemeinschaften sowie Veranstaltungen bei Todesfällen

(1) Abweichend von §§ 9 und 10 sind Veranstaltungen 
von Kirchen sowie Religions- und Glaubensgemein-
schaften zulässig. Wer eine religiöse Veranstaltung ab-
hält, hat die Hygieneanforderungen nach § 4 einzuhalten 
sowie ein Hygienekonzept nach Maßgabe von § 5 zuvor 
zu erstellen. Es gilt ein Zutritts- und Teilnahmeverbot 
nach § 7. Sätze 1 bis 3 finden auf Veranstaltungen von 
Weltanschauungsgemeinschaften entsprechende Anwen-
dung.

(2) Abweichend von §§ 9 und 10 sind Bestattungen, 
Urnen beisetzungen und Totengebete zulässig. Wer eine 
solche Veranstaltung abhält, hat die Hygieneanforderun-
gen nach § 4 einzuhalten. Es gilt ein Zutritts- und Teil-
nahmeverbot nach § 7.

(3) Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung weitere Vorgaben 
zum Infektionsschutz und sonstige ausführende Rege-
lungen für Veranstaltungen nach den Absätzen 1 und 2 zu 
erlassen.

A B S C H N I T T  5

Betriebsverbote und allgemeine Infektionsschutz-
vorgaben für bestimmte Einrichtungen und Betriebe

§ 13

Betriebsverbote

Es wird untersagt der Betrieb von

1. Clubs und Diskotheken und

2. Prostitutionsstätten, Bordellen und ähnlichen Einrich-
tungen sowie jede sonstige Ausübung des Prostitu-
tionsgewerbes im Sinne von § 2 Absatz 3 des Prostitu-
iertenschutzgesetzes.

§ 14 

Geltung der allgemeinen Infektionsschutzvorgaben  
für bestimmte Einrichtungen und Betriebe

Wer die nachfolgend genannten Einrichtungen, Ange-
bote und Aktivitäten betreibt oder anbietet, hat die 
Hygiene anforderungen nach § 4 einzuhalten, ein 
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8. Weiterbildungs- und Fortbildungsstätten der Pflege- 
und Gesundheitsfachberufe sowie

9. Schulen für Tätigkeiten im Rettungsdienst

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be-
dingungen und Anforderungen, insbesondere Hygiene-
vorgaben, festzulegen.

(4) Das Innenministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zum Schutz vor ei-
ner Infektion mit dem Coronavirus

1. für den Betrieb von Landeserstaufnahmeeinrichtungen 
Bedingungen und Anforderungen, insbesondere auch 
Hygienevorgaben, und

2. die Absonderung von Personen, die in eine Landes-
erstaufnahmeeinrichtung neu oder nach längerer Ab-
wesenheit aufgenommen werden,

festzulegen.

(5) Das Kultusministerium und das Sozialministerium 
werden gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch ge-
meinsame Rechtsverordnung für den Betrieb von

1. öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sportstät-
ten einschließlich Fitnessstudios und Yogastudios und 
der Durchführung sportlicher Wettkämpfe sowie 
Tanzschulen und ähnlichen Einrichtungen,

2. Bädern einschließlich Saunen und Badeseen mit kont-
rolliertem Zugang sowie

3. Musikschulen, Kunstschulen und Jugendkunstschulen

sowie für entsprechende Angebote nach § 14 Satz 1 
Nummer 6 in der Ressortzuständigkeit des Kultusminis-
teriums zum Schutz vor einer Infektion mit dem Corona-
virus Bedingungen und Anforderungen, insbesondere 
Hygienevorgaben, festzulegen.

(6) Das Verkehrsministerium und das Sozialministerium 
werden gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch ge-
meinsame Rechtsverordnung für

1. den öffentlichen und touristischen Personenverkehr 
im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 einschließlich 
gastgewerblicher Leistungen im Sinne des § 25 Ab-
satz 1 Satz 2 Gaststättengesetz und

2. die praktische Fahrausbildung und –prüfung sowie die 
praktischen Ausbildungsinhalte der Aus- und Weiter-
bildung der amtlich anerkannten Sachverständigen und 
Prüferinnen und Prüfer für den Kraftfahrzeug verkehr

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be-
dingungen und Anforderungen, insbesondere Hygiene-
vorgaben, festzulegen.

(7) Das Wirtschaftsministerium und das Sozialministe-
rium werden gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch 
gemeinsame Rechtsverordnung für

1. den Einzelhandel,

2. das Beherbergungsgewerbe,

3. das Gastgewerbe einschließlich gastgewerblicher Ein-
richtungen im Sinne des § 25 Absatz 1 Satz 1 und Ab-
satz 2 Gaststättengesetz,

§ 16

Verordnungsermächtigungen

(1) Das Kultusministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung für den Betrieb  
von Schulen in seiner Ressortzuständigkeit, Betreuungs-
angebote der verlässlichen Grundschule und der flexib-
len Nachmittagsbetreuung, Horte sowie Horte an der 
Schule, Kindertageseinrichtungen, Grundschulförder-
klassen, Schulkindergärten und Kindertagespflegestellen 
zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be-
dingungen und Anforderungen, insbesondere Hygiene-
vorgaben, festzulegen.

(2) Das Wissenschaftsministerium wird gemäß § 32  
Satz 2 IfSG ermächtigt, durch Rechtsverordnung für den 
Betrieb von

1. Hochschulen, Akademien nach dem Akademien-
gesetz, Landesbibliotheken und Archiven,

2. Studierendenwerken und

3. Kunst- und Kultureinrichtungen, soweit nicht in Ab-
satz 5 aufgeführt, sowie Kinos

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be-
dingungen und Anforderungen, insbesondere Hygiene-
vorgaben, festzulegen. Satz 1 Nummer 1 findet keine 
Anwendung auf die Hochschule für Polizei Baden-Würt-
temberg einschließlich des Präsidiums Bildung der 
Hochschule für Polizei Baden-Württemberg sowie die 
Hochschule für Rechtspflege Schwetzingen. Für die 
Hochschule für Polizei Baden-Württemberg einschließ-
lich des Präsidiums Bildung der Hochschule für Polizei 
Baden-Württemberg können vom Innenministerium und 
für die Hochschule für Rechtspflege Schwetzingen vom 
Justizministerium die für den Ausbildungs-, Studien- 
und Fortbildungsbetrieb und die Vorbereitung und 
Durchführung von Prüfungen sowie für das Einstel-
lungsverfahren erforderlichen Ausnahmen von den Be-
schränkungen dieser Verordnung zugelassen werden.

(3) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung für den Betrieb von

1. Krankenhäusern, Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen, Dialyseeinrichtungen und Tageskliniken,

2. Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unter-
stützungsbedarf oder mit Behinderungen,

3. Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe,

4. ambulant betreuten Wohnprojekten der Wohnungs-
losenhilfe sowie von einem Anbieter verantworteten 
ambulant betreuten Wohngemeinschaften nach dem 
Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz,

5. Betreuungs- und Unterstützungsangeboten im Vor- 
und Umfeld von Pflege,

6. Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit sowie Ju-
gendsozialarbeit,

7. Pflegeschulen, Schulen für Gesundheitsfachberufe 
und Fachschulen für Sozialwesen in seiner Ressortzu-
ständigkeit,
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vollzugsdienst zu regeln, soweit dies aus Gründen des 
Infektionsschutzes erforderlich ist

1. zum Schutz der Beamtinnen und Beamten des Polizei-
vollzugsdienstes sowie der Beschäftigten der Ortspoli-
zeibehörden vor Ansteckung bei Einsätzen,

2. zur Anordnung, Durchführung, Überwachung und 
zum Vollzug von Maßnahmen nach dem Infektions-
schutzgesetz,

3. zur Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrig-
keiten nach dem Infektionsschutzgesetz und auf seiner 
Grundlage ergangener Rechtsverordnungen und

4. zur Prüfung der Haft- oder Unterbringungsfähigkeit 
sowie der Erforderlichkeit einer isolierten Unterbrin-
gung in Gewahrsamseinrichtungen und Justizvoll-
zugsanstalten.

§ 19

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 
24 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

 1. entgegen § 2 Absatz 2 zu anderen Personen den Min-
destabstand von 1,5 Metern nicht einhält,

 2. entgegen § 3 Absatz 1 keine Mund-Nasen-Be-
deckung trägt,

 3. entgegen § 9 Absatz 1 an einer Ansammlung von 
mehr als zwanzig Personen teilnimmt,

 4. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, § 12 Absatz 1 Satz 2 
oder § 12 Absatz 2 Satz 2 eine Veranstaltung abhält, 

 5. einem Zutritts- oder Teilnahmeverbot nach § 10 Ab-
satz 1 Satz 2, § 12 Absatz 1 Satz 3, § 12 Absatz 2 
Satz 3 oder § 14 Satz 2 zuwiderhandelt,

 6. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 oder § 14 Satz 3 Ar-
beitsschutzanforderungen nicht einhält,

 7. entgegen § 10 Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 5 eine 
Veranstaltung abhält,

 8. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 nicht auf die Einhal-
tung der Abstandsregel nach § 2 hinwirkt,

 9. entgegen § 13 Nummer 1 einen Club oder eine Dis-
kothek oder entgegen § 13 Nummer 2 eine Prostituti-
onsstätte, ein Bordell oder eine ähnliche Einrichtung 
betreibt oder das Prostitutionsgewerbe ausübt oder

10. entgegen § 14 Satz 1 Einrichtungen, Angebote oder 
Aktivitäten betreibt oder anbietet.

Teil 4 - Schlussvorschriften

§ 20

Weitergehende Maßnahmen, Abweichungen

(1) Das Recht der zuständigen Behörden, weitergehende 
Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen zu erlassen, 
bleibt von dieser Verordnung unberührt.

4. Messen und Spezialmärkte,

5. das Handwerk,

6. Friseur-, Massage-, Kosmetik-, Sonnen-, Nagel-, 
 Tattoo- und Piercingstudios, medizinische und nicht 
medizinische Fußpflegeeinrichtungen,

7. Vergnügungsstätten und

8. Freizeitparks

zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coronavirus Be-
dingungen und Anforderungen, insbesondere Hygiene-
vorgaben, festzulegen.

(8) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem jeweils zuständi-
gen Ministerium durch Rechtsverordnung für sonstige 
Einrichtungen, Betriebe, Angebote und Aktivitäten, die 
nicht in dieser Vorschrift sowie in § 12 gesondert gere-
gelt sind, zum Schutz vor einer Infektion mit dem Coro-
navirus Bedingungen und Anforderungen, insbesondere 
Hygienevorgaben, festzulegen.

§ 17

Ein- und Rückreisende

Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen für Ein- 
und Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus zu 
erlassen, insbesondere 

1. die Absonderung von Personen, die aus einem Staat 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland einreisen, 
in geeigneter Weise gemäß § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG, 

2. die Pflicht von Personen nach Nummer 1 gemäß § 28 
Absatz 1 Satz 1 IfSG, sich bei den für sie zuständigen 
Behörden zu melden und auf das Vorliegen der Vor-
aussetzungen für die Absonderung hinzuweisen,

3. die Beobachtung von Personen nach Nummer 1 ge-
mäß § 29 IfSG und 

4. berufliche Tätigkeitsverbote für Personen nach Num-
mer 1 gemäß § 31 IfSG einschließlich solcher, die sich 
gegen Personen richten, die ihren Wohnsitz außerhalb 
von Baden-Württemberg haben, 

sowie Ausnahmen hiervon und Auflagen einschließlich 
weiterer Anordnungen hierzu gemäß § 28 Absatz 1 IfSG 
vorzuschreiben.

Teil 3 – Datenverarbeitung, Ordnungswidrigkeiten

§ 18

Verarbeitung personenbezogener Daten

Das Sozialministerium und das Innenministerium wer-
den gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch gemein-
same Rechtsverordnung nähere Einzelheiten zur Verar-
beitung personenbezogener Daten zwischen Gesund-
heitsbehörden, Ortspolizeibehörden und dem Polizei-
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2008 (GBl. S. 313, 314), das zuletzt durch Artikel 70 des 
Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 161, 185) geändert 
worden ist, wird verordnet: 

§ 1

Grundsatz

(1) Zuständige Behörden für den Vollzug des Strahlen-
schutzgesetzes (StrlSchG), der Strahlenschutzverord-
nung (StrlSchV) und der Atomrechtlichen Entsorgungs-
verordnung (AtEV) sind die Regierungspräsidien, soweit 
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Zuständige Behörde für Aufgaben, die im Zusam-
menhang mit Tätigkeiten nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Num-
mern 1 bis 7 StrlSchG 

1. auf dem Betriebsgelände von kerntechnischen Anla-
gen und Einrichtungen, die über Genehmigungen nach 
den §§ 6, 7 oder 9 des Atomgesetzes (AtG) verfügen,

2. auf dem Betriebsgelände von Standortabfalllagern 
oder Reststoffbearbeitungszentren, die im Zusammen-
hang mit kerntechnischen Anlagen nach den §§ 6 oder 
7 AtG stehen,

3. auf dem Betriebsgelände sonstiger Einrichtungen der 
Kerntechnische Entsorgung Karlsruhe GmbH (KTE),

4. auf dem Betriebsgelände von Einrichtungen im Karls-
ruher Institut für Technologie Campus Nord (KIT 
Campus Nord) im Falle einer Mitgenehmigungsinha-
berschaft der KTE, wenn der Abbau der Einrichtung 
durch die KTE betroffen ist und

5. auf dem Betriebsgelände von Einrichtungen des KIT 
Campus Nord, über die die Ableitung radioaktiver 
Stoffe mit dem Wasser aus dem KIT Campus Nord er-
folgt,

stehen, ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das 
Umweltministerium, mit Ausnahme der Erteilung von 
Genehmigungen nach § 25 StrlSchG für die Beschäf-
tigung in fremden Anlagen oder Einrichtungen und der 
Registrierung von Strahlenpässen nach § 174 Absatz 2 
StrlSchV. Insoweit verbleibt es bei der Zuständigkeit der 
Regierungspräsidien nach § 1 Absatz 1.

§ 2

Strahlenschutzrechtliche Aufsicht

(1) Zuständige Behörde für die strahlenschutzrechtliche 
Aufsicht nach § 178 StrlSchG über die Messstellen nach 
§ 169 Absatz 1 StrlSchG und über die nach § 172 Absatz 
1 StrlSchG bestimmten Sachverständigen ist gemäß § 8 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Umweltministe-
rium.

(2) Zuständige Behörde für die strahlenschutzrechtliche 
Aufsicht nach § 178 StrlSchG über Tätigkeiten nach § 4 
Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 7 StrlSchG auf dem Be-

(2) Die zuständigen Behörden können aus wichtigem 
Grund im Einzelfall Abweichungen von den durch diese 
Verordnung oder aufgrund dieser Verordnung aufgestell-
ten Vorgaben zulassen.

§ 21

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2020 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung vom 9. Mai 
2020 (GBl. S. 266), die zuletzt durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 16. Juni 2020 (notverkündet gemäß § 4 des 
Verkündungsgesetzes und abrufbar unter http://www.ba-
den-wuerttemberg.de/corona-verordnung) geändert wor-
den ist, außer Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten die §§ 16 bis 18 so-
wie § 12 Absatz 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(3) § 10 Absätze 3, 4 und 6 treten am 31. Oktober 2020 
außer Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung am  
31. August 2020 außer Kraft.

stuttgart, den 23. Juni 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Dr. Eisenmann Bauer 

 Untersteller Dr. Hoffmeister-Kraut

 Lucha Hauk

 Wolf Hermann

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 23. Juni 2020 
durch öffentliche Bekanntmachung des Staatsministe-
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs-
gesetzes und trat damit gemäß § 21 der Verordnung am 
1. Juli 2020 in Kraft.

Verordnung der Landesregierung und  
des Umweltministeriums,  

des Innenministeriums, des 
Sozialministeriums, des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

und des Verkehrsministeriums über  
die Zuständigkeiten für Angelegenheiten  
des Strahlenschutzes (Strahlenschutz-

Zuständigkeitsverordnung – StrlSchZuVO)

Vom 30. Juni 2020

Auf Grund von § 4 Absatz 1 und 2 des Landesverwal-
tungsgesetzes (LVG) in der Fassung vom 14. Oktober 
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 Errichtung und zum Betrieb eines Zyklotrons ist das 
 Regierungspräsidium Tübingen.

(2) Zuständige Behörde für das Genehmigungsverfahren 
nach § 12 Absatz 1 Nummer 2 StrlSchG ist gemäß § 8 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Umweltministe-
rium.

(3) Zuständige Behörde für das Genehmigungsverfahren 
nach § 12 Absatz 1 Nummer 3 StrlSchG, soweit der Um-
gang

1. auf dem Betriebsgelände von kerntechnischen Anla-
gen und Einrichtungen, die über Genehmigungen nach 
den §§ 6, 7 oder 9 AtG verfügen,

2. auf dem Betriebsgelände von Standortabfalllagern 
oder Reststoffbearbeitungszentren, die im Zusammen-
hang mit kerntechnischen Anlagen nach den §§ 6 oder 
7 AtG stehen, 

3. auf dem Betriebsgelände sonstiger Einrichtungen der 
KTE,

4. auf dem Betriebsgelände von Einrichtungen im KIT 
Campus Nord im Falle einer Mitgenehmigungsinha-
berschaft der KTE, wenn der Abbau der Einrichtung 
durch die KTE betroffen ist und

5. auf dem Betriebsgelände der Klärwerke, über die die 
Ableitung radioaktiver Stoffe mit dem Wasser aus 
dem KIT Campus Nord

erfolgt, ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG 
das Umweltministerium. 

§ 5

Ablieferungspflicht

Zuständige Behörde für 

1. die Zulassung der Ablieferung anderer radioaktive Ab-
fälle an eine Anlage des Bundes zur Sicherstellung 
und zur Endlagerung radioaktiver Abfälle nach § 5 
Absatz 3 der AtEV und

2. die Zulassung der Ablieferung radioaktiver Abfälle an 
die Landessammelstelle nach § 5 Absatz 5 AtEV

ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Um-
weltministerium.

§ 6

Beförderung radioaktiver Stoffe

(1) Zuständige Behörde für die Genehmigung zur Beför-
derung radioaktiver Stoffe nach § 27 Absatz 1 StrlSchG 
ist das Regierungspräsidium Karlsruhe.

(2) Zuständige Behörde für die Ausstellung einer Be-
scheinigung nach § 28 Absatz 2 Satz 1 StrlSchG ist ge-
mäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Umwelt-
ministerium.

triebsgelände von kerntechnischen Anlagen und Einrich-
tungen, die über Genehmigungen nach den §§ 6, 7 oder 9 
AtG verfügen, ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 
LVG das Umweltministerium.

(3) Zuständige Behörde für die strahlenschutzrechtliche 
Aufsicht nach § 178 StrlSchG über Tätigkeiten nach § 4 
Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 7 StrlSchG ist gemäß § 8 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Umweltministe-
rium, wenn es für die Erteilung der Genehmigung nach 
§ 12 Absatz 1 Nummer 2 oder 3 StrlSchG zuständig ist.

(4) Zuständige Behörde für die strahlenschutzrechtliche 
Aufsicht nach § 178 StrlSchG über den Abluftplan und 
die Umgebungsüberwachung des KIT Campus Nord ist 
gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Umwelt-
ministerium.

(5) Zuständige Behörde für die strahlenschutzrechtliche 
Aufsicht nach § 178 StrlSchG über die Errichtung und 
den Betrieb eines Zyklotrons ist das Regierungspräsi-
dium Tübingen.

(6) Zuständige Behörde für die strahlenschutzrechtliche 
Aufsicht nach § 178 StrlSchG über die Beförderung 
sonstiger radioaktiver Stoffe ist das Regierungspräsi-
dium Karlsruhe.

§ 3

Rechtfertigung von Tätigkeitsarten

Zuständige Behörde nach § 7 StrlSchG für 

1. die Stellungnahme zu den Zweifeln der Genehmi-
gungs- oder Anzeigebehörde und die Übermittlung der 
Unterlagen zur Prüfung der Rechtfertigung von Tätig-
keitsarten mit der Stellungnahme an das Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit nach § 3 Absatz 2 StrlSchV,

2. die Entgegennahme der Information über den Beginn 
der Prüfung der Rechtfertigung von Tätigkeitsarten 
nach § 3 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 StrlSchV,

3. die Entgegennahme der Information über das Ergebnis 
der Prüfung der Rechtfertigung von Tätigkeitsarten 
nach § 3 Absatz 5 Satz 2 Halbsatz 2 StrlSchV und

4. die Entgegennahme der Information über den Beginn 
der Prüfung der Rechtfertigung von Tätigkeitsarten 
nach § 4 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 StrlSchV

ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Um-
weltministerium.

§ 4

Genehmigungen für den Betrieb von Anlagen  
zur Erzeugung ionisierender Strahlung, den Umgang 

mit radioaktiven Stoffen sowie den Betrieb von 
 Röntgeneinrichtungen oder Störstrahlern

(1) Zuständige Behörde für das Genehmigungsverfahren 
nach §§ 10 und 12 Absatz 1 Nummer 1 StrlSchG zur 
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die Landestierärztekammer für berechtigtes Personal 
in der Tiermedizin nach § 146 Absatz 1 Nummer 1 
StrlSchV und das Regierungspräsidium Stuttgart für 
Personen nach § 175 StrlSchV.

(2) Zuständige Stelle für 

1. die Prüfung und die Bescheinigung der erforderlichen 
Kenntnisse im Strahlenschutz nach § 49 Absatz 2  
Satz 1 in Verbindung mit 47 Absatz 1 StrlSchV,

2. die Entgegennahme der Nachweise nach § 49 Absatz 2 
Satz 1 in Verbindung mit § 47 Absatz 4 Satz 2 StrlSchV 
und die Prüfung und Bescheinigung der im Ausland 
erworbenen erforderlichen Kenntnisse im Strahlen-
schutz nach § 47 Absatz 4 Satz 1 StrlSchV,

3. die Anerkennung der Aktualisierung der erforder-
lichen Kenntnisse im Strahlenschutz nach § 49 Absatz 
3 in Verbindung mit § 48 Absatz 2 Satz 4 StrlSchV, 
wenn sie auf andere Weise erworben wurde und

4. den Widerruf der Anerkennung der erforderlichen 
Kenntnisse im Strahlenschutz oder das Versehen von 
Auflagen zur Fortgeltung der Anerkennung nach § 50 
Absatz 1 StrlSchV sind die Landesärztekammer für 
berechtigte Personen nach § 145 Absatz 1 Nummer 1 
und 2 StrlSchV, die Landeszahnärztekammer für be-
rechtigtes Personal nach § 145 Absatz 1 Nummern 1 
und 2 StrlSchV und § 145 Absatz 2 Nummern 4 und 5 
StrlSchV, die Landestierärztekammer für berechtigte 
Personen nach § 146 Absatz 1 Nummern 1 und 2 
StrlSchV.

(3) Zuständige Behörde für 

1. die Feststellung nach § 47 Absatz 5 Satz 1 StrlSchV, 
dass in einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Berufsausbildung die Fachkunde im Strahlenschutz 
vermittelt wird,

2. die Feststellung nach § 49 Absatz 2 in Verbindung mit 
§ 47 Absatz 5 Satz 1 StrlSchV, dass in einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Berufsausbildung die erfor-
derlichen Kenntnisse im Strahlenschutz vermittelt 
werden,

3. die Gestattung nach § 49 Absatz 2 Satz 2 StrlSchV, 
dass der erfolgreiche Abschluss eines anerkannten 
Kurses die Bescheinigung über den Erwerb der erfor-
derlichen Kenntnisse im Strahlenschutz ersetzt und

4. der Anerkennung von Kursen zum Erwerb der Fach-
kunde oder der erforderlichen Kenntnisse im Strahlen-
schutz nach § 51 StrlSchV

ist das Regierungspräsidium Tübingen.

§ 11

Ärztliche Überwachung beruflich exponierter Personen

Zuständige Behörde für

1. die Entscheidung über die getroffene Beurteilung des 
ermächtigten Arztes nach § 80 Absatz 1 StrlSchV,

§ 7

Arbeitsplätze mit Exposition durch natürlich 
 vorkommende Radioaktivität

Zuständige Behörde für die Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit natürlicher Radioaktivität nach den §§ 55 bis 
59 StrlSchG ist das Regierungspräsidium Freiburg.

§ 8

Tätigkeiten mit Rückständen; Materialien

Zuständige Behörde für die Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit dem Anfall, der Beseitigung und Verwertung 
von Rückständen und der Überwachung von sonstigen 
Materialien nach den §§ 60 bis 66 StrlSchG in Verbin-
dung mit den §§ 27 bis 30 StrlSchV ist das Regierungs-
präsidium Freiburg.

§ 9

Freigabe

(1) Zuständige oberste Landesbehörde, mit der ein 
 Einvernehmen für die beabsichtigte Freigabe nach § 39 
Absatz 1 StrlSchV hergestellt werden muss, ist gemäß 
§ 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Umweltminis-
terium.

(2) Zuständige oberste Landesbehörde für das Versagen 
des Einvernehmens für die beabsichtigte Freigabe nach 
§ 39 Absatz 2 Satz 2 StrlSchV ist gemäß § 8 Absatz 4 
Satz 1 Nummer 3 LVG das Umweltministerium.

§ 10

Fachkunde und Kenntnisse

(1) Zuständige Stelle für 

1. die Prüfung und die Bescheinigung der Fachkunde im 
Strahlenschutz nach 47 Absatz 1 StrlSchV,

2. die Entgegennahme der Nachweise nach § 47 Absatz 4 
Satz 2 StrlSchV und die Prüfung und Bescheinigung 
der im Ausland erworbenen Fachkunde im Strahlen-
schutz nach 47 Absatz 4 Satz 1 StrlSchV,

3. die Anerkennung der Aktualisierung der Fachkunde 
im Strahlenschutz nach § 48 Absatz 2 Satz 4 StrlSchV, 
wenn sie auf andere Weise erworben wurde und

4. den Widerruf der Anerkennung der Fachkunde im 
Strahlenschutz oder das Versehen von Auflagen zur 
Fortgeltung der Anerkennung nach § 50 Absatz 1 
StrlSchV sind gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 
LVG das Umweltministerium für Einzelsachverstän-
dige oder prüfende Personen nach § 181 StrlSchV, die 
Landesärztekammer für berechtigtes Personal nach 
§ 145 Absatz 1 Nummer 1 StrlSchV, die Landeszahn-
ärztekammer für berechtigtes Personal in der Zahn-
medizin nach § 145 Absatz 1 Nummer 1 StrlSchV,  
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§ 15

Nach einem Notfall bestehende Expositionssituation

(1) Zuständige Behörde für die Pläne des Landes nach 
§ 118 Absatz 5 StrlSchG ist im Rahmen der jeweiligen 
Geschäftsbereiche gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 
LVG für die Anwendungsbereiche

1. des § 98 StrlSchG das Umweltministerium,

2. des § 99 Absatz 2 Nummer 1 StrlSchG das Innen-
ministerium,

3. des § 99 Absatz 2 Nummer 2 StrlSchG das Ministe-
rium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz im 
Einvernehmen mit dem Umweltministerium,

4. des § 99 Absatz 2 Nummer 3 StrlSchG das Ministe-
rium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz,

5. des § 99 Absatz 2 Nummer 4 StrlSchG das Sozial-
ministerium,

6. des § 99 Absatz 2 Nummern 5 und 7 bis 9 StrlSchG 
das Umweltministerium,

7. des § 99 Absatz 2 Nummer 6 StrlSchG das Verkehrs-
ministerium im Einvernehmen mit dem Umwelt-
ministerium.

(2) Zuständige Behörde für die Festlegung eines Refe-
renzwertes für die effektive Dosis durch Allgemeinver-
fügung nach § 118 Absatz 6 Satz 1 StrlSchG und die Ent-
scheidung über die Festlegung ergänzender Referenz-
werte für Organ-Äquivalentdosen nach § 118 Absatz 6 
Satz 3 StrlSchG ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 
LVG das Umweltministerium.

§ 16

Schutz vor Radon

(1) Zuständige Behörde für 

1. die Festlegung von Gebieten durch Allgemeinverfü-
gung nach § 121 Absatz 1 Satz 1 StrlSchG in Verbin-
dung mit § 153 Absätze 1 und 2 StrlSchV

2. die Erhebung der erforderlichen Daten, die erforder-
lichen Messungen und Probenahmen sowie das Heran-
ziehen vorhandener Daten zur Festlegung der Gebete 
nach § 121 Absatz 1 Satz 1 StrlSchG und zur Über-
prüfung der Gebietsfestlegung nach § 153 Absatz 4 
StrlSchV 

3. die Entwicklung von Strategien zum Umgang mit 
langfristigen Risiken der Exposition durch Radon 
nach § 122 Absatz 4 Satz 1 StrlSchG,

3. die Unterrichtung der Bevölkerung nach § 125 Absatz 
1 StrlSchG und

4. die Anregung von Maßnahmen nach § 125 Absatz 2 
StrlSchG 

ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Um-
weltministerium.

2. die Einholung eines Gutachtens eines ärztlichen Sach-
verständigen nach § 80 Absatz 2 Satz 1 StrlSchV,

3. die Anordnung nach § 81 Abs. 2 StrlSchV, dass eine 
Person eine Aufgabe als strahlenexponierte Person 
nicht oder nur unter Beschränkung erneut wahrneh-
men oder fortsetzen darf,

4. die Entscheidung über den Antrag nach § 81 Absatz 3 
StrlSchV, dass das Ergebnis der besonderen ärztlichen 
Überwachung unzutreffend ist und

5. die Ermächtigung von Ärzten nach § 175 Absatz 1 
Satz 1 StrlSchV,

ist das Regierungspräsidium Stuttgart.

§ 12

Anforderungen an die Ausübung von Tätigkeiten

Zuständige Behörde für die Aufforderung nach § 79 
 Absatz 4 Satz 1 StrlSchG, eine Gesundheitsakte einer 
 bestimmten Stelle zur Einsicht vorzulegen und bei Been-
digung der Ermächtigung zu übergeben, ist das Regie-
rungspräsidium Stuttgart.

§ 13

Anwendung ionisierender Strahlung oder  
radioaktiver Stoffe am Menschen

Zuständige Behörde für 

1. die Verpflichtung nach § 125 Absatz 1 StrlSchV, die 
von ärztlichen und zahnärztlichen Stellen übermittel-
ten Daten nach § 130 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 
StrlSchV an das Bundesamt für Strahlenschutz zu 
melden,

2. die Bestimmung der ärztlichen und zahnärztlichen 
Stellen nach § 128 Absatz 1 StrlSchV und

3. die Entgegennahme der Mitteilungen der ärztlichen 
und zahnärztlichen Stellen über die Ergebnisse der 
Prüfungen und über die Zusammenstellung der bei 
den Prüfungen erfassten Daten zur Exposition nach 
§ 130 Absatz 3 Satz 1 Nummern 1 und 2 StrlSchV 

ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Um-
weltministerium.

§ 14

Bedeutsame Vorkommnisse

Zuständige Behörde für die Verpflichtung nach § 110 
Absatz 2 Nummer 1 StrlSchV, Informationen über ein 
bedeutsames Vorkommnis an das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit zu über-
senden, ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG 
das Umweltministerium.
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3. die Entgegennahme und Prüfung der geeigneten Nach-
weise nach § 183 Absatz 1 Satz 2 StrlSchV,

4. die Entgegennahme der Mitteilung über die Aufnahme 
der Tätigkeit und der Kopie des Bestimmungsbeschei-
des nach § 183 Absätze 2 und 4 StrlSchV,

5. die Entgegennahme der Mitteilung über das Aus-
scheiden von prüfenden Personen nach § 183 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 StrlSchV,

6. die Entgegennahme der Aufzeichnungen nach § 183 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 StrlSchV gemäß § 183 
 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 StrlSchV und

7. die Entgegennahme und Prüfung der geeigneten Nach-
weise nach § 183 Absatz 3 Satz 2 StrlSchV

ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Um-
weltministerium.

§ 22

Abhandenkommen, Fund und Erlangung,   
kontaminiertes Metall

Zuständige Behörde für die Verpflichtung nach § 170 
StrlSchV, das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit über Fund und Erlangung 
von radioaktiven Stoffen zu informieren, ist gemäß § 8 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Umweltministe-
rium.

§ 23

Übergangsvorschriften

(1) Zuständige Behörde für die Entgegennahme der Be-
scheinigung der erforderlichen Fachkunde nach § 29 Ab-
satz 1 Nummer 2 StrlSchG in Verbindung mit § 204 Ab-
satz 1 StrlSchG ist das Regierungspräsidium Karlsruhe.

(2) Zuständige Behörde für die Entgegennahme der Un-
terlagen nach § 210 Absatz 1 StrlSchG ist das Regie-
rungspräsidium Freiburg.

(3) Zuständige Behörde für die Entgegennahme der Un-
terlagen nach § 216 StrlSchG ist gemäß § 8 Absatz 4 
Satz 1 Nummer 3 LVG das Umweltministerium.

(4) Zuständige Behörde für die Entgegennahme der 
Nachweise zur Prüfung der Voraussetzungen gemäß 
§ 128 Absatz 2 StrlSchV in Verbindung mit § 196 
StrlSchV ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG 
das Umweltministerium.

§ 24

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig treten die Strahlenschutz-Zuständig-
keitsverordnung vom 17. Januar 2009 (GBl. S. 166), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 27. Juni 
2014 (GBl. S. 405) geändert worden ist und die Röntgen-

§ 17

Schutz vor Radioaktivität in Bauprodukten

Zuständig für die Aufgaben zum Schutz vor Radioakti-
vität in Bauprodukten nach § 134 Absatz 3 StrlSchG  
in Verbindung mit § 159 StrlSchV und nach § 135 Ab-
sätze 2 und 3 StrlSchG ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 3 LVG das Umweltministerium.

§ 18

Radioaktive Altlasten

(1) Zuständige Behörde für den Vollzug im Zusammen-
hang mit radioaktiven Altlasten nach den §§ 136 bis 142 
Absatz 1 StrlSchG und den §§ 143 bis 150 StrlSchG in 
Verbindung mit den §§ 160 bis 165 StrlSchV ist das Re-
gierungspräsidium Freiburg.

(2) Die Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg 
ist für die Erfassung der festgestellten radioaktiven 
 Altlasten und altlastverdächtigen Flächen nach § 142 
Absatz 2 StrlSchG zuständig.

§ 19

Aufzeichnungs-, Aufbewahrungs- und behördliche 
 Mitteilungspflichten für die ermittelte Körperdosis  

bei beruflicher Exposition

Zuständige Stelle nach § 167 Absatz 3 Satz 5 StrlSchG 
für die Entgegennahme der Aufzeichnungen über die 
Körperdosis bei beruflicher Exposition nach § 167 Ab-
satz 1 StrlSchG ist das Regierungspräsidium Stuttgart.

§ 20

Bestimmung von Messstellen

Zuständige Behörde für die Bestimmung von Messstel-
len für die Ermittlung der beruflichen Exposition nach 
§ 169 Absatz 1 StrlSchG ist gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 3 LVG das Umweltministerium.

§ 21

Bestimmung von Sachverständigen

(1) Zuständige Behörde für die Bestimmung von Sach-
verständigen nach § 172 Absatz 1 StrlSchG in Verbin-
dung mit den §§ 177 bis 182 StrlSchV ist gemäß § 8 Ab-
satz 4 Satz 1 Nummer 3 LVG das Umweltministerium.

(2) Zuständige Behörde für 

1. die Entgegennahme der Mitteilung über Änderungen 
nach § 183 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StrlSchV,

2. die Entgegennahme der regelmäßig oder aus besonde-
rem Anlass erstellten Berichte und der Aufzeichnun-
gen über die messtechnische Ausstattung nach § 183 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 StrlSchV,
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b) Der Nummer 6.1 wird folgende Nummer vorange-
stellt:

 »6.1 Akteneinsicht

  Die Gebühr für eine Akteneinsicht  
wird nur erhoben, soweit die Einsicht  
nicht in einem gebührenpflichtigen  
Verfahren gewährt wird. Sie wird  
nach dem konkreten Zeitaufwand  
berechnet und beträgt für jede  
angefangene Viertelstunde 10«.

c) Die bisherigen Nummern 6.1 bis 6.5 werden die 
Nummern 6.2 bis 6.6. 

d) Es werden folgende Nummern angefügt:  

 »6.7  Herstellung und Überlassung  
von einfachen elektronischen  
Kopien gebührenfrei

  6.8  Für die Herstellung und  
Überlassung von aufwändigen  
elektronischen Kopien,  
insbesondere Scans auf  
Datenträgern wie CD wird die  
Gebühr nach dem Zeitaufwand  
berechnet, der bei durchschnittlicher  
Arbeitsleistung zur Herstellung  
benötigt wird. Sie beträgt für  
jede angefangene Viertelstunde 10

  6.9  Auslagen für besondere Verpackung  
und besondere Beförderung,  
wenn diese das übliche Maß  
erheblich übersteigen  
(§ 14 Absatz 2 LGebG)  in tatsächlich 

entstandener 
Höhe«.

3. Abschnitt B der Nummer 2 (Gebührenverzeichnis) 
wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 12 wird aufgehoben.

b) Nummer 14 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 14.1.1 Spalte 2 wird in einer neuen 
Zeile folgender Satz angefügt:

 »Als Spielkapital gilt die Gesamtsumme der 
geschätzten Spieleinsätze im Erlaubniszeit-
raum, abzüglich der Lotteriesteuer. Wird die 
Erlaubnis für mehrere Jahre erteilt, kann die 
Fälligkeit der Gebühren auf die Jahre verteilt 
werden. Eine lineare Verteilung ist zulässig.«

bb) In Nummer 14.1.4 Spalte 2 werden nach der 
Angabe »(§ 19 Absatz 2 LGlüG)« die Wörter 
»und die Verkaufsstellen der Lotterieeinneh-
mer (§ 19 Absatz 4 LGlüG)« eingefügt.

cc) In Nummer 14.1.6 Spalte 3 wird die Angabe 
»50« durch die Angabe »100« ersetzt. 

dd) In Nummer 14.1.8 Spalte 2 werden die Wörter 
»Artikel 1 § 21 Absatz 1 Erster GlüÄndStV« 
durch die Angabe »§ 20 LGlüG« ersetzt. 

Zuständigkeitsverordnung vom 10. November 2015 
(GBl. S. 899), die durch Artikel 116 der Verordnung vom 
23. Februar 2017 (GBl. S. 99,112) geändert worden ist, 
sowie die Zuständigkeitsverordnung Nukleare Nach-
sorge vom 17. November 2008 (GBl. S. 470) außer Kraft. 

stuttgart, den 30. Juni 2020

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Strobl Sitzmann

 Dr. Eisenmann Bauer

 Untersteller Lucha

 Hauk Wolf

  Hermann

Verordnung des Innenministeriums  
zur Änderung der Gebührenverordnung   

Innenministerium

Vom 9. Juni 2020

Auf Grund von § 4 Absatz 2 des Landesgebührengeset-
zes vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 895), das zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBl. 
S. 161, 185) geändert worden ist, wird verordnet: 

Artikel 1

Die Anlage (Gebührenverzeichnis) der Gebührenverord-
nung Innenministerium vom 12. Juli 2011 (GBl. S. 404), 
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 6. De-
zember 2018 (GBl. S. 1562) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Abschnitt B der Nummer 1 (Übersicht zum Gebühren-
verzeichnis) wird wie folgt geändert:

a) Die Wörter »Datenschutz« und »Hunde-Prüfung« 
werden jeweils durch die Angabe »(aufgehoben)« 
ersetzt.

b) In einer neuen Zeile wird in der Spalte 1 das Wort 
»Landesfeuerwehrschule« und in der Spalte 2 die 
Zahl »21« angefügt.

2. In Abschnitt A der Nummer 2 (Gebührenverzeichnis) 
wird Nummer 6 wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 »6  Akteneinsicht, Schreibgebühren, 
 Herstellung und Überlassung von Kopien, 
Ausdrucke oder Übersendung elektroni-
scher Dokumente und Auslagen«.
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  19.9  Anordnung der ver- 
stärkten Überwachung  
von Transaktionen oder  
Geschäftsbeziehungen  
sowie der Erfüllung  
zusätzlicher risikoange- 
messener Sorgfalts- 
pflichten (§ 15 Absatz  
8 GwG) 100 – 10 000

  19.10  Anordnung von Maß- 
nahmen nach § 9  
Absatz 3 Satz 3 GwG 100 – 10 000

  19.11  Anordnung und Aus- 
gestaltung verstärkter  
Sorgfaltspflichten durch  
Anordnung von Maß- 
nahmen nach § 15  
Absatz 5 a GwG  100 – 10 000«.

e) Es wird folgende Nummer 21 angefügt: 

 »21 Landesfeuerwehrschule

  21.1  Lehrgangsbetrieb

  21.1.1  Tagessatz für die Aus- und  
Fortbildung an der Landesfeuer- 
wehrschule Baden-Württemberg 171,80

   Darin enthalten sind für  
Übernachtung und Verpflegung:

  –  Übernachtung 19,40 Euro

  – Frühstück 5,50 Euro

  – Mittagessen 9,10 Euro

  – Abendessen 6,60 Euro

  21.1.2 Anmerkungen 

  21.1.2.1  Sofern Aus- und Fortbildungen  
ohne Übernachtung oder  
vollständige Verpflegung  
durchgeführt werden,  
ist der anteilige Tagessatz  
festzusetzen.

  21.1.2.2  Der Tagessatz für die Aus-  
und Fortbildung wird bei  
folgenden Lehrgangsteil- 
nehmerinnen und Lehrgangs-
teilnehmern nicht erhoben:

  –  Ehrenamtliche und  
hauptamtliche Angehörige  
der Gemeindefeuer- 
wehren des Landes  
Baden-Württemberg,

  –  Angehörige der  
Werkfeuerwehren,

  –  Angehörige von Feuerwehren  
der Bundeswehr und der  
NATO-Streitkräfte, die in  
Baden-Württemberg tätig sind,

ee) Nach Nummer 14.5.2 werden folgende Num-
mern eingefügt:

 »14.5.3   Änderung der  
Spielordnung 25 – 10 000«.

  14.5.4  Erlaubnis von  
Spielgeräte-Hard-  
und -Software 25 – 10 000«.

ff) Die bisherige Nummer 14.5.3 wird die Num- 
mer 14.5.5.

c) Nummer 15 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 15.2.3 wird aufgehoben.

bb) In Nummer 15.8.1 werden nach den Wörtern 
»Ungerechtfertigtes Anfordern von Polizei-
kräften oder« die Wörter »mindestens fahrläs-
siges« eingefügt. 

d) Nummer 19 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 19.1 Spalte 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Die Angabe »im GwG« wird durch die 
Wörter »im Geldwäschegesetz« ersetzt. 

bbb) Die Wörter »(§ 16 Absatz 1 Satz 2 
GwG)« werden durch die Wörter »(§ 51 
Absatz 2 Satz 1 GwG)« ersetzt. 

bb) Nummer 19.2 Spalte 2 wird wie folgt gefasst:

 »Entscheidungen über die Untersagung der 
Auslagerung interner Sicherungsmaßnahmen 
nach vorheriger Anzeige durch die Verpflichte-
ten nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen 
(§ 6 Absatz 7 Satz 2 GwG)«.

cc) Nummer 19.3 Spalte 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Die Wörter »und Bestimmungen« wer-
den gestrichen. 

bbb) Nach dem Wort »um« wird das Wort 
 »interne« eingefügt. 

ccc) Die Wörter »(§ 9 Absatz 5 Satz 1 und 2 
GwG)« werden durch die Angabe »(§ 6 
Absatz 8 GwG)« ersetzt. 

dd) In Nummer 19.5 Spalte 2 werden die Wörter 
»(§ 9 Absatz 4 Satz 1 GwG)« durch die Wörter 
»(§ 7 Absatz 3 Satz 1 GwG)« ersetzt. 

ee) In Nummer 19.6 Spalte 2 werden die Wörter 
»(§ 9 Absatz 5 Satz 3 GwG)« durch die Angabe 
»(§ 7 Absatz 2 GwG)« ersetzt. 

ff) Es werden folgende Nummern angefügt:

 »19.7  Anordnungen zur risiko- 
angemessenen Anwendung 
von internen Sicherungs- 
maßnahmen nach  
§ 6 Absätze 1 bis 6 GwG  
(§ 6 Absatz 9 GwG) 100 – 10 000

  19.8  Entscheidung über  
Anträge auf Befreiung  
von der Dokumentation  
der Risikoanalyse 
(§ 5 Absatz 4 GwG)  50 – 3 000
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Übernachtung beziehungsweise 
 vollständige Verpflegung vorgesehen 
ist. Die Landesfeuerwehrschule  
kann bei Arbeitstagungen oder 
 Besuchen, die im dienstlichen   
Interesse des Landes Baden-Württem-
berg erfolgen, auf eine Erhebung  
des Tagessatzes für Übernachtung  
und Verpflegung verzichten.

  21.2 Akademie für Gefahrenabwehr

  21.2.1  Tagessatz für Seminare an der 
 Akademie für Gefahrenabwehr  171,80

   Darin enthalten sind für  
Übernachtung und Verpflegung:

  – Übernachtung 19,40 Euro

  – Frühstück 5,50 Euro

  – Mittagessen 9,10 Euro

  – Abendessen 6,60 Euro

  21.2.2 Anmerkungen 

  21.2.2.1  Sofern Aus- und Fortbil- 
dungen ohne Übernachtung  
oder vollständige Verpflegung  
durchgeführt werden, ist der  
anteilige Tagessatz festzusetzen.

  21.2.2.2  Der Tagessatz für Seminare  
der Akademie für Gefahren- 
abwehr wird bei Feuer- 
wehrangehörigen von  
Stellen innerhalb des Landes  
Baden-Württemberg nicht  
erhoben.

  21.2.2.3  Bei besonderem Landes- 
interesse kann die Landes- 
feuerwehrschule im  
Einvernehmen mit dem  
Innenministerium auf eine 
 Gebührenerhebung verzichten.

  21.3 Zentralprüfstelle für Funkgeräte

   Die Gebühr bemisst sich  
nach dem Zeit- und Sachaufwand;  
sie beträgt je angefangene  
halbe Stunde 58,50«.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Innenminis-
teriums über die Gebühren der Zentralprüfstelle für 
Funkgeräte an der Landesfeuerwehrschule Baden-Würt-
temberg vom 18. Dezember 2006 (GBl. 2007, S. 2) außer 
Kraft. 

stuttgart, den 9. Juni 2020 Strobl

  –  feuerwehrtechnische Beamtinnen 
und Beamte nach § 23 des  
Feuerwehrgesetzes,

  –  Angehörige des Rettungs- 
dienstes, die in einer Integrierten 
Leitstelle in Baden-Württemberg 
 tätig sind oder eingesetzt  
werden und an Lehrgängen  
der Landesfeuerwehrschule  
für die Qualifikation zum  
Disponenten in einer Integrierten 
Leitstelle teilnehmen.

   Bei anderen Angehörigen  
der Landesverwaltung  
Baden-Württemberg kann die  
Landesfeuerwehrschule im  
Einzelfall auf eine Gebühren- 
erhebung verzichten.

  21.1.2.3  Für Lehrgangsteilnehmerinnen  
und Lehrgangsteilnehmer,  
an deren Ausbildung ein  
besonderes Interesse des Landes  
Baden-Württemberg besteht  
(zum Beispiel von anderen  
Landesfeuerwehrschulen,  
von auswärtigen Berufsfeuerwehren, 
Beamtinnen und Beamte des  
feuerwehrtechnischen Dienstes  
anderer Bundesländer, Feuer- 
wehrangehörige oder Bedienstete 
 öffentlicher Verwaltungen anderer 
Bundesländer oder aus dem Ausland) 
können im Einzelfall 65 Prozent  
des Tagessatzes nach Nummer 21.1.1 
ohne Übernachtung und Verpflegung 
festgesetzt werden. Die anteiligen  
Tagessätze für Übernachtung  
und Verpflegung sind in voller  
Höhe zu erheben.

  21.1.2.4  Soweit Vereinbarungen mit  
anderen Ausbildungseinrich- 
tungen über die gegenseitige 
 Verrechnung beziehungsweise 
 Nichtverrechnung von Gebühren 
 bestehen, kann von den  
Tagessätzen nach Nummer 21.1.1  
abgewichen werden.

  21.1.2.5  Für Besucherinnen und Besucher  
der Landesfeuerwehrschule und  
Teilnehmerinnen und Teilnehmer  
an Arbeitstagungen sind  
grundsätzlich nur die Tagessätze  
für Übernachtung und Verpflegung 
nach Nummer 21.1.1 zu erheben.  
Davon ist ein anteiliger Tagessatz  
festzusetzen, wenn keine  
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3. § 3 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

 »3.  für die Überwachung der Verwendung von Be-
zeichnungen auf dem Markt nach Artikel 43 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Artikel 39 Absatz 1 und 2 
und Artikel 40 der Verordnung (EU) 2019/787, in 
der jeweils geltenden Fassung, für Spirituosen mit 
geografischen Angaben nach Artikel 33 der Ver-
ordnung (EU) 2019/787 auf der Stufe des Einzel-
handels einschließlich Direktvermarkter und in 
den Einrichtungen der Außerhausverpflegung,«

4. § 6 wird wie folgt gefasst:

 »§ 6

 Zuständigkeiten des Ministeriums für  
 Ländlichen Raum und Verbraucherschutz

 Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz ist zuständige Behörde

1. im Sinne der § 3 Absatz 1, § 4 Absatz 1 und 3 bis 
5, § 5 Absatz 1 und 3 bis 5, § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 
1 und 2, § 6 Absatz 3, § 7 Absatz 1 und 2, § 8 Ab- 
satz 1 Satz 2, § 8 Absatz 2, § 18 Absatz 5, § 21 
Absatz 2 bis 4, § 22 des Tierzuchtgesetzes sowie 
im Sinne von §§ 5, 12, 16 Absatz 1 und 3 der Sa-
menverordnung,

2. für die Durchführung von Leistungsprüfungen 
und die Zuchtwertschätzung im Sinne der Subde-
legationsverordnung MLR.

4 a. Es wird folgender § 6a eingefügt:

 »§ 6 a

 Weitere Zuständigkeiten im Bereich  
 der Leistungsprüfung und Zuchtwertschätzung

 (1) Für die Durchführung von Leistungsprüfungen 
bei Rindern, Schweinen, Pferden, Schafen und Zie-
gen sowie Aufgaben in der Zuchtwertschätzung und 
der Zuchtleitung sind die nachstehend genannten 
Stellen zuständig:

1. Für den Bereich Rinder wird dem Landwirtschaft-
lichen Zentrum für Rinderhaltung, Grünlandwirt-
schaft, Milchwirtschaft, Wild und Fischerei Ba-
den-Württemberg Aulendorf die Durchführung

a)  der Fleischleistungsprüfungen in Mutterkuh-
herden, insbesondere die Erfassung von 200- 
und 365-Tage-Gewichten einschließlich der 
Bemuskelung der geprüften Tiere,

b)  der Beurteilung der äußeren Erscheinung bei 
weiblichen Nachkommen von Besamungsbul-
len und

c)  die Zuchtleitung, einschließlich züchterischer 
Beratung, in der Fleischrinderzucht übertra-
gen.

2. Für den Bereich Schweine wird dem Bildungs- 
und Wissenszentrum Boxberg – Schweinehal-
tung, Schweinezucht – (Landesanstalt für Schwei-
nezucht) die Durchführung

Verordnung des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 

zur Änderung der Landwirtschafts-
Zuständigkeitsverordnung

Vom 9. Juni 2020

Es wird verordnet auf Grund von

1. § 4 Absatz 1 des Landesverwaltungsgesetzes vom  
14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314), das zuletzt durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBl. 
S. 161, 185) geändert worden ist, und 

2. § 9 Absatz 2 und § 19 Absatz 2 des Tierzuchtgesetzes 
vom 18. Januar 2019 (BGBl. I S. 18) in Verbindung 
mit § 7 der Verordnung der Landesregierung zur Über-
tragung von Ermächtigungen auf das Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz vom 17. Fe-
bruar 2004 (GBl S. 115), die zuletzt durch die Verord-
nung vom 7. Mai 2020 (GBl. S. 261) geändert worden 
ist: 

Artikel 1

Änderung der Landwirtschafts- 
Zuständigkeitsverordnung

Die Landwirtschafts-Zuständigkeitsverordnung vom  
4. Februar 2010 (GBl. S. 295), die zuletzt durch die Ver-
ordnung vom 9. Oktober 2018 (GBl. S. 370) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden nach dem Wort »Tier-
zucht« die Wörter », ländliche Entwicklung« einge-
fügt.

2. § 2 Nummer 14 wird wie folgt gefasst:

 »14.  für die Überwachung der Verwendung von Be-
zeichnungen auf dem Markt nach Artikel 43 
 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 39 Absatz 1 
und 2 und Artikel 40 der Verordnung (EU) 
2019/787 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. April 2019 über die Begriffs-
bestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und 
Kennzeichnung von Spirituosen, die Verwen-
dung der Bezeichnungen von Spirituosen bei der 
Aufmachung und Kennzeichnung von anderen 
Lebensmitteln, den Schutz geografischer An-
gaben für Spirituosen und die Verwendung von 
Ethylalkohol und Destillaten landwirtschaftli-
chen Ursprungs in alkoholischen Getränken 
 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 110/2008 (ABl. 130 vom 17. 5. 2019, S. 1), in 
der jeweils geltenden Fassung, für Spirituosen 
mit geografischen Angaben nach Artikel 33 der 
Verordnung (EU) 2019/787 auf der Großhandels-
stufe, in den Verteilzentren des Lebensmittel-
einzelhandels sowie im Verarbeitungssektor,«
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zungen auf natürliche Personen sowie Vereinigungen 
und juristischen Personen des Privatrechts übertra-
gen (Beleihung). Die Beleihung kann befristet wer-
den. Sie kann mit Nebenbestimmungen versehen 
werden, insbesondere unter Bedingungen erteilt und 
mit Auflagen oder dem Vorbehalt des Widerrufs ver-
bunden werden. Die Beleihung und deren Widerruf 
sind öffentlich bekannt zu machen.«

5. In § 9 Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe »§ 59 
Absatz 2« die Wörter »Nummer 1, 2 und 7« einge-
fügt.

6. In § 10 Nummer 13 werden nach dem Wort »Maß-
nahmen« die Worte »unter Beteiligung der Regie-
rungspräsidien« eingefügt. 

7. Nach § 12 wird folgender Abschnitt 6 eingefügt:

 »A B S C H N I T T  6

 Zuständigkeiten im Bereich der Förderung  
 der ländlichen Entwicklung

 § 13

 Zuständigkeit des Ministeriums für  
 Ländlichen Raum und Verbraucherschutz

 Das Ministerium für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz ist zuständige Behörde für die Ent-
scheidungen nach der Verwaltungsvorschrift des 
 Ministeriums für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz zur Förderung der Flurneuordnung und 
Landentwicklung – Integrierte Ländliche Entwick-
lung – (VwV Förder-ILE) und der Verwaltungsvor-
schrift des Ministeriums für Ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz zum Entwicklungsprogramm 
Ländlicher Raum (Verwaltungsvorschrift ELR).

 § 14

 Zuständigkeiten der Regierungspräsidien

 Die Regierungspräsidien sind zuständige Behörden 
für

1. die Bewilligung von Zuwendungen nach Num- 
mer 6 der VwV Förder-ILE,

2. die Bewilligung von Projekten nach Nummer 6.1 
und 6.2 sowie kommunaler Projekte nach Num-
mer 6.3 der Verwaltungsvorschrift ELR.

 § 15

 Zuständigkeiten des Landesamts für  
 Geoinformation und Landentwicklung

 Das Landesamt für Geoinformation und Landent-
wicklung ist zuständige Behörde für

1. die Bewilligung von Zuwendungen nach den 
Nummern 3 bis 5 der VwV Förder-ILE,

2. die Bewilligung von Zuwendungen nach der Ver-
waltungsvorschrift des Ministeriums für Ländli-
chen Raum und Verbraucherschutz über die nach-
haltige Modernisierung von Ländlichen Wegen.«

a) der Fleischleistungsprüfung auf Station beim 
Schwein, 

b) die Durchführung der Fleischleistungsprüfung 
im Feld,

c) die Mitwirkung bei der Zuchtleistungsprüfung 
sowie die stichprobenweise Nachprüfung der 
Zuchtleistungsprüfung, soweit die Halter von 
im Zuchtbuch eingetragenen Tieren diese Prü-
fung selbst durchführen, 

d) die Durchführung und Weiterentwicklung der 
Zuchtwertschätzung beim Schwein und

e) die Zuchtleitung, einschließlich züchterischer 
Beratung, für die Rasse Schwäbisch Hälli-
sches Schwein übertragen.

3. Für den Bereich Pferde wird dem Haupt- und 
Landgestüt Marbach

a) die Durchführung der Stationsprüfung von 
Pferden der Zuchtrichtungen Reiten, Fahren 
und Ziehen und der Feldprüfung von Pferden 
der Zuchtrichtungen Fahren und Ziehen und

b) die Zuchtleitung, einschließlich züchterischer 
Beratung, in der Pferdezucht übertragen.

4. Für den Bereich Schafe und Ziegen wird

a) dem Landratsamt Ludwigsburg

aa) die Durchführung der Feldprüfungen  
im Rahmen der als Eigenleistungsprü-
fung durchgeführten Fleischleistungs-
prüfung,

bb) die Nachprüfung der Fruchtbarkeitsprü-
fung übertragen. Die Fruchtbarkeitsprü-
fung wird bei allen weiblichen Tieren 
des Bestandes durchgeführt und ist in 
jedem Zuchtbestand mindestens einmal 
jährlich nachzuprüfen.

b) dem Haupt- und Landgestüt Marbach wird die 
Durchführung der Fleischleistungsprüfung 
auf Station übertragen.

5. Für die Durchführung der Leistungsprüfungen bei 
den genannten Merkmalen gelten die gesetzlichen 
Vorgaben, die Vorgaben der jeweiligen Dachor-
ganisationen und die in den Satzungen und Zucht-
programmen der Verbände definierten Verfahren. 
Abweichungen davon sind nur mit Zustimmung 
des Ministeriums für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz möglich.«

 (2) Zuchtorganisationen und Besamungsstationen 
sind verpflichtet, der nach Absatz 1 zuständigen Be-
hörde oder beauftragten Stelle die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendigen Daten kostenfrei zur Verfü-
gung zu stellen.«

 (3) Das Ministerium für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz kann, sofern in § 6 sowie in den Ab-
sätzen 1 bis 2 nicht anders bestimmt, die Durchfüh-
rung von Leistungsprüfungen und Zuchtwertschät-
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(3) Das Frühjahrs-/Sommersemester 2020 beziehungs-
weise das Sommersemester 2020 bleibt bei der Berech-
nung der Semesterzahl nach § 4, § 22 Absatz 1, § 23 Ab-
satz 1 und § 37 Absatz 1 unberücksichtigt und gilt nicht 
als Unterbrechung des Studiums. Für die Bestimmung 
des Prüfungstermins nach § 23 Absatz 1, § 37 Absatz 2 
und § 40 Absatz 2 gilt Satz 1 entsprechend.

(4) Sofern der nächste beziehungsweise übernächste 
 Prüfungstermin im Sinne des § 64 Absatz 1 Satz 2 oder 
§ 65 Absatz 1 die Herbstkampagne 2020 oder die Früh-
jahrskampagne 2021 ist und ein genehmigter Rücktritt 
nach § 60 Absatz 1 vorliegt, findet die Prüfung im je-
weils darauffolgenden Prüfungstermin statt.«

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft.

stuttgart, den 22. Juni 2020 Wolf

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
zur Änderung der 

Hochschulzulassungsverordnung

Vom 29. Juni 2020

Auf Grund von §§ 11 und 13 des Hochschulzulassungs-
gesetzes in der Fassung vom 15. September 2005 (GBl. 
S. 629, 630), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15. Oktober 2019 (GBl. S. 405) geändert worden ist, in 
Verbindung mit den Artikeln 12 und 18 Absätze 2 und 3 
des Staatsvertrags über die Hochschulzulassung vom  
21. März 2019, 27. März 2019 und 4. April 2019 (An-
lage 1 zu Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Oktober 2019 
GBl. S. 405, 412) wird nach Anhörung der Hochschulen 
verordnet: 

Artikel 1

Die Hochschulzulassungsverordnung vom 2. Dezember 
2019 (GBl. S. 489) wird wie folgt geändert:

1.  § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa)  In Satz 3 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Win-
tersemester 2020/2021 bis zum 25. August 
2020 und für die folgenden Wintersemester« 
ersetzt.

bb) In Satz 6 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Win-
tersemester 2020/2021 bis zum 27. August 
2020 und für die folgenden Wintersemester« 
ersetzt.

8. Die bisherigen Abschnitte 6 und 7 werden die Ab-
schnitte 7 und 8.

9. Die bisherigen §§ 13 bis 15 werden die §§ 16 bis 18.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Ministeriums 
für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz zur Durch-
führung des Tierzuchtgesetzes vom 4. Februar 2010 
(GBl. S. 297), die durch Art. 59 der Verordnung vom 23. 
Februar (GBl. S. 99, 117) geändert worden ist, außer 
Kraft.

stuttgart, den 9. Juni 2020 Hauk

Verordnung des Justizministeriums  
zur Änderung der Juristenausbildungs- und 

Prüfungsordnung (JAPrO)

Vom 22. Juni 2020

Auf Grund von § 10 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 des Juris-
tenausbildungsgesetzes vom 16. Juli 2003 (GBl. S. 354), 
das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21. Mai 
2019 (GBl. S. 189, 223) geändert worden ist, wird im Ein-
vernehmen mit dem Innenministerium, dem Finanzminis-
terium und dem Wissenschaftsministerium verordnet:

Artikel 1

§ 67 der Juristenausbildungs- und Prüfungsordnung vom 
2. Mai 2019 (GBl. S. 131) wird wie folgt geändert:

1.  Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

2. Es werden folgende Absätze angefügt:

 »(2) An Stelle einer Aufsichtsarbeit im Sinne von §§ 4 
und 9 Absatz 3 kann auch eine Arbeit anerkannt wer-
den, die im Frühjahrs-/Sommersemester 2020 bezie-
hungsweise im Sommersemester 2020 an einem belie-
bigen Ort angefertigt wurde, wenn

1. zwischen der Bekanntgabe der Aufgabenstellung 
und der elektronischen Abgabe nicht mehr als sechs 
Stunden liegen und

2. schriftlich oder in elektronischer Form versichert 
wurde, dass die Arbeit ohne fremde Hilfe und ohne 
Verwendung unzulässiger Hilfsmittel angefertigt 
wurde.

Vorträge, die im Frühjahrs-/Sommersemester 2020 be-
ziehungsweise im Sommersemester 2020 im Einverneh-
men mit der verantwortlichen Dozentin oder dem verant-
wortlichen Dozenten im Rahmen einer Videokonferenz 
gehalten werden, stehen einem Vortrag im Sinne des § 9 
Absatz 3 gleich.
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c)  Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

 »Anträge, die nach dieser Verordnung zusätzlich 
zum Zulassungsantrag gestellt werden können, 
sind mit dem Zulassungsantrag zu stellen; Bewer-
berinnen und Bewerber, die ihre Hochschulzu-
gangsberechtigung bei einer Bewerbung zum Win-
tersemester vor dem 16. Januar erworben haben, 
können diese Anträge für das Wintersemester 
2020/2021 bis zum 20. August 2020 und für die 
folgenden Wintersemester bis zum 15. Juli stellen, 
wenn sie sich auf einen Sachverhalt stützen, der 
nach Ablauf der für sie geltenden Bewerbungsfrist, 
aber bei einer Bewerbung zum Wintersemester 
2020/2021 vor dem 21. August 2020 und bei einer 
Bewerbung für die folgenden Wintersemester vor 
dem 16. Juli eingetreten ist.«

3. In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »bei der Be-
werbung für das Wintersemester« durch die Wörter 
»bei der Bewerbung für das Wintersemester 2020/2021 
bis zum 20. August 2020 und bei der Bewerbung für 
die folgenden Wintersemester« ersetzt. 

4.  § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa)  Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

 »Die Zulassungsangebote in der Quote nach 
Satz 2 Nummer 6 werden für das Sommer-
semester ab dem 19. Februar, für das Winterse-
mester 2020/2021 ab dem 24. September 2020 
und für die folgenden Wintersemester ab dem 
19. August erteilt.«

bb)  In Satz 7 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Win-
tersemester 2020/2021 bis zum 10. Oktober 
2020 und für die folgenden Wintersemester« 
ersetzt.

b) In Absatz 3 wird das Wort »regelmäßig« durch die 
Wörter »im Anschluss an die jeweilige Einschrei-
befrist« ersetzt. 

5.  In § 11 Absatz 1 werden die Wörter »für das Winterse-
mester« durch die Wörter »für das Wintersemester 
2020/2021 bis zum 20. August 2020 und für die fol-
genden Wintersemester« ersetzt. 

6.  In § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter 
»für das Wintersemester« durch die Wörter »für das 
Wintersemester 2020/2021 bis zum 20. August 2020 
und für die folgenden Wintersemester« ersetzt.

7. In § 23 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter »und für 
das Wintersemester« durch die Wörter », für das Win-
tersemester 2020/2021 bis spätestens zum 20. Septem-
ber 2020 und für die folgenden Wintersemester« er-
setzt.

8. In § 37 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter »für 
das Wintersemester« durch die Wörter »für das 

b)  In Absatz 3 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Winter-
semester 2020/2021 bis zum 20. September 2020 
und für die folgenden Wintersemester« ersetzt. 

c)  Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa)  In Satz 1 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Win-
tersemester 2020/2021 in der Zeit vom 28. Au-
gust 2020 bis zum 26. September 2020 und für 
die folgenden Wintersemester« ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Win-
tersemester 2020/2021 am 27. September 2020 
und für die folgenden Wintersemester« ersetzt.

d)  Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa)  In Satz 1 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« die Wörter », für das Winterse-
mester 2020/2021 vom 3. Oktober 2020 bis  
20. Oktober 2020 und für die folgenden Win-
tersemester« ersetzt.

bb)  In Satz 3 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Win-
tersemester 2020/2021 vom 30. September 
2020 bis 2. Oktober 2020 und für die folgenden 
Wintersemester« ersetzt.

cc) In Satz 5 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Win-
tersemester 2020/2021 vom 30. September 
2020 bis 20. Oktober 2020 und für die folgen-
den Wintersemester« ersetzt. 

2.  § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a)  In Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter »für das 
Wintersemester« durch die Wörter »für das Winter-
semester 2020/2021, wenn die Hochschulzugangs-
berechtigung vor dem 16. Januar 2020 erworben 
wurde, bis zum 25. Juli 2020, andernfalls bis zum 
20. August 2020 und für die folgenden Winterse-
mester« ersetzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Halbsatz 1 Nummer 2 werden die Wörter 
»für das Wintersemester« durch die Wörter »für 
das Wintersemester 2020/2021, wenn die Hoch-
schulzugangsberechtigung vor dem 16. Januar 
2020 erworben wurde, bis zum 31. Juli 2020, 
andernfalls bis zum 26. August 2020 und für die 
folgenden Wintersemester« ersetzt.

bb)  In Halbsatz 2 werden die Wörter »zu einem Win-
tersemester« durch die Wörter »zum Winter-
semester 2020/2021 erst nach dem 31. Juli 2020 
feststehen, können bis zum 26. August 2020 
nachgereicht werden (Ausschlussfristen); Er-
gebnisse von Kriterien, die für eine Bewerbung 
zu den folgenden Wintersemestern« ersetzt. 
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Prüfungsordnung  
des Regierungspräsidiums Stuttgart  
über die Prüfung zum anerkannten 

Fortbildungsabschluss Geprüfte Fachkraft 
zur Arbeits- und Berufsförderung  

(PrüfO-GFAB)

Vom 2. Juni 2020

Auf Grund des Beschlusses des Berufsbildungsausschus-
ses vom 26. Mai 2020 erlässt das Regierungspräsidium 
Stuttgart als zuständige Stelle nach § 54 in Verbindung 
mit § 56 Absatz 1 Satz 2 und den §§ 47 und 79 Absatz 4 
Satz 1 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 23. März 
2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2522)  
geändert worden ist, auf der Grundlage der Arbeits-  
und Berufsförderungsfortbildungsprüfungsverordnung 
(GFABPrV) vom 13. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2909), 
die durch Artikel 78 der Verordnung vom 9. Dezember 
2019 (BGBI. I S. 2153, 2419) geändert worden ist, die 
folgende Prüfungsordnung:

A B S C H N I T T  1

Prüfungsausschüsse

§ 1

Errichtung von Prüfungsausschüssen, 
 Prüferdelegationen 

(1) Mit der Prüfung zum anerkannten Fortbildungsab-
schluss Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförde-
rung soll die auf einen beruflichen Aufstieg abzielende 
Erweiterung der beruflichen Handlungsfähigkeit nachge-
wiesen werden. Die Prüfung wird von der nach Landes-
recht zuständigen Stelle nach den §§ 2 bis 17 GFABPrV 
durchgeführt.

(2) Für die Abnahme der Prüfungen errichtet die zustän-
dige Stelle einen Prüfungsausschuss oder mehrere Prü-
fungsausschüsse. Im Einvernehmen mit den Mitgliedern 
des Prüfungsausschusses kann die zuständige Stelle die 
Abnahme und abschließende Bewertung von Prüfungs-
leistungen auf Prüferdelegationen übertragen. 

§ 2

Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei 
Mitgliedern. Die Mitglieder müssen für die Prüfungsge-
biete sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungs-
wesen geeignet sein. 

(2) Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder Be-
auftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in glei-
cher Zahl sowie mindestens eine Lehrkraft eines Fort-

 Wintersemester 2020/2021 bis zum 20. August 2020 
und für die folgenden Wintersemester« ersetzt.

9. § 38 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter »und für das Win-
tersemester« durch die Wörter », für das Winterse-
mester 2020/2021 bis zum 20. August 2020 und für 
die folgenden Wintersemester« ersetzt.

b) In Nummer 3 werden nach dem Wort »Dauer« die 
Wörter »jeweils einzeln oder in Kombination« ein-
gefügt. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum 
Wintersemester 2020/2021.

stuttgart, den 29. Juni 2020 Bauer

Bekanntmachung des Staatsministeriums 
über das Inkrafttreten des 

Dreiundzwanzigsten Staatsvertrags zur 
Änderung rundfunkrechtlicher 

Staatsverträge

Vom 19. Juni 2020

Der zwischen dem 10. und dem 28. Oktober 2019 unter-
zeichnete Dreiundzwanzigste Staatsvertrag zur Ände-
rung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Dreiundzwan-
zigster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) – GBl. 2020, 
S. 150 – zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem 
Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem Land Branden-
burg, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und 
Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land 
Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, 
dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-
Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land 
Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein und dem 
Freistaat Thüringen ist nach Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des 
Dreiundzwanzigsten Rundfunkänderungsstaatsvertrags 
zum 1. Juni 2020 in Kraft getreten.

stuttgart, den 19. Juni 2020 Schopper 
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Prüfungsausschusses oder der Prüferdelegation nicht 
 berufen werden kann.

§ 3

Ausgeschlossene Personen und  
Besorgnis der Befangenheit

(1) Bei der Zulassung und Prüfung darf nicht mitwirken, 
wer Angehörige oder Angehöriger einer Prüfungsbewer-
berin oder eines Prüfungsbewerbers ist. Angehörige im 
Sinne des Satz 1 sind:

1. Verlobte,

2. Ehegattinnen und -gatten,

3. Lebenspartner nach § 1 des Lebenspartnerschaftsge-
setzes,

4. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,

5. Geschwister,

6. Kinder der Geschwister,

7. Ehegattinnen und -gatten der Geschwister und Ge-
schwister der Ehegattinnen und -gatten,

8. Geschwister der Eltern,

9. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes 
Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie 
 Eltern und Kind miteinander verbunden sind (Pflege-
eltern und Pflegekinder).

Angehörige sind die im Satz 2 aufgeführten Personen 
auch dann, wenn

1. in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die Bezie-
hung begründende Ehe oder die Lebenspartnerschaft 
nicht mehr besteht;

2. in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Verwandtschaft 
oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind erlo-
schen ist;

3. im Falle der Nummer 9 die häusliche Gemeinschaft 
nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie 
Eltern und Kind miteinander verbunden sind.

(2) Hält sich ein Prüfungsausschussmitglied oder ein 
Mitglied einer Prüferdelegation nach Absatz 1 für ausge-
schlossen oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzun-
gen des Absatz 1 gegeben sind, ist dies der zuständigen 
Stelle mitzuteilen, während der Prüfung dem Prüfungs-
ausschuss. Die Entscheidung über den Ausschluss von 
der Mitwirkung trifft die zuständige Stelle, während der 
Prüfung der Prüfungsausschuss unter Ausschluss der be-
troffenen Person.

(3) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen ge-
gen eine unparteiische Ausübung des Prüfungsamtes zu 
rechtfertigen, oder wird von einer zu prüfenden Person 
das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so hat 
die betroffene Person dies der zuständigen Stelle mitzu-
teilen, während der Prüfung dem Prüfungsausschuss. 
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

bildungsträgers angehören. Mindestens zwei Drittel der 
Gesamtzahl der Mitglieder müssen Beauftragte der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer sein. Die Mitglieder 
 haben Stellvertretungen. Der Frauenanteil der zu be-
stimmenden Mitglieder muss mindestens 40 Prozent be-
tragen. Das Chancengleichheitsgesetz vom 23. Februar 
2016 (GBl. S 108), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
6. März 2018 (GBl. S. 65, 73) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung findet insoweit Anwendung. 
Ausnahmen hiervon sind nur bei schriftlicher Benen-
nung besonderer Gründe möglich. Besondere Gründe 
sind insbesondere dann gegeben, wenn nicht ausreichend 
fachlich geeignete weibliche Mitglieder zur Verfügung 
stehen. 

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder wer-
den von der zuständigen Stelle für längstens fünf Jahre 
berufen.

(4) Die Arbeitnehmermitglieder werden auf Vorschlag 
der im Bezirk der zuständigen Stelle bestehenden Ge-
werkschaften und selbständigen Vereinigungen von Ar-
beitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zweck-
setzung berufen.

(5) Die Lehrkräfte werden auf Vorschlag der Fortbil-
dungsträger berufen.

(6) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender 
Zahl innerhalb einer von der zuständigen Stelle gesetzten 
angemessenen Frist vorgeschlagen, beruft die zuständige 
Stelle sie insoweit nach pflichtgemäßem Ermessen.

(7) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des 
Prüfungsausschusses können nach Anhörung der an ihrer 
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen 
werden.

(8) Die zuständige Stelle kann weitere Prüfende für den 
Einsatz in Prüferdelegationen berufen. Die Berufung 
weiterer Prüfender kann auf bestimmte Prüf- oder Fach-
gebiete beschränkt werden. Mitglieder von Prüferdelega-
tionen können die Mitglieder des Prüfungsausschusses, 
deren Stellvertretungen sowie weitere Prüfende sein, die 
durch die zuständige Stelle berufen worden sind. Prü-
fende können Mitglieder mehrerer Prüferdelegationen 
sein. Sind verschiedene Prüfungsleistungen derart aufei-
nander bezogen, dass deren Beurteilung nur einheitlich 
erfolgen kann, so müssen diese Prüfungsleistungen von 
denselben Prüfenden abgenommen werden. Für die 
 Zusammensetzung von Prüferdelegationen finden die 
Absätze 1 bis 7 entsprechende Anwendung.

(9) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss oder in der 
 Prüferdelegation ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und 
für Zeitversäumnisse ist, soweit eine Entschädigung 
nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemessene 
Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von der zustän-
digen Stelle mit Genehmigung der obersten Landes-
behörde festgesetzt wird.

(10) Von Absatz 2 darf nur abgewichen werden, wenn 
anderenfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des 
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sowie den Ort der Prüfung in geeigneter Weise rechtzei-
tig, spätestens jedoch zwei Monate vor der schriftlichen 
Prüfungsaufgabe nach § 8 Nummer 1 GFABPrV be-
kannt. 

(2) Wird die Fortbildungsprüfung mit einheitlichen 
 überregionalen Prüfungsaufgaben durchgeführt, sind 
einheitliche Prüfungstage von der zuständigen Stelle an-
zusetzen.

§ 8

Zulassung zur Prüfung

(1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer Folgendes nach-
weist:

1. eine erfolgreich abgelegte Abschlussprüfung in einem 
nach dem Berufsbildungsgesetz oder nach der Hand-
werksordnung anerkannten Ausbildungsberuf und 
eine sich daran anschließende mindestens zweijährige 
einschlägige Berufspraxis,

2. eine erfolgreich abgelegte Abschlussprüfung in 

1. einem auf der Grundlage eines Berufszulassungs-
gesetzes geregelten Heilberuf oder 

2. einem dreijährigen landesrechtlich geregelten Be-
ruf im Gesundheits- und Sozialwesen und eine sich 
daran anschließende mindestens zweijährige ein-
schlägige Berufspraxis,

3. ein erfolgreich abgeschlossenes einschlägiges 
Hochschulstudium und eine sich daran anschlie-
ßende mindestens zweijährige einschlägige Berufs-
praxis oder

4. eine mindestens sechsjährige Berufspraxis.

(2) Sechs Monate der nachzuweisenden Berufspraxis 
nach Absatz 1 müssen in Aufgabenbereichen abgeleistet 
worden sein, die wesentliche Bezüge zu den in § 1 Ab-
satz 3 GFABPrV genannten Aufgaben einer Geprüften 
Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung haben.

(3) Abweichend von Absatz 1 ist zur Prüfung auch zu-
zulassen, wer durch Vorlage von Zeugnissen oder auf 
andere Weise glaubhaft macht, Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten erworben zu haben, die der beruflichen 
Handlungsfähigkeit vergleichbar sind und die die Zulas-
sung zur Prüfung rechtfertigen.

§ 9

Örtliche Zuständigkeit

Örtlich zuständig für die Anmeldung zur Fortbildungs-
prüfung ist die zuständige Stelle, in deren Bezirk die 
 Prüfungsbewerberin oder der Prüfungsbewerber

1. an einer Maßnahme der Fortbildung teilgenommen hat 
oder

2. seinen Beschäftigungsort oder

3. seinen Wohnsitz hat.

(4) Wenn infolge von Ausschluss oder Besorgnis der Be-
fangenheit eine ordnungsgemäße Besetzung des Prü-
fungsausschusses oder der Prüferdelegation nicht mög-
lich ist, kann die zuständige Stelle die Durchführung der 
Prüfung einem anderen Prüfungsausschuss oder einer 
anderen Prüferdelegation übertragen. Das Gleiche gilt, 
wenn eine objektive Durchführung der Prüfung nicht 
 gewährleistet erscheint.

§ 4

Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation 
wählt aus seiner Mitte ein Mitglied, das den Vorsitz führt, 
und ein weiteres Mitglied, das die Stellvertretung über-
nimmt. Der Vorsitz und die Stellvertretung sollen nicht 
von derselben Mitgliedsgruppe wahrgenommen werden.

(2) Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation ist 
beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, min-
destens drei, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.

§ 5

Geschäftsführung

(1) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen  
mit dem Prüfungsausschuss oder der Prüferdelegation 
dessen oder deren Geschäftsführung, insbesondere Ein-
ladungen, Protokollführung und Ausführung der Be-
schlüsse.

(2) Die Sitzungsprotokolle sind vom vorsitzenden Mit-
glied und der protokollführenden Person zu unterschrei-
ben. § 21 Absatz 4 bleibt unberührt.

§ 6

Verschwiegenheit

Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Prü-
fungsausschusses oder der Prüferdelegation haben über 
alle Prüfungsvorgänge gegenüber Dritten Verschwiegen-
heit zu wahren. Dies gilt nicht gegenüber der zuständi-
gen Stelle und dem Berufsbildungsausschuss. Ausnah-
men bedürfen der Einwilligung der zuständigen Stelle.

A B S C H N I T T  2

Vorbereitung der Prüfung

§ 7

Prüfungstermine

(1) Die zuständige Stelle bestimmt im Einvernehmen mit 
den Trägern der Fortbildung und dem Prüfungsausschuss 
oder der Prüferdelegation die Prüfungstermine. Die zu-
ständige Stelle gibt die Termine und die Anmeldefristen 
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Durchführung der Prüfung

§ 12

Gliederung und Inhalt der Prüfung

Die Prüfung besteht aus einer schriftlichen Prüfungs-
aufgabe und einer Projektarbeit bestehend aus einer 
schriftlichen Abschlussarbeit und einer Projektpräsenta-
tion verbunden mit einem Fachgespräch (§ 8 GFABPrV). 
Die Inhalte der Prüfung richten sich nach den Bestim-
mungen der Arbeits- und Berufsförderungsfortbildungs-
verordnung. 

§ 13

Prüfungsaufgaben

(1) Der Prüfungsausschuss beschließt auf der Grundlage 
der Arbeits- und Berufsförderungsfortbildungsprüfungs-
verordnung die Prüfungsaufgaben. Er kann Personen,  
die nicht Mitglieder des Prüfungsausschusses sind, mit 
der Erstellung von Vorschlägen für Prüfungsaufgaben 
beauftragen. Er ist gehalten, überregional erstellte und 
vom Berufsbildungsausschuss beschlossene Aufgaben 
zu übernehmen.

(2) Zur Gewährleistung einer objektiven Beurteilung,  
ist die schriftliche Prüfung (vergleiche § 8 Nummer 1 
GFABPrV) unter Verwendung von Prüfziffern pseudo-
nymisiert durchzuführen. Die Zuordnungsübersicht muss 
bis zum Abschluss der Bewertung dieser Prüfungsauf-
gabe mit den notwendigen technischen und organisatori-
schen Maßnahmen vor einem Zugriff unbefugter Dritter 
gesichert werden.

(3) Der schriftlichen Abschlussarbeit (vergleiche § 8 
Nummer 2 GFABPrV) hat die zu prüfende Person auf 
einem gesonderten Blatt eine unterschriebene Versiche-
rung beizufügen, dass die Arbeit ohne fremde Hilfe an-
gefertigt und ausschließlich die angegebenen Hilfsmittel 
verwendet wurden.

§ 14

Nachteilsausgleich

Bei Personen, die in ihrer Schreibfähigkeit, ihren kom-
munikativen oder körperlichen Fähigkeiten einge-
schränkt sind, stellt der Prüfungsausschuss auf Antrag 
die barrierefreie Gestaltung aller Teilprüfungen sicher. 
Soweit erforderlich, werden geeignete Kommunikations-
hilfen zugelassen oder weitere Nachteilsausgleiche ge-
währt. Insbesondere kann die Prüfungsbehörde Bear-
beitungszeiten angemessen verlängern, Ruhepausen ge-
währen, die nicht auf die Bearbeitungszeit angerechnet 
werden, oder persönliche oder sächliche Hilfsmittel 
 zulassen. Die Gewährung eines Nachteilsausgleiches ist 
grundsätzlich schriftlich bei der zuständigen Stelle zu 
beantragen. Die Beeinträchtigung ist darzulegen und 
durch ärztliches Zeugnis oder andere geeignete Unter-

§ 10

Anmeldung zur Prüfung

(1) Die Anmeldung zur Prüfung hat schriftlich bei  
der zuständigen Stelle spätestens drei Monate vor dem 
Prüfungstermin der schriftlichen Prüfungsaufgabe zu 
 erfolgen.

(2) Der Anmeldung sind beizufügen:

1. Angaben zur Person mit tabellarischem Lebenslauf,

2. Angaben über die in den §§ 8 und 9 genannten Voraus-
setzungen und

3. eine Erklärung und gegebenenfalls ein Nachweis 
 darüber, ob und mit welchem Erfolg die Prüfungsbe-
werberin oder der Prüfungsbewerber bereits an einer 
Prüfung teilgenommen hat.

(3) Bei Wiederholungsprüfungen ist der Bescheid nach 
§ 23 Absatz 1 beizufügen.

§ 11

Entscheidung über die Zulassung,  
Befreiung von Prüfungsbestandteilen

(1) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die zu-
ständige Stelle. Hält sie die Zulassungsvoraussetzungen 
nicht für gegeben, so entscheidet der Prüfungsausschuss 
oder die Prüferdelegation.

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist den Prü-
fungsbewerbenden rechtzeitig unter Angabe des Prü-
fungstages und des Prüfungsortes einschließlich der er-
laubten Arbeits- und Hilfsmittel von der zuständigen 
Stelle schriftlich mitzuteilen. Auf Anfrage sind der zu 
prüfenden Person die Mitglieder und stellvertretenden 
Mitglieder des Prüfungsausschusses oder der Prüferdele-
gation bekannt zu geben sowie die Prüfungsordnung aus-
zuhändigen.

(3) Die zu prüfende Person ist auf Antrag von der Able-
gung einzelner Prüfungsbestandteilte durch die zustän-
dige Stelle zu befreien, wenn sie nachweislich

1. eine andere vergleichbare Prüfung vor einer öffentli-
chen oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung 
oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss erfolg-
reich abgelegt hat und

2. die Anmeldung zur Fortbildungsprüfung innerhalb 
von zehn Jahren nach der Bekanntgabe des Bestehens 
der Prüfung erfolgt.

(4) Die Entscheidung über die Nichtzulassung sowie die 
Entscheidungen nach den Absätzen 2 und 3 sind schrift-
lich zu eröffnen.

(5) Die Zulassung kann vom Prüfungsausschuss oder der 
Prüferdelegation bis zum ersten Prüfungstag zurück-
genommen werden, wenn sie auf falschen Angaben oder 
gefälschten Unterlagen beruht.
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§ 18

Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1) Zu prüfende Personen, die sich einer Täuschungs-
handlung schuldig machen, kann die weitere Teilnahme 
an der Prüfung von der Aufsichtsführung unter Vorbehalt 
gestattet werden. Bei einer erheblichen Störung des Prü-
fungsablaufs kann die Aufsichtsführung die zu prüfende 
Person von der weiteren Teilnahme an der Prüfung aus-
schließen.

(2) Über die Folgen von Täuschungshandlungen oder 
Störungen entscheidet der Prüfungsausschuss oder die 
Prüferdelegation nach Anhörung der zu prüfenden Per-
son. Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation 
kann die Wiederholung der schriftlichen Prüfungsauf-
gabe oder der Projektarbeit anordnen. In schwerwiegen-
den Fällen, insbesondere bei vorbereiteten Täuschungs-
handlungen, kann die Prüfung für nicht bestanden erklärt 
werden. Das Gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres nach-
träglich festgestellten Täuschungen.

§ 19

Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Die zu prüfende Person kann vor Beginn der Prüfung 
nach § 8 Nummer 1 GFABPrV und im Fall des § 8 
 Nummer 2 GFABPrV vor Bekanntgabe der Projektarbeit 
durch schriftliche Erklärung zurücktreten. In diesem Fall 
gilt die Prüfung als nicht abgelegt.

(2) Tritt die zu prüfende Person nach Beginn der Prüfung 
zurück, so können bereits erbrachte, in sich abgeschlos-
sene Prüfungsleistungen nur anerkannt werden, wenn ein 
wichtiger Grund für den Rücktritt vorliegt. Krankheit gilt 
als wichtiger Grund. Sie ist durch Vorlage eines ärztli-
chen Attestes nachzuweisen.

(3) Bei Nichtteilnahme oder Rücktritt nach Beginn der 
Prüfung, ohne wichtigen Grund, gilt die Prüfung als 
nicht bestanden.

(4) Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes ent-
scheidet der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelega-
tion.

lagen nachzuweisen. Aus dem ärztlichen Attest oder  
den Unterlagen muss die leistungsbeeinträchtigende oder 
-verhindernde Auswirkung der Behinderung oder Be-
einträchtigung hervorgehen. Die zu prüfenden Personen 
sind durch die Fortbildungsträger in geeigneter Weise 
rechtzeitig auf die Möglichkeit einer Antragstellung hin-
zuweisen. Die fachlichen Anforderungen dürfen durch 
den Nachteilsausgleich nicht herabgesetzt werden.

§ 15

Ausschluss der Öffentlichkeit

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Vertretungen der 
obersten Landesbehörde und der zuständigen Stelle 
 sowie Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des 
 Berufsbildungsausschusses können anwesend sein. Der 
Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation kann im 
Einvernehmen mit der zuständigen Stelle andere Per-
sonen als Gäste zulassen. Bei der Beratung des Prüfungs-
ergebnisses dürfen nur die Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses oder der Prüferdelegation sowie Vertretungen 
der zuständigen Stelle anwesend sein.

§ 16

Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des vorsitzenden 
Mitglieds vom Prüfungsausschuss oder der Prüferdele-
gation abgenommen.

(2) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen mit 
dem Prüfungsausschuss oder der Prüferdelegation die 
Aufsichtsführung bei der Durchführung der schriftlichen 
Prüfung. Über den Verlauf der Prüfung ist eine Nieder-
schrift zu fertigen, welche von der aufsichtsführenden 
Person zu unterzeichnen ist.

§ 17

Ausweispflicht und Belehrung

Die zu prüfenden Personen haben auf Verlangen des 
 vorsitzenden Mitglieds oder der Aufsichtsführung einen 
Identitätsnachweis zu erbringen. Sie sind vor Beginn  
der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur Verfügung 
stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel,  
die Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungs-
verstößen zu belehren.
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Bewertung, Feststellung und Beurkundung  
des Prüfungsergebnisses

§ 20

Bewertung der Prüfungsleistung

Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:

Punkte Note  
dezimal

Note 
in Worten

Definition

100

98 – 99

96 – 97

94 – 95

92 – 93

1,0

1,1

1,2

1,3

1,4

sehr gut

eine Leistung, die den Anforderungen  
in besonderem Maß entspricht

91

90

89

88

87

85 – 86

84

83

82

81

1,5

1,6

1,7

1,8

1,9

2,0

2,1

2,2

2,3

2,4

gut 

eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht

79 – 80

78

77

75 – 76

74

72 – 73

71

70

68 – 69

67

2,5

2,6

2,7

2,8

2,9

3,0

3,1

3,2

3,3

3,4

befriedigend

eine Leistung, die den Anforderungen  
im Allgemeinen entspricht

65 – 66

63 – 64

62

60 – 61

58 – 59

56 – 57

55

53 – 54

51 – 52

50

3,5

3,6

3,7

3,8

3,9

4,0

4,1

4,2

4,3

4,4

ausreichend 

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist,  
aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht



Nr. 22 GBl. vom 7. Juli 2020 507

Nichtbestehens der Tag der Feststellung des Gesamt-
ergebnisses der Prüfung einzusetzen.

(4) Über den Verlauf der Prüfung einschließlich der 
 Feststellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine 
Niederschrift zu fertigen. Sie ist von den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses oder der Prüferdelegation zu unter-
zeichnen.

§ 22

Prüfungszeugnis

Über das Bestehen der Prüfung sind der geprüften Per-
son von der zuständigen Stelle zwei Zeugnisse entspre-
chend § 15 Absätze 1 und 2 GFABPrV mit den dort ge-
nannten Mindestanforderungen auszustellen.

§ 23

Nicht bestandene Prüfung und Wiederholungsprüfung

(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhält die geprüfte 
Person von der zuständigen Stelle einen schriftlichen Be-
scheid, welcher auch elektronisch zugesandt werden 
kann. Darin ist anzugeben, warum die Prüfung nicht be-
standen wurde und welche Ergebnisse in den einzelnen 
Prüfungsleistungen erzielt wurden.

(2) Wurde die schriftliche Prüfungsaufgabe, die schriftli-
che Abschlussarbeit oder die Projektpräsentation ein-
schließlich Fachgespräch nicht bestanden, so kann dieser 
Prüfungsbestandteil innerhalb einer Frist von zwei Jah-
ren, beginnend mit dem Tag der nicht bestandenen Prü-
fung, zweimal wiederholt werden.

Punkte Note  
dezimal

Note 
in Worten

Definition

48 – 49

46 – 47

44 – 45

42 – 43

40 – 41

38 – 39

36 – 37

34 – 35

32 – 33

30 – 31

4,5

4,6

4,7

4,8

4,9

5,0

5,1

5,2

5,3

5,4

mangelhaft 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, 
 jedoch erkennen lässt, dass gewisse Grundkenntnisse  
noch vorhanden sind

25 – 29

20 – 24

15 – 19

10 – 14

5 – 9

0 – 4

5,5

5,6

5,7

5,8

5,9

6,0

ungenügend

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und 
bei der selbst Grundkenntnisse fehlen

§ 21

Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses

(1) Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation 
stellt gemeinsam die Ergebnisse der einzelnen Prüfungs-
leistungen sowie das Gesamtergebnis als arithmetisches 
Mittel der einzelnen Prüfungsleistungen nach § 12 fest. 
Bei der Ermittlung der einzelnen Prüfungsleistungen fin-
det lediglich die erste Dezimale hinter dem Komma Be-
rücksichtigung. Die Gesamtpunktzahl ist kaufmännisch 
auf eine ganze Zahl zu runden. Der gerundeten Gesamt-
punktzahl wird nach § 20 die Note als Dezimalzahl und 
die Note in Worten zugeordnet. 

(2) Die Prüfung ist bestanden, wenn in der schriftlichen 
Prüfungsaufgabe, in der schriftlichen Abschlussarbeit 
und in der Projektpräsentation einschließlich Fachge-
spräch ohne Rundungen jeweils mindestens 50 Punkte 
erreicht wurden. Die zu prüfenden Personen sind vom 
Prüfungsausschuss oder der Prüferdelegation darüber zu 
informieren, dass es ihnen grundsätzlich freisteht, bei 
nicht ausreichender Leistung in der schriftlichen Ab-
schlussarbeit, zum dritten Prüfungsteil (Projektpräsenta-
tion mit Fachgespräch) anzutreten. Die Information über 
das Erreichen der Mindestpunktzahl in der schriftlichen 
Abschlussarbeit erfolgt ausschließlich auf Wunsch der 
geprüften Person.

(3) Der Prüfungsausschuss oder die Prüferdelegation  
soll am letzten Prüfungstag mitteilen, wer die Prüfung 
»bestanden« oder »nicht bestanden« hat. Hierüber ist der 
geprüften Person unverzüglich eine vom vorsitzenden 
Mitglied unterzeichnete Bescheinigung auszuhändigen. 
Dabei ist als Termin des Bestehens beziehungsweise 
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§ 26

Übergangsvorschriften

(1) Für Prüfungsverfahren zum anerkannten Fortbil-
dungsabschluss Geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Be-
rufsförderung, die am 30. September 2020 bereits begon-
nen waren, finden die Vorschriften der Prüfungsordnung 
des Regierungspräsidiums Stuttgart über die Prüfung 
zum anerkannten Fortbildungsabschluss Geprüfte Fach-
kraft zur Arbeits- und Berufsförderung vom 25. April 
2017 (GBl. S. 257) Anwendung. Gleiches gilt für die 
erstmalige Anmeldung zu dieser Prüfung vor Ablauf des 
30. September 2020.

§ 27

Inkrafttreten, Genehmigung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach ihrer Ver-
kündung im Gesetzblatt des Landes Baden-Württemberg 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung des Re-
gierungspräsidiums Stuttgart über die Prüfung zum aner-
kannten Fortbildungsabschluss Geprüfte Fachkraft zur 
Arbeit- und Berufsförderung vom 25. April 2017 (GBl. 
S. 257) außer Kraft.

(2) Diese Prüfungsordnung wurde am 27. April 2020 
nach § 47 Absatz 1 Satz 2 und § 56 Absatz 1 Satz 2 BBiG 
in Verbindung mit § 54 BBiG vom Sozialministerium 
Baden-Württemberg genehmigt.

stuttgart, den 29. Mai 2020 Reimer

(3) Auf Antrag kann im Fall einer Wiederholung einer 
nicht bestandenen Prüfung auch ein bestandener Prü-
fungsbestandteil wiederholt werden. In diesem Fall gilt 
nur das Ergebnis der letzten Prüfung.

(4) Die geprüfte Person hat die Wiederholung des Prü-
fungsbestandteils bei der zuständigen Stelle zu beantra-
gen. Für die Anmeldung zur Wiederholungsprüfung fin-
den die §§ 9 und 10 Anwendung.

A B S C H N I T T  5

Schlussbestimmungen

§ 24

Rechtsbehelfe

Maßnahmen und Entscheidungen der Prüfungsaus-
schüsse sowie der zuständigen Stelle sind bei ihrer 
schriftlichen Bekanntgabe an die zu prüfenden oder ge-
prüften Personen mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 

§ 25

Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist der geprüften Person nach Abschluss der 
Prüfung Einsicht in die eigenen Prüfungsunterlagen zu 
gewähren. Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind zwei 
Jahre, die Anmeldung nach § 10 und die Niederschriften 
nach § 21 Absatz 4 sind zehn Jahre nach Abschluss der 
Prüfung aufzubewahren.
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